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Editorial

Steuerreform - ein amerikanischer Traum?

Wie in den meisten OECD-Ländern beschäftigten sich
Expertenkommissionen auch in den Vereinigten Staaten
lange Jahre mit der Reform der Steuern. Das Auseinander¬
klaffen zwischen Idealvorstellung und einer sich ständig
verkomplizierenden Besteuerungspraxis führte zu einer resi-
gnativen Grundhaltung der Reformer. Ihr Mentor J. A. Pech-
man drückt diese Stimmung in fast lyrischen Worten aus:
„Why, it is often asked, if tax reform is so desirable, haven't
we had more of it? One answer may be that the beauty oft tax
reform shines more brightly in the eyes of the reformers than
in those of the general public. Another is that any kind of
reform has a built-in dilemma. An approach that concentrates
on a limited number of specific proposals immediately runs
afoul of those who stand to loose by the change. Their cries
are inevitably loud enough to drown out the praises of the few
who are farsighted enough to perceive the potential gains for
the general public."

Der in den USA besonders starke lobbyistische Druck auf
alle wirtschaftspolitischen Entscheidungen ließ das Unter¬
fangen einer generellen Steuerreform undurchführbar
erscheinen. Zwar war fast jeder Amerikaner unzufrieden mit
dem bestehenden Besteuerungssystem, doch die Unzufrie¬
denheit konnte sich nicht in allgemein akzeptierten Lösungs¬
wegen artikulieren. Um so erstaunlicher ist es, daß der nun
von der Reaganadministration durchgeführten Radikalkur
weitgehend Erfolg beschieden war. Reformen dieser Art
bleiben selten ohne Auswirkungen auf andere Länder. Bei
der Prüfung der Frage, ob diese Radikalkur auch ein Modell
für Österreich sein kann, muß man sich zunächst die tiefgrei¬
fenden Unterschiede des US-amerikanischen Steuersystems
vom österreichischen vor Augen führen.

Das US-amerikanische Einkommensteuersystem ist in
gewisser Weise rigoroser als das österreichische. Ohne daß
bestimmte Einkunftsarten abschließend definiert sind, soll
der Idee nach jeder Vermögenszuwachs eines Haushaltes
(also auch Unterhaltszahlungen, Lotteriegewinne, Veräuße¬
rungserlöse von Liegenschaften usw.) der Besteuerung unter¬
liegen; viele Auslagen, die dem Erwerb dieses Vermögens
dienen (z. B. Zinsen für Konsumentenkredite, Hypothekar¬
kredite usw.) oder Aufwendungen für Krankenbehandlun¬
gen, Pensionsvorsorgefonds sind demgegenüber steuerlich
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abzugsfähig. Daß ein solches System der generellen Veranla¬
gung von der Konzeption her kompliziert ist und nur durch
eine Fülle von Zusatzregeln und Ausnahmebestimmungen
(„loopholes") funktionsfähig gemacht werden kann, ist klar.
Daß die Hälfte der Steuerzahler in der Folge zur Abgabe ihrer
Steuererklärung einen Steuerberater konsultieren mußte und
die raffinierteste Steuerstrategie zur geringsten Steuerlast
führte, wurde in breiten Kreisen der Bevölkerung als unbe¬
friedigend empfunden. Diese wachsende Unzufriedenheit
machte sich der Präsident der Vereinigten Staaten zunutze, in
dem er nach relativ kurzer Vorarbeit am 29. Mai 1985 „The
President's Tax Proposais to the Congress for Fairness,
Growth and Simplicity" präsentierte, ohne daß die ökonomi¬
schen Auswirkungen dieser Totalreform im Detail abge¬
schätzt, geschweige denn genau quantifiziert werden konn¬
ten. Die Hoffnung auf Wachstum der Bemessungsgrundlage
als Folge der Vereinfachung und Reduktion von Ausnahme¬
bestimmungen trägt die Reform.

Das Konzept sieht eine Abschaffung vieler Ausnahmebe¬
stimmungen, eine Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen
und eine aufkommensneutrale Absenkung der Steuersätze
der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer vor. Es
werden jedoch nicht nur Ausnahmebestimmungen abge¬
schafft oder reduziert, sondern die Vorschriften über die
Gewinnermittlung grundlegend geändert, sodaß eine Ana¬
lyse der ökonomischen Auswirkungen besonders schwierig
ausfällt.

Das weitere Schicksal des Präsidentenentwurfes ist nur aus
den Besonderheiten des US-amerikanischen politischen
Systems verständlich. Der Präsidentenentwurf fand zunächst
weitgehend die Zustimmung im Repräsentantenhaus, das
von den Demokraten dominiert wird. Dieser Gesetzesinitia¬
tive nach sollten die 15 Tarifklassen des Einkommensteuerta-
rifes mit einem Spitzensatz von 50 Prozent auf 4 Tarifklassen
mit einem Spitzensteuersatz von 35 Prozent reduziert wer¬
den. Insgesamt hätte dieser Entwurf eine Verschiebung der
Steuerlasten von den Haushalten auf die Unternehmen von
schätzungsweise 120 Milliarden Dollar über 5 Jahre erbracht.
Der Senat, der von Mitgliedern der Partei des Präsidenten
dominiert wird, erstattete daraufhin einen Gegenvorschlag,
der nur mehr zwei Einkommensteuertarifklassen mit Grenz¬
steuersätzen von 15 und 28 Prozent vorsieht und einige
Besonderheiten der Gewinnermittlung aufrecht erhält. Sieht
man von einer Erschwerung des Lebens von Steuerakrobaten
ab, dann bedeutet der Gesetzesentwurf des Senats sicherlich
eine Entlastung der hohen Einkommen. Durch die Hintertür
wurde z. B. die bisherige Steuerbelastung langfristiger „Capi-
tal-gains" von maximal 20 Prozent auf 17 Prozent eingeführt.
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Auch wenn die steuerlichen Existenzminima deutlich nach
oben verschoben wurden, dann führt dieser Reformentwurf
keineswegs zu einer sozialen Steuerreform,als welchen ihn
der Präsident zu präsentieren suchte.

Der Vermittlungsausschuß des Kongresses arbeitet im
Zeitpunkt der Abfassung dieses Editoriais an einer Harmoni¬
sierung der Vorschläge. Wie nun auch das endgültige Gesetz
im Detail aussehen mag, die Grundkonzeption steht fest. Es
kann als wahrscheinlich angenommen werden, daß die Total¬
reform Auswirkungen auf europäische Staaten entfalten
wird. Diese Auswirkungen werden Europa über zwei Kanäle
erreichen:

1. Es gibt so etwas wie eine Transformation von einmal
realisierten grundlegenden Ideen, auch wenn kein konkreter
wirtschaftlicher Zugzwang zu ihrer Realisierung besteht.
Man muß nicht den Hegeischen Weltgeist bemühen, um zu
erkennen, daß Ideen befruchtend wirken, wenn sie auf
fruchtbaren Boden fallen. Fruchtbar ist der österreichische
Steuerboden schon deshalb, weil wir unter ähnlichen Proble¬
men leiden wie die Amerikaner. Anstelle einer eingehenden
Analyse sei nur ein Zitat aus dem Editorial von Heft 1/1980
dieser Zeitschrift gestellt: „Das Steuersystem wurde schließ¬
lich durch diese Zugeständnisse an die verschiedensten
Interessengruppen derart verändert, daß heute in der Regel
weniger als die Hälfte des Einkommens als Bemessungs¬
grundlage dient. Dabei stehen den Einkommen- und Körper¬
schaftsteuerpflichtigen viel größere Möglichkeiten offen als
den unselbständig Beschäftigten. Das Ergebnis einer solchen
Entwicklung ist klar: Um trotz der zahllosen Sonderbestim¬
mungen zu einem befriedigenden Steueraufkommen zu
gelangen, müssen die Steuersätze entsprechend hoch ange¬
setzt werden. Jedes zusätzliche Einkommen einer großen
Zahl Steuerpflichtiger liegt damit im Bereich hoher Progres¬
sion und erzeugt subjektiv das Gefühl starker Besteuerung.
Eine rationale Steuerreform müßte daher darauf drängen,
diese Steuerbefreiung möglichst umfassend zu eliminieren,
die Steuersätze zu senken und damit die Kluft zwischen
Grenz- und Durchschnittsteuersatz zu minimieren. Eine sol¬
che Lösung würde das Steuersystem übersichtlicher und
einfacher machen und den Verwaltungsaufwand entschei¬
dend zu senken. Auch gesamtwirtschaftlich spräche einiges
dafür: denn unser jetziges Steuersystem hat gerade bei der
Unternehmensbesteuerung dazu geführt, daß Investitions¬
entscheidungen, die an sich aus betriebswirtschaftlichen
Motiven getroffen werden sollten, in immer stärkerem Maß
von steuerlichen Gesichtspunkten beeinflußt werden, ja daß
in vielen Fällen Steuerberater bei wichtigen betrieblichen
Entscheidungsfindungsprozessen großen Einfluß haben.
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Daß damit wohl kaum wichtige betriebliche Weichenstellun¬
gen für die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Wirt¬
schaft vorgenommen werden können, versteht sich von
selbst."
Das Beispiel zeigt, daß die amerikanische Idee auch in
Europa gedacht wurde. Trotz der Bemühung der Steuerre¬
formkommissionen in den einzelnen Ländern hat sich dieser
Befund, der kein spezifisch österreichischer ist, bis heute
wenig geändert. Sollte man erkennen, daß die amerikanische
Totalreform das Land nicht in ein finanzpolitisches Chaos
stürzt, sondern wirtschaftliche Entscheidungen nach der
Reform in verstärktem Ausmaß nach wirtschaftlichen und
nicht nach steuerstrategischen Kriterien getroffen werden,
dann steigt der Druck auf uns nachzuziehen.

2. Es bestehen - was wichtiger ist - jedoch auch reale
wirtschaftspolitische Zugzwänge für die europäischen Staa¬
ten. Wenn der höchste Körperschaftsteuersatz in den USA in
Hinkunft 34 Prozent betragen wird und das neue Abschrei¬
bungssystem (Capital Cost Recovery System mit indexierter
Abschreibungsbemessungsgrundlage und degressivem
Abschreibmodus) nebst einer günstigeren Vorratsbewertung
nicht erwarten lassen, daß sich ceters paribus die steuer¬
pflichtigen Unternehmensgewinne wesentlich erhöhen wer¬
den, dann werden europäische Unternehmen verstärkt in
Tochterfirmen in den USA investieren. Diese Besteuerungs¬
unterschiede sollen nach dem Vorschlag des Präsidenten
durch eine besondere Betriebsstättensteuer (branch level tax)
für ausländische Tochtergesellschaften gemildert werden,
doch ist hier noch nicht das letzte Wort gesprochen. Allein die
finanzpsychologische Wirkung von optisch niedrigen Steuer¬
sätzen mag aber bereits bestimmte Wirkungen auslösen.
Sieht sich etwa die Bundesrepublik Deutschland nach ver¬
stärkten Kapitalabflüssen in die USA zu einer radikalen
Vereinfachung des Steuerrechts gezwungen, dann stellt sich
auch für Österreich aufgrund der traditionellen Verwandt¬
schaft der Steuersysteme die Frage des Handelns.

Für Österreich sollte das aber kein Grund zur Panik sein,
sondern ein Anstoß zu neuer verstärkter Überlegung. Das
amerikanische Steuersystem unterscheidet sich wesentlich
vom österreichischen, die Verteilungswirkungen der wichtig¬
sten Ausnahmebestimmungen sind andere und die wirt¬
schaftlichen Rahmenbedingungen sind andere. Die blinde
Kopie des Grundschemas: Eliminierung aller Ausnahmebe¬
stimmungen gegen Senkung der Steuersätze ist sicherlich
kein Rezept für Österreich. Jede Ausnahmebestimmung muß
auf ihre wirtschafts- und verteilungspolitische Relevanz
geprüft werden und mögliche Nachteile ihrer Abschaffung
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sind den Vorteilen, die sich aus der Vereinfachung des
Systems ergeben, gegenüberzustellen.

Unbemerkt von der Öffentlichkeit ist man in der letzten
Zeit jedoch um einiges weitergekommen. Vor allem ist das
Verständnis für steuerliche Zusammenhänge größer gewor¬
den, und es hat sich das Bewußtsein verbreitet, daß man nie
eine Ausnahmebestimmung isoliert abschaffen kann, weil
das zum Nachteil nur einer Gruppe geht und so keine
generelle Tarifsenkung politisch durchsetzbar ist. Erläutern
wir das am Beispiel der vieldiskutierten Besteuerung des 13.
und 14. Monatsbezuges. Eine Besteuerung dieser Bezüge
durch den Normaltarif ist selbst dann für die Arbeitnehmer
nachteilig, wenn aufkommensneutral die Steuersätze gesenkt
werden, denn die Tarifsenkung des Einkommensteuertarifes
würde für alle Gruppen wirken, aber nur von den Lohnsteu¬
erpflichtigen finanziert werden.

Einer solchen Steuerreformstrategie wird der Weg zum
Erfolg versagt bleiben, auch wenn sie zu mehr Verteilungsge¬
rechtigkeit innerhalb der Arbeitnehmer selbst, zu einer einfa¬
cheren Lohnverrechnung führen wird und die Lust bremsen
könnte, gewerbliche Einkünfte als unselbständige zu „ge¬
stalten".

Im Gegenzug müssen Ausnahmebestimmungen im
Bereich anderer Einkunftsarten überdacht werden. Das
bedeutet, daß man z. B. die steuerlichen Investitionsbegünsti¬
gungen nach dem amerikanischen Vorbild reformieren
müßte. Bislang existieren nur in Ansätzen Untersuchungen
über die Auswirkungen der indirekten Investitionsbegünsti¬
gungen auf die Investitionstätigkeit in Österreich. Wir wissen
nicht, ob durch das komplizierte Steuersystem mit vielen
offenen Fragen und durch hohe Gesamtertragsteuersätze die
Investitionstätigkeit trotz Investitionsbegünstigungen eher
gebremst als gefördert wird. Wir wissen nicht, ob durch
radikale Vereinfachungen und durch die Gewinnermittlung
nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung mit
nur wenigen steuerlichen Modifikationen die unternehmeri¬
sche Einstellung in Österreich so verändert werden kann, daß
dies einen volkswirtschaftlich positiven Effekt erbringt. Wir
haben allerdings im amerikanischen Beispiel ein Studienob¬
jekt bei aller Berücksichtigung von strukturellen Unterschie¬
den gewonnen.

Angesichts der wachsenden Kompliziertheit des österrei¬
chischen Steuerrechts und angesichts der Tatsache, daß die
Lohnsteuer immer dramatischere Zuwachsraten ohne korri¬
gierende Steuersenkung aufweist, während bei anderen Steu¬
ern eine Erosion der Durchschnittssteuerbelastung festzu¬
stellen ist, wird es jedoch nicht möglich sein, sich nur auf
Studien zu beschränken. Man muß sich zumindest in Teil-
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schritten dem Reformziel einer Verbreiterung von Bemes¬
sungsgrundlagen bei gleichzeitiger Reduktion von Steuersät¬
zen nähern. Ein erfolgversprechender Versuch bei der
Reform der Körperschaftsteuer wurde in einem Artikel der
letzten Nummer dieser Zeitschrift vorgestellt und wird zur
Zeit im Bundesministerium für Finanzen zwischen den
Sozialpartnern diskutiert. Diese Diskussion wird ein Prüf¬
stein für die Frage werden, wie weit die Interessenvertretun¬
gen bereit sind, bloß kurzfristiges Besitzstandsdenken zu
verlassen und ein Konsens für gemeinsame Ziele zu finden.
Zweifellos gibt es nach der amerikanischen Steuerreform
einen Geist des Aufbruchs in steuerpolitischen Fragen. Wenn
dieser Aufbruch auch von Sachlichkeit, von einem Gefühl für
soziale Gerechtigkeit und von einer langfristigen Perspektive
getragen ist, kann das kein schlechtes Omen sein.
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Wirtschaftliche Erholung:

Die Bedeutung von Keynes

John Cornwall*

1. Ist Keynes irrelevant?

Die frühen siebziger Jahre markierten das Ende des „Goldenen
Zeitalters" des Kapitalismus. Nach einem kurzen, kräftigen Auf¬
schwung begann 1973/74 der Output bei gleichzeitig steigenden Arbeits¬
losenraten in den meisten entwickelten kapitalistischen Ländern zu
sinken. Einerseits wurde die Rezession mit einem Rückgang der
Investitionen von einem Niveau, das nicht mehr gehalten werden
konnte, begründet. Andererseits jedoch konnte dieser Rückgang mit
der Einführung restriktiver Maßnahmen zur Gesamtnachfragesteue¬
rung in den meisten OECD-Ländern erklärt werden. Zum ersten Mal
seit dem Zweiten Weltkrieg weigerten sich die Regierungen angesichts
steigender Arbeitslosigkeit nicht nur, die Gesamtnachfrage (GN) zu
stimulieren, sie ergriffen auch noch Maßnahmen, die die Arbeitslosen¬
raten noch mehr in die Höhe treiben mußten.

Das Ziel dieser restriktiven Maßnahmen war es, die Inflationsraten zu
senken. Im Gegensatz zu den Erwartungen wurde die restriktive
Gesamtnachfragepolitik 1974/75 bei steigender Arbeitslosigkeit von
immer schneller steigenden Inflationsraten begleitet. Für den Rest der
siebziger Jahre existieren daher in den meisten OECD-Ländern hohe
Arbeitslosen- und Inflationsraten nebeneinander.

Das gleichzeitige Auftreten von hohen und noch steigenden Arbeits¬
losen- und Inflationsraten ließ einen neuen volkswirtschaftlichen
Begriff entstehen, nämlich „Stagflation". Noch wichtiger ist allerdings,
daß diese Ereignisse nicht unwesentlich zu einer weitläufigen Reaktion
gegen die vorherrschende Keynes'sche Lehre, insbesondere gegen die
* Ich möchte an dieser Stelle Wendy MacLean für ihre Kommentare und ihre Kritik

danken. Dies ist eine revidierte, zur Veröffentlichung in Wirtschaft und Gesellschaft
bestimmte Version eines Vortrages vor dem Arbeitskreis Dr. Benedikt Kautsky.
Die Übersetzung aus dem Englischen besorgte Ernst G. Jauernik.
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Ansicht, daß die Nachfragepolitik ein geeignetes Werkzeug zur Beein¬
flussung der Konjunktur sei, beitrugen.

Es wurde wie folgt argumentiert: Wenn bei Unterbeschäftigung die
Stimulierung der GN durch geeignete Maßnahmen die Arbeitslosigkeit
senken hilft, dann kann eine Zurücknahme der GN die Inflation im Fall
der Überhitzung der Konjunktur senken helfen. Wie aber gerade
erwähnt, schnellten die Inflationsraten in den frühen Phasen der
Einführung restriktiver Maßnahmen in die Höhe. Als sie in der zweiten
Hälfte der siebziger Jahre endlich fielen, blieben sie immer noch über
den Raten der sechziger Jahre, obwohl die Arbeitslosigkeit wesentlich
höher war. Erst in den achtziger Jahren, als die Arbeitslosenraten
zweistellig wurden, sank die Inflation merkbar.

Im günstigsten Fall wurden die Maßnahmen zur Nachfragesteuerung
von Keynes' Gegnern als unhandliche Werkzeuge zur Beeinflussung
volkswirtschaftlicher Variablen angesehen. Im schlechtesten Fall führ¬
ten sie zu Ergebnissen, die das genaue Gegenteil von dem waren, was
Keynes vorausgesagt hatte. Aber ob nur unhandlich oder schlicht
falsch, die Kernaussage von Keynes' Analyse, nämlich daß GN-Maß-
nahmen den realen Sektor der Wirtschaft beeinflussen können, war in
dieser Sicht irrelevant geworden, da restriktive GN-Maßnahmen nur
sehr geringe Auswirkungen auf die Inflation haben, solange sie nicht
extrem angewendet werden.

Dieser Angriff auf keynesianische Maßnahmen wurde von Studien
begleitet, welche die Ansicht untermauerten, daß stimulative GN-
Maßnahmen nicht geeignet seien, den Output zu erhöhen und die
Arbeitslosigkeit zu senken, und daß sie daher nicht zur Bekämpfung
der derzeit herrschenden Stagflation herangezogen werden könnten.
Was ich nun beweisen möchte ist, daß die Inflation und Stagflation der
siebziger Jahre und die gegenwärtige Stagnation Keynes keinesfalls
widerlegen oder unanwendbar machen. Vielmehr behaupte ich, daß:
1. GN-Maßnahmen sehr wohl geeignete Instrumente zur Beeinflussung

des gesamtwirtschaftlichen Outputs und der Arbeitslosenrate sind
und daß ihre Wirkung symmetrisch ist, d. h. daß Erhöhungen der GN
die Arbeitslosigkeit vermindern, sofern unfreiwillig beschäftigungs¬
lose Arbeitnehmer existieren, und daß Verminderungen der GN die
Arbeitslosigkeit erhöhen. Diese Symmetrie bildet den Kern von
Keynes' Aussage und ist korrekt. Viele der „NAIRU"- und „Euroskle-
rose"-Anhänger werden die Wirksamkeit stimulativer GN-Maßnah¬
men bestreiten. Ihre Ansichten müssen diskutiert und zurückgewie¬
sen werden.

2. GN-Maßnahmen ungeeignete Instrumente zur Bekämpfung der
Inflation sind und ihre Inflationswirkung asymmetrisch ist, d. h.
Erhöhungen der GN beschleunigen die Inflation eher stärker als
Verminderungen der GN sie abbremsen. Dieses Phänomen wird im
folgenden als post-keynesianische Asymmetrie bezeichnet.

3. Um die wirtschaftspolitischen Empfehlungen Keynes' auf ihre Rich¬
tigkeit zu überprüfen, haben seine Kritiker eine nicht zur Sache
gehörige Symmetrie unterstellt.
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4. Die keynesianischen Maßnahmenempfehlungen sind für wirtschaftli¬
che Erholung notwendig, aber sicher nicht ausreichend.
Ein Gutteil der Diskussion wird in Gestalt der Phillips-Kurvenana-

lyse formuliert werden. Dies zum einen Teil, weil ein Großteil der
Versuche, Keynes in Mißkredit zu bringen, in Gestalt der vertikalen
langfristigen Phillips-Kurve formuliert wurde, und zum anderen Teil,
weil die Phillips-Kurvenanalyse eine große Hilfe bei der Entwirrung der
Diskussionspunkte darstellt.

2. Die Gesamtnachfrage und der reale Sektor

Betrachten wir den ersten Punkt, nämlich daß GN-Maßnahmen die
Schlüsselmaßnahmen zur Beeinflussung des Outputs und der Beschäf¬
tigung sind. Dies trifft sowohl für stimulative als auch für restriktive
Maßnahmen zu, solange es unfreiwillig Arbeitslose gibt. Dies mag für
viele eine Binsenweisheit sein; die Regierungen vieler kapitalistischer
Länder jedoch scheinen diese keynesianische Wahrheit vergessen zu
haben, und Wirtschaftswissenschaftler vor allem in englischsprachigen
Ländern haben während der letzten zehn Jahre genau diese Wahrheiten
geleugnet.

Daher hat sich in der OECD, und zwar sowohl in akademischen als
auch in Regierungskreisen die Ansicht entwickelt, daß regierungssei¬
tige Anstrengungen zur Erhöhung der Gesamtnachfrage durch mone¬
täre und fiskalpolitische Maßnahmen vernachlässigbare, wenn nicht
negative Auswirkungen auf Output und Beschäftigung hätten. Diese
Aussage nimmt viele Formen an.

In ihrer einfachsten Form besagt dieser Standpunkt der wirkungslo¬
sen Maßnahmen, daß jeder Anstieg der Regierungsausgaben direkt
einen mehr oder weniger gleich großen Rückgang der privaten Investi¬
tionen durch den negativen Einfluß auf den Konjunkturoptimismus
bewirkt. Dieser Crowding-Out-Effekt tritt angeblich unabhängig vom
Ausmaß der wirtschaftlichen Flaute oder der Art der Regierungsausga-
ben auf.

Eine Variation über dieses Thema, als „Ricardosches Äquivalenz-
Theorem" bezeichnet, soll beweisen, daß jede fiskalpolitische Maß¬
nahme in Richtung Budgetdefiziterhöhung eine Abnahme der Konsum-
und eine Zunahme der Sparneigung in der selben Größenordnung nach
sich zieht, wodurch der stimulative Effekt des höheren Budgetdefizit
wieder ausgelöscht wird. Wenige empirische Beweise werden zur
Unterstützung dieser beiden Beispiele eines direkten Crowding-Out-
Effektes angeboten. Tatsächlich hat ja das große Anwachsen des
Bundesdefizits der Vereinigten Staaten in den frühen achtziger Jahren
folgerichtig zur Senkung der Arbeitslosenrate von 11 Prozent auf 7
Prozent geführt, was nur weiter dazu beiträgt, Zweifel auf beide
Ansichten zu werfen.

Es gibt aber auch eine Menge ausgereifter Theorien, die Wirkungslo¬
sigkeit monetärer und fiskalpolitischer GN-Maßnahmen zu erklären.
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Die meisten gehen entweder von der Annahme der Vollbeschäftigung
aus, oder sie stellen, sofern sie anfänglich die Möglichkeit unfreiwilliger
Arbeitslosigkeit gestatten, den Inflationsprozeß dar, als ob es unfreiwil¬
lige Arbeitslosigkeit nicht gäbe, d. h. in der Analyse befindet sich ein
grundsätzlicher Widerspruch. Dies führt uns zu einer kurzen Diskus¬
sion der „NAIRU" und der „Eurosklerose".

3. Die vertikale Phillips-Kurve

3.1. Die natürliche Arbeitslosenrate und die NAIRU

Der Glaube an die Neigung zur automatischen Vollbeschäftigung der
kapitalistischen Systeme ist kaum umzubringen. Während die Große
Depression zu einer zumindest zeitweisen Ablehnung dieser Ansicht
führte, gab die Präsidentschaftsansprache Professor Friedmans an die
American Economic Association der Idee der automatischen Vollbe¬
schäftigung im kapitalistischen System neuen Auftrieb1. Dies wurde
durch eine Neuformulierung der Idee in Form der langfristigen Phil¬
lipskurve ermöglicht, welche bei Erreichen der natürlichen Arbeitslo¬
senrate vertikal ist, also dann, wenn jegliche Arbeitslosigkeit freiwillig
ist. Vorausgesetzt, die zuständigen Stellen befolgten einige simple
Regeln für budgetäre und monetäre Maßnahmen, würde sich die
Wirtschaft um diese natürliche Rate herum einpendeln.

Dadurch, daß alle Arbeitslosigkeit freiwillig sei, daß also alle Arbeits¬
suchenden zum gerade aktuellen realen Lohnsatz Beschäftigung fän¬
den, fänden auch sämtliche Lohnverhandlungen und -abschlüsse zu
realen Bedingungen statt. Stimulative GN-Maßnahmen hätten langfri¬
stig keine Auswirkung auf die Arbeitslosigkeit, da zwar die Nominal¬
löhne und -preise, nicht jedoch die Reallöhne beeinflußt würden2.

Die lange anhaltende Periode der hohen und noch steigenden
Arbeitslosigkeit in den meisten OECD-Ländern während der siebziger
und achtziger Jahre tat ein übriges, um das Argument, daß alle
Arbeitslosigkeit freiwillig wäre, zu zerstören. Aber dies genügte nicht,
um die Position, daß die langfristige Phillips-Kurve vertikal sei, zu
unterminieren. Das Ergebnis war, daß eine erkleckliche Anzahl von
Wirtschaftswissenschaftlern immer noch der Meinung ist, daß stimula¬
tive GN-Maßnahmen nicht nur ungeeignet seien, die Arbeitslosigkeit zu
reduzieren, sondern daß sie auch zu beschleunigter Inflation führten.

Dieser neue Gesichtspunkt kann in vielen ökonometrischen Untersu¬
chungen ganz klar beobachtet werden, welche voraussetzen, daß Lohn¬
verhandlungen und -abschlüsse zu realen Bedingungen stattfinden
(weswegen die Phillips-Kurve vertikal ist), während gleichzeitig das
Auftreten unfreiwilliger Arbeitslosigkeit, sprich: der eben erwähnte
Widerspruch, gestattet ist3. Immerhin wurde die Arbeitslosenrate, bei
der die Phillips-Kurve vertikal ist, neu benannt. Sie wird zunehmend als
NAIRU (Non-Accelerating Inflation Rate of Unemployment, als „die
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Inflation nicht beschleunigende Arbeitslosenrate") statt als natürliche
Arbeitslosenrate bezeichnet, aber die Konsequenzen für die GN-Maß-
nahmen sind dieselben.

Da in diesen Untersuchungen die NAIRU nicht mehr einfach als die
Arbeitslosenrate deklariert wird, bei der alle Arbeitslosigkeit freiwillig
ist, wurden in wirtschaftswissenschaftlichen Kreisen beträchtliche
Anstrengungen unternommen, um herauszufinden, welche Faktoren
für die Bestimmung der Arbeitslosenrate, bei der die Phillips-Kurve
vertikal ist, relevant sind. Unter den in den neuesten Studien genannten
Einflußfaktoren befinden sich die Rate des Produktivitätszuwachses,
die „Plan"-Reallohnsteigerungen, der gewerkschaftliche Organisations¬
grad, die Quote der Ersatzinvestitionen und das Arbeits- und Freizeit¬
verhalten4.

Da alle diese und auch andere Bestimmungsfaktoren Schwankungen
unterworfen sind, ist dies natürlich auch die NAIRU. Man darf aller¬
dings nicht aus den Augen verlieren, daß in dieser Art der Untersu¬
chung die Phillips-Kurve unabhängig davon, wie stark diese Einfluß¬
faktoren die NAIRU erhöhen, als Folge der realen Lohnverhandlungen
und -abschlüsse vertikal bleibt. Daraus folgt unmittelbar, daß GN-
Maßnahmen zumindest in der langfristigen Betrachtung wirkungslos
sind. Wenn zum Beispiel die NAIRU durch ihre Bestimmungsfaktoren
auf 20 Prozent hochgetrieben wird, können Politiker nicht erwarten, die
Arbeitslosenrate durch GN-Maßnahmen permanent unter 20 Prozent zu
halten (ohne die Inflation immer stärker zu beschleunigen)5. Millionen
Arbeitnehmer in der OECD können daher tatsächlich unfreiwillig
beschäftigungslos sein, d. h. bereit sein, Arbeit zu einem niedrigeren als
dem vorherrschenden Reallohnsatz anzunehmen. Aber die logische
Folge der Annahme der Reallohnverhandlungen ist, daß stimulative
GN-Maßnahmen, aus welchem Grund auch immer, nicht geeignet sind,
den Reallohn zu senken, eine als notwendige betrachtete Reduktion,
um Arbeitgebern einen Anreiz zur Erhöhung der Beschäftigung zu
bieten. Wie in Kürze erklärt werden wird, ist diese Schlußfolgerung
nicht korrekt. Wie schon angedeutet, gehen die ökonometrischen
Untersuchungen, die diesen Standpunkt untermauern sollen, von völlig
falschen Voraussetzungen aus.

3.2. Eurosklerose

Eine Variation über das Thema der Wirkungslosigkeit von gesamt-
nachfragepolitischen Maßnahmen, welche besonders in Europa beliebt
ist, ist die „Eurosklerose" mit der Komponente der nach unten starren
Reallöhne. Die hohe Arbeitslosigkeit hat demnach ihre primäre Ursa¬
che in der Unmöglichkeit, durch GN-Maßnahmen die Reallöhne soweit
zu senken, daß der Arbeitsmarkt ausgeglichen würde. Stattdessen
führen solche Maßnahmen bloß zu einer Beschleunigung der Inflations¬
rate. Die Gründe dieser Starrheit sind letztlich dieselben, die in besag¬
ten ökonometrischen Untersuchungen als Grund für den Anstieg der
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NAIRU angesehen werden, also größere gewerkschaftliche Macht und
lukrativere Arbeitslosenunterstützungen6.

Die Verteidiger der Eurosklerose-Erklärung der hohen Arbeitslosig¬
keit neigen eher dazu, das Gewicht auf Alternativen zu den keynesiani-
schen GN-Maßnahmen zu legen anstatt, um die Arbeitslosigkeit zu
vermindern, den Faktoren, welche als bestimmend für die NAIRU
angesehen werden, auf den Grund zu gehen. Sie betrachten die Starr¬
heit der Reallöhne nach unten nur als eines von zahlreichen Beispielen
der wachsenden Inflexibilität heutiger Volkswirtschaften. Die Erhö¬
hung der Flexibilität der Reallöhne ist jedoch nur ein Teil eines
Maßnahmenbündels zur Beendigung der Starrheit und Stagnation.
Zum größten Teil ist dies ein Programm zur Verminderung der Macht
der Arbeitnehmer und einer Beschneidung des Wohlfahrtsstaates.

4. Beweisführung

4.1. Hysterese"

Das Beweismaterial, das der Starrheit der Reallöhne als Erklärung für
die hohe Arbeitslosigkeit heute und in der jüngsten Vergangenheit zu
Grunde liegt, wurde genauestens untersucht und hat sich als sehr
schwach herausgestellt. Eine der Schwierigkeiten ist die, daß Länder
mit ähnlichen Lohnabschlußmechanismen und Beschäftigungs- und
Gewinnentwicklungen durchaus unterschiedliche Arbeitslosenzahlen
aufweisen7.

Es gibt auch noch andere Schwierigkeiten, die Eurosklerose-Erklä¬
rung der Unwirksamkeit von Maßnahmen zu akzeptieren, wobei sich
die Kritik ebenso auf die gerade erwähnten ökonometrischen Untersu¬
chungen anwenden läßt. Zwei sind es wert, extra erwähnt zu werden:
die NAIRU hat sehr wahrscheinlich die Eigenschaft der Hysterese, und
die Annahme, daß die Arbeitsnehmervertretung immer unter realen
Bedingungen verhandelt, ist unkorrekt. Die Anstrengungen der Arbeit¬
nehmervertretung zur Reallohnerhaltung variieren wahrscheinlich mit
der Arbeitslosenrate.

Betrachten wir zuerst die Möglichkeit der Hysterese. Wenn die
NAIRU diese Eigenschaft hat, muß sie sich mit jeder Änderung der
tatsächlichen Arbeitslosenrate ändern. Das bedeutet nicht nur, daß sich
die NAIRU ununterbrochen verschiebt, sondern auch, daß ein Grund
für diese Verschiebungen der Versuch der Regierung ist, die angebli¬
chen inflationären Begleiterscheinungen der Politik geringer Arbeitslo¬
sigkeit zu bekämpfen.

Der Beweis, daß dies der Fall ist, wird durch die Ergebnisse von seit
den sechziger Jahren laufenden ökonometrischen Untersuchungen
erbracht, aus welchen hervorgeht, daß Schätzwerte für die NAIRU und
die tatsächlichen Arbeitslosenraten im selben Betrachtungszeitraum
steigende Tendenz hatten8. Daraus haben einige Forscher geschlossen,
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daß das maßnahmenbedingte Sinken der Arbeitslosigkeit in einigen
OECD-Ländern seinerseits ein Ansteigen der NAIRU zur Folge hatte,
wodurch die Inflationsneigung der Volkswirtschaften bei erhöhter
Arbeitslosigkeit zunahm.

Verschiedene Erklärungen wurden geliefert. Eine hohe Arbeitslosen¬
rate über einen längeren Zeitraum führt zum Beispiel zum Veralten von
Fachkenntnissen, einer Verminderung der Arbeitsethik, zu einem
Zurückgehen der Investitionen und der Rate des Produktivitätszu¬
wachses, der Reallöhne und der Pro-Kopf-Einkommen. Aus diesen und
auch aus anderen Gründen wird, solange die Verantwortlichen darauf
bestehen, die Inflation durch erhöhte Arbeitslosenraten und durch
Dämpfung der wirtschaftlichen Aktivitäten zu bekämpfen, die NAIRU
weiter steigen und einen immer größeren Anstieg der Arbeitslosigkeit
nach sich ziehen, um eine Beschleunigung der Inflation zu vermeiden.

Wenn das aber stimmt, und das ist des Pudels Kern, kann genauso
argumentiert werden, daß ein Anstieg der Gesamtnachfrage (im Ein¬
klang mit einigen angebotsorientierten Maßnahmen) zu einer Verbesse¬
rung von Fachkenntnissen, zu höheren Investitionen und erhöhtem
Produktivitätszuwachs führen muß. Daher kann die Arbeitslosigkeit
ohne Reallohnverlust zurückgehen, da der höhere Produktivitätszu¬
wachs durchaus ausreichen könnte, die Reallohnforderungen der
Arbeitnehmer mit den Reallöhnen, die die Unternehmer unter Erwirt¬
schaftung von Gewinnen noch zu zahlen bereit wären, in Einklang zu
bringen. Eine stimulative GN-Politik wird folgerichtig sowohl die
NAIRU als auch die tatsächliche Arbeitslosenrate zu reduzieren helfen,
ohne zur Beschleunigung der Inflation zu führen.

4.2. Reaktionen variabler Löhne.

Diesem letzten Punkt wird vermehrte Aufmerksamkeit gewidmet,
solange es erlaubt ist, daß das Ausmaß der Lohnverhandlungen der
Arbeitnehmer in bezug auf den Reallohn mit der Arbeitslosenrate
schwankt. Daher wurde oben erwähnt, daß ein Gutteil der ökonometri-
schen Arbeit der Gegenwart mit dem Ziel, NAIRU zu schätzen, von der
Annahme ausgeht, daß die Arbeitnehmerseite die Inflationsrate in die
Geldlohnforderungen ohne Berücksichtigung der Arbeitslosenrate voll
einbezieht. Wie hoch die Inflationsrate auch sei, die Geldlöhne müssen
der Reallohnerhaltung wegen um denselben Betrag steigen, ceteris
paribus.

Wenn es aber unfreiwillig Beschäftigungslose gibt, werden diese,
soferne Keynes recht hatte, Arbeit zum vorherrschenden oder auch zu
einem geringeren Reallohnsatz annehmen. Stimulative GN-Maßnah-
men werden demnach wahrscheinlich zu einer Reduktion der Arbeits¬
losigkeit führen. Außerdem ist die Annahme sehr unrealistisch, daß
beschäftigte Arbeitnehmer immer unter realen Bedingungen verhan¬
deln, ganz gleich, wie hoch die Arbeitslosenrate ist. In Zeiten hoher
Arbeitslosigkeit werden auch qualifizierte Arbeitnehmer, die innerhalb
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ihrer Gewerkschaft hohe Anerkennung genießen, verwundbar in bezug
auf den Verlust ihres Arbeitsplatzes. Dies muß natürlich einen Einfluß
auf ihre Lohnforderungen haben, wodurch die Annahme, daß Verhand¬
lungen ohne Berücksichtigung der Arbeitslosenrate immer auf Realloh¬
nebene geführt würden, daß also die (langfristige) Phillips-Kurve verti¬
kal sei, unrealistisch wird.

5. Die nicht-vertikale Phillips-Kurve.

All dies ist von eminenter Bedeutung für die Form der Phillips-Kurve
und folglich auch für die Wirkung von GN-Maßnahmen. Wie bereits
erwähnt, gestehen aufgeschlossene Anhänger der NAIRU auch zu, daß
sich diese ununterbrochen ändert. Dennoch ist eine der Begleiterschei¬
nungen der Annahme, daß die Arbeitnehmer immer erfolgreich unter
realen Bedingungen verhandeln, eine Theorie der Inflation vom Typus
„auf des Messers Schneide". Wie hoch die NAIRU auch sein mag,
solange die tatsächliche Arbeitslosenrate geringer ist, wird die Inflation
unaufhörlich zunehmen. Gleicherweise muß sie ohne Ende sinken,
wenn die tatsächliche Arbeitslosenrate höher als die NAIRU ist. Wird
allerdings zugelassen, daß die Geldlohnforderungen und die Lohnab¬
schlüsse der Arbeitnehmer als Reaktion auf die Rate der Preisinflation
mit der Arbeitslosenrate variieren, wird die Messerschneide stumpf. In
diesem Fall wird der wahrscheinliche Einfluß der Rate der Preisinfla¬
tion auf die Rate der Lohninflation veränderlich sein, so daß die
Arbeitnehmerforderungen nur bei sehr geringen Arbeitslosenraten den
vollen Preisanstieg widerspiegeln werden. Sobald allerdings die
Arbeitslosigkeit zunimmt, kann man nicht mehr erwarten, daß die
Lohnverhandlungen unter realen Bedingungen stattfinden. Das heißt,
daß der Koeffizient der Preisinflationsvariablen mit steigender Arbeits¬
losigkeit fällt9.

Unter diesen Umständen ist die langfristige Phillips-Kurve bei hohen
Arbeitslosenraten eher flach und wird mit sinkender Arbeitslosigkeit
zunehmend steiler, bis sie endlich bei irgendeiner niedrigen Arbeitslo¬
senrate vertikal wird. Der vertikale Teil entspricht somit jener Arbeits¬
losenrate, bei welcher Lohnverhandlungen immer unter realen Bedin¬
gungen stattfinden.

Außerdem sollte betont werden, daß die veränderliche Steigerung der
langfristigen Phillips-Kurve nicht nur darin begründet liegt, daß die
Lohninflationsrate zur Arbeitslosenrate im umgekehrten Verhältnis
steht. Der zweite Grund liegt in einem veränderlichen Koeffizienten der
Preisinflationsvariablen. Dieser zusätzliche Effekt kann formal nur
durch ein Modell des Inflations-Arbeitslosigkeits-Dilemmas mit varia¬
blen Koeffizienten beschrieben werden.

Nimmt man den Hysterese- und den Variable-Koeffizienten-Effekt
zusammen, kann nun kaum erwartet werden, daß die Phillips-Kurve in
einem anderen Fall als dann vertikal wird, wenn der größte Teil der
Arbeitslosigkeit freiwillig ist. Dies jedoch dient nur dazu, die Wahrheit
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der keynesianischen Symmetrie zu bestätigen, d. h. wenn es unfreiwil¬
lig Arbeitslose gibt, haben Erhöhungen bzw. Verminderungen der
Gesamtnachfrage Verminderungen bzw. Erhöhungen der Arbeitslosig¬
keit zur Folge. Als nächstes wird die Frage der Asymmetrie behandelt.

6. Die post-Keynesianische Asymmetrie.

6.1. Abschließende Skepsis.

Auch wenn man akzeptiert, daß die heutige Arbeitslosigkeit durch
stimulative GN-Maßnahmen nennenswert reduziert werden kann,
bleibt doch der Zweifel daran, ob die General Theory tatsächlich eine
wichtige Aussage enthält. Schließlich kann, selbst wenn sie bis zu
jenem Punkt eine Neigung aufweist, an dem jegliche oder zumindest
fast die gesamte unfreiwillige Arbeitslosigkeit ausgemerzt ist, die
Phillips-Kurve auch im Falle beträchtlicher unfreiwilliger Arbeitslosig¬
keit so steil sein, daß die Inflationskosten stimulativer GN-Maßnahmen
nicht annehmbar sind.

Zur Untermauerung dieser Ansicht wurden Ereignisse der späten
sechziger und frühen siebziger Jahre verwendet. Daraus ist wohl
vielfach geschlossen worden, daß stimulative GN-Maßnahmen, auch
wenn sie tatsächlich die Arbeitslosigkeit verringern könnten, ange¬
sichts der Kosten der Inflation völlig irrelevant seien. Um dieser Kritik
zu begegnen, muß im folgenden zwischen stimulativen Maßnahmen als
einer notwendigen und als einer hinreichenden Bedingung zur wirt¬
schaftlichen Erholung unterschieden werden.

6.2. Die inflationäre Verzerrung.

An dieser Stelle sollen nun nicht die Ereignisse der letzten zwanzig
Jahre aufgerollt werden. Was allerdings diskutiert werden muß, ist die
Interpretation dieser Ereignisse und ihre Bedeutung für die Wirt¬
schaftspolitik. Was mir nämlich jüngste Ereignisse offenbaren, ist das
Vorhandensein einer grundlegenden Asymmetrie in der Funktions¬
weise kapitalistischer Wirtschaftssysteme, welche anfangs als post-
keynesianische Asymmetrie bezeichnet wurde. Erhöhungen der volks¬
wirtschaftlichen Gesamtnachfrage, egal zu welcher Arbeitslosenrate,
haben sehr wahrscheinlich auf den Anstieg der Inflationsrate eine
stärkere Wirkung als eine absolut gleich große Verminderung der GN
auf ein Sinken der Inflationsrate.

Dies führt natürlich zu einer nach oben gerichteten Verzerrung des
Lohn- und Preisniveaus. Diese Asymmetrie bedeutet auch, daß die Rate
der Lohn- und die der Preisinflation während eines Aufschwunges bei
angespannten Arbeitsmärkten bedeutend schneller steigen als sie im
Vergleich fallen werden, wenn sich die Arbeitsmärkte durch eine
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maßnahmenbedingte Rezession entspannen. Das Endergebnis ist, daß
die Inflationsraten von einem zum anderen Konjunkturzyklus immer
mehr steigen.

Das Ausmaß dieser Verzerrung der Inflationsraten nach oben variiert
natürlich von Land zu Land je nach der Fähigkeit der Regierungen, die
Lohnabschlüsse und die Preisfestlegung in einzelnen Märkten unter
dem nationalen Ziel der allgemeinen Lohn- und Preisstabilität zu
koordinieren, d. h. erfolgreich Einkommenspolitik zu betreiben.

Wie dem auch sei, es existieren in jedem Land Kräfte, die unter
bestimmten Umständen während eines Aufschwungs stark steigende
Inflationsraten verursachen und die in der darauffolgenden Rezession
an deren Starrheit nach unten schuld sein könnten. Längere Zeiträume
der Vollbeschäftigung und des daraus resultierenden Wohlstandes
werden immer die potentielle Marktmacht der Arbeitnehmerseite stär¬
ken und ihr die Fähigkeit geben, große Lohnerhöhungen zu verlangen,
wann immer sie es will. Diese Bedingungen führen auch zum Wider¬
stand der Arbeitnehmer gegen Geld- und Reallohnsenkungen.

6.3. Eine Deutung jüngster Geschehnisse.

Das Vorhandensein dieser post-Keynesianischen Asymmetrie und
die daraus resultierende inflationäre Verzerrung führt nicht zu dem
Schluß, daß Keynes' Rezept zur wirtschaftlichen Erholung falsch oder
irrelevant sei. Es ist in der heutigen Welt nur unvollständig. Der zum
Verständnis der jüngsten Ereignisse zu ziehende korrekte Schluß ist
der, daß der nach Keynes symmetrische Effekt von GN-Maßnahmen
auf Output und Beschäftigung mit einem asymmetrischen Effekt auf
die Lohn- und Preisinflationsraten kombiniert ist.

Zusammengenommen sind diese Reaktionen nicht nur dazu geeig¬
net, sie haben auch tatsächlich zu steigenden Inflationsraten, gefolgt
von Stagflation und schließlich Stagnation, geführt. Daher muß die
korrekte Interpretation der Ereignisse seit den späten sechziger Jahren
wie folgt lauten: der Boom der frühen siebziger Jahre und die verschie¬
denen Schocks dieser Periode haben in den entwickelten kapitalisti¬
schen Ländern Inflationsmechanismen in Gang gesetzt. Darauf folgten
nahezu überall restriktive Maßnahmen. In jenen Ländern, die sich
ausschließlich auf die Wirkung dieser Maßnahmen verließen, war die
anfängliche Auswirkung Stagflation. In den meisten Ländern begann
die Inflation erst zu sinken, als die Arbeitslosenrate bereits zweistellig
geworden war.

Wenn nun derartige Perioden steigender Inflation, auf die Stagflation
und endlich Stagnation folgten, in Zukunft vermieden werden sollen,
ist der daraus für die Wirtschaftspolitik zu ziehende Schluß der, daß in
jeder Volkswirtschaft, die an einer tatsächlichen inflationären Verzer¬
rung leidet, zusätzliche wirtschaftspolitische Instrumente eingesetzt
werden müssen. Die keynesianischen GN-Maßnahmen sind sehr gut
geeignet, den realen Sektor zu beeinflussen. All dies wird unter dem
Gesichtspunkt einer irrelevanten Symmetriebedingung noch klarer.
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7. Eine irrelevante Asymmetrie.

Wie ich bereits früher erwähnt habe, haben Keynes' Kritiker in ihren
Bemühungen, Keynes' Analyse zu diskreditieren, etwas eingeführt, was
ich als irrelevante Symmetrie bezeichnet habe. Angenommen, eine
Stimulation der Gesamtnachfrage vermindert bei Vorhandensein unbe¬
schäftigter Arbeitskräfte die Arbeitslosigkeit, dann muß doch eine
Reduktion der GN bei überhitzter Konjunktur die Inflation, und das
schnell, vermindern.

Die meisten würden wohl zustimmen, daß die Ereignisse der sechzi¬
ger und siebziger Jahre klar genug gezeigt haben, daß eine solche Sym¬
metrie nicht existiert. Wir sind aber jetzt in einer Position, von der aus
wir erkennen können, warum sowohl die Existenz als auch die Nicht¬
Existenz dieser Art der Symmetrie irrelevant für die Bewertung der
Verdienste des Keynes'schen Ansatzes zur Globalsteuerung sind.

Die wichtigste Überlegung für die heutigen Politiker ist, wie schon
immer, diejenige, welche wirtschaftspolitischen Instrumente zur Errei¬
chung der verschiedenen makroökonomischen Ziele eingesetzt werden
sollen. Wie oben bereits erörtet, beeinflussen GN-Maßnahmen den
realen Sektor, und dieser Einfluß ist, wenn unfreiwillige Arbeitslosig¬
keit existiert, symmetrisch. GN-Maßnahmen sind daher geeignete
Instrumente, den Output und die Arbeitslosigkeit zu steuern.

Die Tatsache, daß restriktive GN-Maßnahmen eine deutliche Auswir¬
kung auf das Output- und Beschäftigungsniveau und nur geringen
Einfluß auf die Inflation haben (außer sie sind sehr restriktiv), zeigt
sowohl die Unwirksamkeit von GN-Maßnahmen zur Inflationssteue¬
rung als auch den Bedarf an anderen Instrumenten zur Inflationsver¬
minderung, wenn Arbeitslosigkeit im großen Stil vermieden werden
soll. Die Tatsache, daß stimulative GN-Maßnahmen in einigen Ländern
die Inflationsrate stark in die Höhe treiben konnten, während sie die
Arbeitslosigkeit reduzierten, zeigt ebenfalls den Bedarf an zusätzlichen
wirtschaftspolitischen Instrumenten, um die Inflation unter Vollbe¬
schäftigungsbedingungen niedrig halten zu können.

Dem Irrtum derjenigen, die diese irrelevante Symmetrie als einen
Test für die Brauchbarkeit der keynesianischen Wirtschaftspolitik
herangezogen haben, liegt eine Wirtschaftsauffassung zugrunde, die in
einigen fundamentalen Merkmalen von den modernen kapitalistischen
Wirtschaftssystemen abweicht. Restriktive GN-Maßnahmen führen
nämlich nur in der neoklassischen Welt der vollständigen Konkurrenz
und der Gleichgewichtsmärkte mit flexiblen Preisen zu Preissenkun¬
gen mit kleinen Output- und Beschäftigungseffekten. In der realen
Welt, wo Änderungen in Überschußnachfrage und -angebot nur wenig
Einfluß auf Preise und Löhne haben, in der aber die Produktpreise,
Mark-up-Preise und die Löhne von der Entwicklung der Lebenshal¬
tungskosten bestimmt sind, erzeugen Änderungen der Gesamtnach¬
frage wohl Output- und Beschäftigungs-, aber keine Preiseffekte.
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8. Schlußbemerkungen.

Der letzte Punkt, den ich zur Diskussion stellen will, ist der, warum
derartig viele Wirtschaftswissenschaftler, und ich denke hier vornehm¬
lich an jene.in den englischsprachigen Ländern, überhaupt auf die Idee
kommen können, daß restriktive GN-Maßnahmen die Inflation unter
Kontrolle bringen könnten, ohne gleichzeitig Arbeitslosigkeit in gro¬
ßem Maße zu verursachen. Ich glaube, daß die Antwort folgende ist:
während der letzten 50 Jahre akzeptierte eine wachsende Zahl von
Ökonomen die keynesianische Botschaft, daß GN-Maßnahmen beacht¬
lichen Einfluß auf den realen Sektor haben könnten. Und die Botschaft
Keynes' wurde solange nur im Zusammenhang mit den Auswirkungen
stimulativer GN-Maßnahmen auf die Arbeitslosigkeit gesehen, bis die
Inflationsraten in den späten sechziger Jahren plötzlich stark zu steigen
begannen.

Keynes' Analyse des Arbeitsmarktes und seine Überzeugung, daß
Geldlöhne nach unten starr seien, war inzwischen entweder vergessen
worden oder wurde als Beispiel irrationalen Verhaltens betrachtet, das
sich im Endeffekt selbst korrigiert. Die mikroökonomische Theorie
beschritt weiterhin den Weg, die meisten, wenn nicht alle Märkte als
Märkte mit flexiblen Preisen und Tendenz zum Gleichgewicht zu
betrachten.

Als sich in den frühen siebziger Jahre das Gefühl breit machte, daß
etwas gegen die Inflation unternommen werden müsse, war es diese
mikroökonomische Denkweise, die derartig viele Ökonomen zu diesen
wirtschaftspolitischen Empfehlungen führte. Geschult, an Märkte zu
flexiblen Preisen, die immer dem Gleichgewicht zustreben, zu glauben,
sahen sie GN-Maßnahmen als geeignet an, die Inflation rasch und nur
unter mäßigen, kurzfristigen Kosten der Arbeitslosigkeit zu reduzieren.

Vorhin habe ich darauf hingewiesen, daß Keynes' Rezepte für wirt¬
schaftliche Erholung heute wohl unvollständig, aber nicht falsch seien.
Sehen wir uns die Angelegenheit einmal von einer anderen Seite an.
Woran es heutzutage fehlt, ist eine allgemeine Theorie, die die Aussagen
Keynes' mit einer radikalen Neuformulierung unserer mikroökonomi¬
schen Schulbuch-Theorie der Unternehmung und der Märkte verbin¬
det. Dies hätte wohl die Zahl der schlechten Empfehlungen, wie sie
unsere Wirtschaftswissenschaftler in der jüngsten Vergangenheit abge¬
geben haben, stark reduziert. Dieser Aufsatz kann als Bemühung
gesehen werden, den Fehler in Zukunft zu vermeiden, stimulative GN-
Maßnahmen als Teil eines Programmes zur wirtschaftlichen Wiederbe¬
lebung aus dem Glauben, daß sie weder Output noch Beschäftigung zu
steigern vermögen, nicht anzuwenden.
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Anmerkungen

1 Vgl. M. Friedmann, „The Role of Monetary Policy", American Economic Review, März
1968.

2 Man betrachte folgende „Phillipskurve gesteigerter Erwartungen":
wt = ao + ajp* + a2U~' wobei w, pc und U die Lohninflationsrate, die erwartete Rate der
Preisinflation bzw. die Arbeitslosenrate während der (laufenden) Periode t sind. Die
Annahme, daß Lohnverhandlungen zu realen Bedingungen stattfänden, führt zu der
Annahme, daß in der Phillipskurvenanalyse a, = 1 sei. In Lehrbüchern für Studienan¬
fänger wird üblicherweise angenommen, daß pc = pt_1, d. h. die erwartete Rate der
Preisinflation ist gleich der tatsächlichen Rate der Preisinflation der vorhergegangenen
Periode.

3 Vgl. z. B.: J. Sachs, „Real Wages and Unemployment in the OECD-Countries",
Brookings Papers on Economic Activities, Nr. 1, 1983. Die Gleichungen 10a und 10b
gehen von der Annahme aus, daß Lohnabschlüsse immer zu realen Bedingungen seien,
der Text allerdings gesteht den GN-Maßnahmen zu, eine gewisse Rolle in der perma¬
nenten Reduktion der Arbeitslosigkeit zu spielen.

4 Vgl. G. Johnson und P. Layard, „The Natural Rate of Unemployment: Explanation and
Policy", Centre for Labour Economics, London School of Economics, Discussion Paper
Nr. 206, Oktober 1984.

5 Stark steigende Inflationsraten sind notwendig, um freiwillig Beschäftigungslose zur
Annahme von Arbeit zu veranlassen.

6 Vgl. z. B. E. Malinvaud, „Wages and Unemployment", Economic Journal, März 1982.
7 Vgl. J. McCallum, „Unemployment in the OECD-Contries in the 1980s", Economic

Journal, Dezember 1986.
8 Vgl. R. Layard und S. Nickell, „The Causes of British Unemployment", National

Institute Economic Review, Februar 1985.
9 Dies läuft auf die Variable a, der in Fußnote 2 beschriebenen Gleichung hinaus.
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Fortschritt ohne Forschung

Unterschätzte Strukturdynamik in Österreich

Dalia Marin*

1. Austro-Keynesianismus und Strukturwandel

Die international viel beachteten Erfolge der österreichischen Wirt¬
schaftspolitik während der siebziger Jahre werden von wissenschaftli¬
chen Beobachtern auf das österreichische System der Wirtschafts- und
Sozialpartnerschaft und auf das Interventionsmodell des Austro-Key¬
nesianismus zurückgeführt, dessen sich die Wirtschaftspolitik bei der
makroökonomischen Steuerung bedient. Die Steuerungskonzeption
des Austro-Keynesianismus beruht auf einer einfachen, aber unge¬
wöhnlichen Kombination von Zielen und Instrumenten. Einer drohen¬
den Inflationsbeschleunigung wird mit einer Einkommenspolitik
begegnet, die bei ihren Nominallohnleitlinien an einer auf Stabilitäts¬
import ausgerichteten Wechselkursgestaltung aufbauen kann. Zur Ver¬
meidung von Arbeitslosigkeit wiederum wird drohenden Wachstums¬
einbrüchen durch eine expansiv angelegte Fiskalpolitik gegengesteu¬
ert. Die Wirtschaftspartner stellen eine hinreichende Lohn- und Preis¬
disziplin sicher, was der Regierung ermöglicht, die Budgetpolitik in den
Dienst zur Sicherung der Vollbeschäftigung zu stellen, während die
Nationalbank über eine Aufwertungspolitik weltwirtschaftliche Infla¬
tionsimpulse abwehrt1.

Der Austro-Keynesianismus als wirtschaftspolitisches Modell kam
indes in jüngster Zeit in den Verruf strukturkonservierender Wirkun¬
gen. Wissenschaftlichen und wirtschaftspolitischen Kritikern zufolge
mußte die makroökonomische Stabilität durch eine Verzögerung des
Strukturwandels der österreichischen Wirtschaft erkauft werden (Tichy
[1979] [1982], Abele/Rothschild/Tichy/Winkler [1984], OECD [1985]).
Während die strukturhemmenden Konsequenzen von korporatisti-

* Für kritische Kommentare und wertvolle Unterstützung danke ich Angela Köppl,
Gerda Suppanz und Liane Wolf.
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sehen Kooperationsformen als umstritten gelten, scheint man sich über
die den Strukturwandel bremsenden Effekte des Austro-Keynesianis-
mus weitgehend einig zu sein2. Dabei wurde den einzelnen wirtschafts¬
politischen Instrumenten die folgende strukturverzögernde Wirkung
zugeschrieben.
- Die mit dem Einsatz der Wechselkurspolitik zur Stabilisierung des

heimischen Preisniveaus verbundenen Aufwertungen des Schillings
gegenüber den Währungen der Handelspartner würden zu Ertragsein¬
bußen im exponierten, der internationalen Konkurrenz ausgesetzten
Sektor führen. Die geschmälerten Gewinnaussichten im exponierten
relativ zum geschützten Sektor würden eine Reallokation der Res¬
sourcen zugunsten des geschützten und weniger produktiven Sektors
bewirken, was das gesamtwirtschaftliche Produktivitätswachstum
dämpfe (Hochreiter [1980], Sitz [1981], Tichy [1985]).

- Die mit dem Einsatz öffentlicher Budgets zur Schließung der Vollbe¬
schäftigungslücke verbundene Vergabe zusätzlicher öffentlicher Auf¬
träge würde den Strukturwandel hemmen, indem durch die hinrei¬
chend gesicherte Nachfrage der Konkurs ineffizienter Unternehmun¬
gen verhindert werde und kein ausreichender Druck zur Anpassung
bestehe. (Tichy [1986a], dagegen Nowotny [1985]).

- Das zur Sicherung der Beschäftigung bestehende implizite Verspre¬
chen der Regierung, eingetretene Verluste in Unternehmungen nach¬
träglich in Form von Subventionen abzudecken würde ein „morali¬
sches Hasardverhalten" bei den betroffenen Unternehmen auslösen,
wodurch Anreize zu opportunistischem Verhalten erzeugt würden
(Abele/Rothschild/Tichy/Winckler [1984])3.
Bisher vorliegende empirische Untersuchungen zu den Strukturef¬

fekten sowohl der Wechselkurs- als auch der Budgetpolitik scheinen
diese industriepolitischen Einwände gegen den Austro-Keynesianis-
mus nicht zu stützen (Breuss [1983], Handler [1985], Marin [1985], [1986a,
1986b]). Über die dynamische Effizienz des öffentlichen Subventionssy¬
stems, das als impliziter Versicherungskontrakt zwischen Regierung
und Unternehmenssektor interpretierbar ist, lassen sich dagegen auf¬
grund des Fehlens von empirischen Studien keine eindeutigen Schluß¬
folgerungen ziehen. Theoretisch wäre jedoch eine strukturfördernde
Wirkung eines solchen Versicherungssystems ebenso erwartbar als die
fiskalpolitisch angebotene Versicherung des Austro-Keynesianismus
zu risikoreicherer und innovativerer Investitionstätigkeit ermutigt, da
ein Teil des Risikos von der öffentlichen Hand absorbiert wird (Wagner
[1985])4.

Hingegen legen empirische Untersuchungen über den Einfluß der
Wechselkurspolitik auf den Strukturwandel nahe, daß die Aufwertungs¬
politik die strukturelle Anpassung in der österreichischen Industrie
nicht nur nicht gehemmt, sondern über folgende zwei Mechanismen
beschleunigt hat. Erstens erzeugten die Wechselkursaufwertungen
einen verschärften Konkurrenzdruck auf den exponierten Sektor, der
die Einführung kostensparender, moderner Technologien förderte und
organisatorische Änderungen erzwang, die sich in einer Steigerung der
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Produktivität in sämtlichen Industriebranchen mit Ausnahme der
Maschinen- und Stahlindustrie niederschlug. Zweitens versuchten sich
die meisten Industriebranchen erfolgreich gegen zukünftig zu erwar¬
tende Aufwertungen durch eine verbesserte Produktqualität und ein
überlegenes Produktdesign zu immunisieren, wodurch die Preiselasti¬
zitäten im Export im Laufe der siebziger Jahre sanken. Diese wechsel¬
kursinduzierte strukturelle Reorganisation wurde zudem auch dadurch
begünstigt, daß Wechselkursaufwertungen kurzfristig den Cash-flow
im exponierten Sektor aufgrund einer unmittelbaren Verbilligung der
importierten Vorleistungen bei kurzfristig unverändertem Exporter¬
gebnis steigerten, was den Industrieunternehmungen einen finanziellen
Spielraum bei den technisch-organisatorischen Neuerungen einräumte.
Die Wechselkurspolitik des Austro-Keynesianismus trug auf diese
Weise über eine Beschleunigung im Produktivitätswachstum im expo¬
nierten Sektor und über eine verbesserte qualitative Wettbewerbsfähig¬
keit zur Modernisierung der österreichischen Wirtschaftsstruktur bei
(Marin [1983, 1985, 1986a]), was auch durch eine zeitreihenanalytische
Untersuchung bestätigt wird (Kunst/Marin [1986]).

Ebenso wie der Strukturwandel im exponierten Sektor durch die
Wechselkurspolitik beschleunigt wurde, erweist sich die Strukturdyna¬
mik im geschützten Sektor als durch die Budgetpolitik des Austro-
Keynesianismus gefördert. Dies legt eine Studie über die Produktivi¬
tätsentwicklung in der Bauwirtschaft nahe (Marin [1986b]). Die Bau¬
wirtschaft eignet sich aus mehreren Gründen zur Analyse von Struktur¬
effekten der Fiskalpolitik. Die Baubranche stellt einen der wichtigsten
Zweige des geschützten Sektors der österreichischen Wirtschaft dar, bei
der die öffentliche Hand zudem ein Nachfragemonopol besitzt (bis zu 60
Prozent der Bauleistungen werden von öffentlichen Stellen vergeben).
Darüber hinaus bedient sich die Fiskalpolitik beim Einsatz des Budgets
als konjunkturpolitischem Instrument vor allem der Bauwirtschaft
durch die Vergabe zusätzlicher öffentlicher Aufträge (89 Prozent aller
öffentlichen Investitionen sind Bauinvestitionen), da öffentliche Bauin¬
vestitionen die höchsten Multiplikatorwirkungen und damit die höch¬
ste Selbstfinanzierungsquote aufweisen (Christi/Maurer [1984]). Die
Produktivitätsdynamik in der Bauwirtschaft wurde in zweifacher Hin¬
sicht durch die Fiskalpolitik des Austro-Keynesianismus gefördert.

Erstens hat die öffentliche Hand als wichtigster Auftraggeber der
Bauunternehmungen über die Verdoorn-Beziehung produktivitätsbe-
schleunigend auf die Bauwirtschaft gewirkt5. Mit einem Wert von 1.04
für den Verdoorn-Koeffizienten war der Einfluß der Bauproduktion auf
die Bauproduktivität besonders ausgeprägt. Drohenden Nachfrageein¬
brüchen wurde durch die zusätzliche Vergabe öffentlicher Aufträge an
die Bauwirtschaft begegnet, was die Bauunternehmungen bewog, ihre
Produktion nicht entsprechend einzuschränken. Dadurch begünstigte
die öffentliche Baunachfrage als Kompensation für den Ausfall von
Privataufträgen bereits aufgrund der Sicherung der Auslastung der
Baukapazitäten die Produktivität. Zudem konnten durch die durch die
öffentlichen Aufträge ermöglichte Aufrechterhaltung des Produktions-
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niveaus steigende Skalenerträge wahrgenommen werden, denen spe¬
ziell in der Bauwirtschaft eine besondere Rolle zukommt.

Zweitens beeinflußte die Budgetpolitik über ihren Ankündigungsef¬
fekt auf das Investitionsverhalten der Baufirmen die Höhe des Ver-
doorn-Koeffizienten in der Bauwirtschaft. Dies wurde insbesondere bei
der Abkehr vom austro-keynesianischen Konzept durch den Vorrang
der Budgetkonsolidierung im Jahr 1981 deutlich, die die Baufirmen
veranlaßte, sich den geänderten Rahmenbedingungen der Wirtschafts¬
politik anzupassen. Dadurch kam es zu einem sprunghaften Anstieg im
Verdoorn-Koeffizienten, was zu einem Strukturbruch im Trendwachs¬
tum der Bauproduktivität im Jahr 1981 geführt hat. Denn die Ankündi¬
gung der Budgetsanierung und das damit verbundene schwindende
Vertrauen in hohe Kapazitätsauslastung bewog die Bauunternehmun¬
gen zu einer drastischen Anpassung ihres Kapitalstocks, was über die
Abschwächung im Wachstum des Kapitalstocks pro Beschäftigten zu
einer Produktivitätsverlangsamung geführt hat. Dieser indirekte pro-
duktivitätsdämpfende Effekt eines Rückgangs in der Bauproduktion
über das Investitions- und Kapitalstockwachstum bewirkte, daß ein
Outputrückgang die Bauproduktivität seit 1981 weit stärker dämpfte,
als das in der Periode davor der Fall war. Auf diese Weise trug die seit
1981 einsetzende Abkehr vom Austro-Keynesianismus in der Fiskalpo¬
litik über den Ausfall öffentlicher Baunachfrage und über ihren verän¬
dernden Einfluß auf das Investitionsverhalten der Baufirmen wesent¬
lich dazu bei, daß das Wachstum der Bauproduktivität im Durchschnitt
der Jahre 1981 bis 1984 gegenüber der Periode 1964 bis 1980 um 44
Prozent zurückging (Marin 1986b).

Die angeführten Studien legen nahe, daß sowohl von der Wechsel¬
kurs- als auch von der Budgetpolitik des Austro-Keynesianismus
sowohl auf den exponierten als auch auf den geschützten Sektor der
österreichischen Wirtschaft strukturbeschleunigende Impulse ausgin¬
gen. Austro-keynesianische Währungs- und Fiskalpolitik hat damit
beigetragen, daß die österreichische Wirtschaft (nach Japan) eine der
höchsten Produktivitätssteigerungsraten der westlichen Welt aufweist.

Während demnach dem Austro-Keynesianismus aufgrund bisher
vorliegender empirischer Befunde eher strukturbeschleunigende als
strukturbremsende Wirkungen zugeschrieben werden können, liegt die
Frage nahe, ob sich tatsächlich Strukturschwächen der österrei¬
chischen Wirtschaft identifizieren lassen. Dieser Frage wird im näch¬
sten Abschnitt anhand des Strukturberichts des Österreichischen Insti¬
tuts für Wirtschaftsforschung und anhand des OECD-Länderberichts
(1985) nachgegangen, die ein aus theoretischer Sicht kontroverses
System von Indikatoren zur Beschreibung des Strukturwandels der
österreichischen Wirtschaft heranziehen. Die Schwächen dieses Indika¬
torensystems zeigen sich beispielhaft anhand des Strukturwandels der
österreichischen Textilindustrie, der es als traditioneller Konsumgüter¬
industrie gelang, sich weitgehend ohne eigenem Forschungsaufwand
zu modernisieren und auf diese Weise der internationalen Konkurrenz
erfolgreich zu begegnen. Dieser Fortschritt ohne Forschung wird in
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Abschnitt 3 analysiert. In einem letzten Abschnitt werden daraus für die
gesamte österreichische Industrie verallgemeinerbare industriepoliti¬
sche Schlußfolgerungen gezogen.

2. Angenommene Strukturschwächen der österreichischen Wirtschaft

In ihrer Beurteilung der österreichischen Wirtschaft weisen der
Strukturbericht des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsfor¬
schung (1985) ebenso wie die OECD (1985) unter anderem auf folgende
Strukturschwächen der österreichischen Wirtschaft hin6.

,J5hare and Shiff: Österreich hätte im Vergleich zu anderen westli¬
chen Industrieländern einen zu hohen Anteil des Basissektors und von
traditionellen Konsumgüterindustrien und einen zu geringen Anteil an
Herstellern technischer Verarbeitungsgüter. Damit gleiche die österrei¬
chische Industriestruktur stärker einem Entwicklungsland als einem
westlichen Industrieland. Zudem habe die Geschwindigkeit mit der
sich die österreichische Industrie in Richtung hochwertiger Finalpro¬
dukte entwickle in jüngster Zeit abgenommen. Dabei wird davon
ausgegangen, daß jedes Land im Evolutionsprozeß ähnliche Phasen
struktureller Entwicklung durchlaufe. Die Geschwindigkeit des Struk¬
turwandels wird sodann dadurch festgestellt, wie stark sich zwischen
zwei Zeitpunkten die österreichische Produktionsstruktur jener höher
entwickelter westlicher Industrieländer angeglichen hat. An der Abwei¬
chung der österreichischen Outputstruktur von einer derart definierten
„Normstruktur" werden die Strukturprobleme der österreichischen
Wirtschaft festgemacht.

,^High-Tech versus traditionelle ProdukteDie Industriestruktur
würde sich in der warenmäßigen Zusammensetzung des österrei¬
chischen Außenhandels widerspiegeln. Österreich sei ein Nettoexpor¬
teur von Gütern des Basissektors und von Halbfertigwaren und ein
Nettoimporteur von technologieintensiven Investitionsgütern. Die
errechneten RCA-Werte wiesen darauf hin, daß Österreich komparative
Vorteile vor allem bei Konsumgütern, industriellen Halbfertigwaren,
Eisen und Stahl und in einigen Bereichen technischer Fertigwaren
(Industriemaschinen, sonstige Maschinen und Verkehrsmittel, techni¬
sche Haushaltsgüter) aufwiese (Schulmeister [19851, Übersicht 4). Die¬
ses Spezialisierungsmuster auf industrielle Vorprodukte im Außenhan¬
del würde die technologische Rückständigkeit der österreichischen
Wirtschaft verdeutlichen.

„Forschungsintensität': Das geringe innovative Potential der österrei¬
chischen Industrie ebenso wie die unzureichende Fähigkeit der öster¬
reichischen Unternehmungen, in Bereichen mit raschem technischen
Fortschritt mitzuhalten, würde in den niedrigen Forschungs- und
Entwicklungsausgaben zum Ausdruck kommen. Mit 0,65 Prozent lagen
die Forschungsaufwendungen des Unternehmenssektors im Jahr 1979
im Vergleich zu anderen Industrieländern an einer der letzten Stellen.
Die geringe technologische Dynamik zeige sich auch in der passiven
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technologischen Zahlungsbilanz und im Handel mit technologieintensi¬
ven Produkten. Österreich sei ein Nettoimporteur von Patenten und
Lizenzen und von technologieintensiven Produkten.

Diese in der strukturpolitischen Debatte als Schwächen vorgebrach¬
ten Charakteristika der österreichischen Industrie lassen sich jedoch
aus theoretischer Sicht auch anders interpretieren, was im folgenden
versucht wird.

Zu ,£hare and Shiftf': Die von WIFO und OECD verwendete „Share
and Shiff'-Analyse zur Beurteilung des Strukturwandels ist aus mehre¬
ren Gründen problematisch. Es unterstellt ein „ehernes Gesetz" im
Evolutionsprozeß der strukturellen Entwicklung eines Landes, dessen
empirische Überprüfung noch aussteht. Akzeptiert man hingegen die
These der Entwicklungslogik, die ähnliche Produktionsstrukturen in
Ländern vergleichbarer Entwicklungsniveaus erwarten läßt nicht, so
fehlt der Referenzpunkt aufgrund dessen Verschiebungen in der Out¬
putstruktur eines Landes beurteilt werden können. Ist etwa ein im
Vergleich zu anderen westlichen Industrieländern rascheres Schrump¬
fen des Anteils der traditionellen Konsumgüterindustrien ein Hinweis
für einen erfolgreichen Strukturwandel oder aber deutet dies im
Gegenteil darauf hin, daß diese Industrien dem internationalen Wettbe¬
werb nicht standhalten konnten und daher zur Kontraktion gezwungen
waren?

Wie erfolgreich eine Industrie eines Landes ist, kann nur anhand des
Marktergebnisses beurteilt werden. So schlägt das „Market-Structure-
Conduct-Performance-Paradigma" der Industrieökonomie die folgen¬
den Kriterien zur Beurteilung des ökonomischen Erfolgs einer Indu¬
strie vor: Ertragslage, Effizienz und Marktanteilsentwicklung. Legt man
diese Kriterien den österreichischen Industriezweigen zugrunde, so
schneiden die traditionellen Konsumgüterindustrien am besten ab
(Tabelle 1). Sie verzeichneten zwischen 1965 und 1984 den höchsten
Cash-flow und zufriedenstellende Marktanteilsgewinne, während die
Produktivitätszuwächse mit dem Industriedurchschnitt mithielten.
Dagegen wiesen der Basissektor die ungünstigste Produktivitätsent¬
wicklung und die technisch verarbeiteten Produkte die geringsten
Marktanteilsgewinne auf, während die chemische Industrie die relativ
ungünstigste Ertragslage verzeichnete7.

Möchte man unbedingt eine Rangliste zwischen den Industriezwei¬
gen herstellen, so fiele sie aufgrund dieser Kriterien folgendermaßen
aus: traditionelle Konsumgüter, chemische Produkte, Investitionsgüter
und technische Güter und Güter des Basissektors. Der viel beklagte,
relativ zu anderen westlichen Industrieländern geringere Schrump¬
fungsprozeß der traditionellen Konsumgüterindustrien und einiger
Industrien des Basissektors in Österreich scheint demnach Ausdruck
überlegener ökonomischer Überlebensfähigkeit und nicht Ausdruck
eines nicht rasch vorangekommenen Anpassungsprozesses zu sein.
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Tabelle 1
Marktergebnis österreichischer Industriezweige

Produktivität5) Marktanteil
Industrie Cash-Flow durchschnittl. jährl. Österreichs am

Veränderung in % Welthandel in %
1965/74 1974/84 1973/81 1964/84 1973 1982

Basissektor1 24,7 20,4 0,1 3,2 0,72" 1,09®
Chemie 28,3 19,5 5,5 6,7 0,83 1,07
Investitionsgüter
und techn. verarb.
Produkte2 20,2 23,5 3,13 4,43 1,04» 1,063
Traditionelle
Konsumgüter4 25,0 25,8 4,0 4,2 2,187 2,517
Industrie
insgesamt 24,7 21,9 3,5 4,6 0,92® 1,07*

Quelle: OECD (1985), WIFO
Anmerkungen: 1 Bergbau, Erdöl, NE-Metalle, Gießerei, Papiererzeugung

2 Maschinen, Fahrzeuge, Eisen- und Metallwaren, Elektroindustrie
3 Technisch verarbeitete Produkte
4 Textil, Bekleidung, Papierverarbeitung, Nahrungsmittel
5 Produktion je Beschäftigten
6 NE-Metalle
7 Textiüen
8 Alle Waren, real zu Preisen 1973

Zu ,Jiigh-Tech versus traditionelle Produkte": Der Schluß von der
Warenstruktur des Außenhandels auf das technologische Entwick¬
lungsniveau eines Landes setzt eine Rangordnung unter den Industrien
voraus, bei der High-Tech-Produkte an oberster Stelle rangieren, wäh¬
rend Produkte traditioneller Industrien einen hinteren Platz einneh¬
men. Die Vornahme dieser Rangordnung stützt sich theoretisch auf die
These der „Neuen Internationalen Arbeitsteilung" und auf das Produkt¬
zyklusmodell. Dieser Theorie zufolge würden in den westlichen Indu¬
strieländern nur moderne und neue Industrien eine Überlebenschance
haben, während die traditionellen Industrien in die Entwicklungslän¬
der abwanderten. Ein Land mit einem hohen Anteil an traditionellen
Gütern in seiner Warenstruktur würde demnach von Billiglohnländern
bedroht und so mit wesentlichen Strukturproblemen konfrontiert.

Diese Diagnose ist jedoch nur teilweise zutreffend, wie Abschnitt 3
anhand der österreichischen Textilindustrie empirisch zu belegen ver¬
sucht und wie auch jüngste Entwicklungen in der Außenhandelstheorie
nahelegen8. Denn neben der inter-industriellen Spezialisierung findet
im internationalen Handel eine intra-industrielle Spezialisierung statt
(mehr als 60 Prozent des Welthandels), die folgendermaßen erklärt
werden kann. Die Industriestruktur eines Landes ist historisch gewach¬
sen. Aufgrund des Auftretens von neuen Konkurrenten aus Billiglohn¬
ländern wandert ein Teil der Produktion in die Entwicklungsländer ab.
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Der Schrumpfungsprozeß des Basissektors und der traditionellen Kon¬
sumgüterindustrien ist zum Teil Ausdruck dieser Abnahme in der
Spezialisierung Österreichs in diesen Bereichen (inter-industrielle Spe¬
zialisierung)9. Der in Österreich verbleibende Anteil dieser Industrien
spezialisiert sich aufgrund der Möglichkeit zur Produktdifferenzierung
und der Existenz von steigenden Skalenerträgen innerhalb dieser
Industrien (intra-industrielle Spezialisierung). Diese Industrien könn¬
ten ein Vielzahl möglicher Produkte erzeugen. Jedes dieser potentiellen
Produkte wird unter Bedingungen steigender Skalenerträge herge¬
stellt, d. h. durch Produktionssteigerungen können die Produktionsko¬
sten wesentlich gesenkt werden. Um in den Genuß steigender Skalener¬
träge zu kommen, wird jedoch der in Österreich verbleibende Anteil
dieser Industrien nur eine beschränkte Anzahl aus der Vielzahl mögli¬
cher Produkte wählen. Anstatt sämtliche der am heimischen Markt
nachgefragten Produkte dieses Bereichs auf einem niedrigeren Output¬
niveau anzubieten, wird eine beschränkte Anzahl dieser Produkte auf
einem höheren Produktionsniveau hergestellt. Der Rest wird impor¬
tiert. Die Spezialisierung auf diese Produkte ermöglicht einerseits die
Belieferung des heimischen Marktes und eröffnet andererseits Export¬
chancen, da sich die gleichen Industrien in anderen Ländern über ein
analoges Kalkül auf andere Produkte in diesem Bereich festlegen.

Diese intra-industrielle Spezialisierung aufgrund steigender Skalen¬
erträge zwischen Ländern mit ähnlicher Faktorausstattung, durch die
der Intra-Industrie-Handel in den siebziger und achtziger Jahren eine
steigende Bedeutung erfuhr, erlaubt nicht mehr wie aufgrund des
Produktzyklusmodells eine eindeutige Rangliste von „erfolgreichen"
weil High-Tech-Produkten und „erfolglosen" weil traditionellen Pro¬
dukten. Die von WIFO und OECD vorgenommene Unterscheidung
zwischen „technologieintensiven" und „technologiearmen" Gütern ist
kein hinreichendes Kriterium mehr für einen gelungenen Strukturwan¬
del. Ein Gut ist so gut wie es sich am Markt bewährt, unabhängig davon
ob es ein High-Tech oder traditionelles Produkt ist. Der nach wie vor
hohe Anteil traditioneller Konsumgüter und Güter des Basissektors in
der österreichischen Exportpalette mag damit auf eine gelungene intra¬
industrielle Spezialisierung und nicht auf eine strukturelle Rückstän¬
digkeit Österreichs hinweisen.

Zu „Forschungsintensität': Die Höhe der Forschungs- und Entwick¬
lungsausgaben ist nicht notwendig ein hinreichender Indikator für die
Innovationsfreudigkeit eines Landes. Denn der technische Fortschritt
und die damit verbundene Modernisierung der Wirtschaft kann über
verschiedene Kanäle erreicht werden. Für ein Land wie Österreich mit
mittlerem technologischem Entwicklungsniveau stellt der Import tech¬
nischen Fortschritts eine rationale Option und Alternative zur eigenen
Forschung dar (siehe Österreichs Mittelstellung im Produktivitätsni¬
veau im Vergleich zu anderen westlichen Industrieländern in Tabelle 2).
Internationale Diffusionsmodelle legen nahe, daß Länder mit mittlerem
technologischem Niveau zum Technologietransfer aus technologisch
höher entwickelten Ländern besonders prädestiniert sind. Der Techno-
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logieabstand weist auf die Produktivitätsreserve hin, die in einem Land
vorhanden ist. Der Technologieabstand zwischen Österreich und den
umgebenden westlichen Industrieländern ist einerseits hinreichend
groß, um durch den Technologie- und Know-how-Import beachtliche
Produktivitätsgewinne erzielen zu können. Andererseits hat die öster¬
reichische Wirtschaft bereits ein hinreichend hohes Technologieniveau
erreicht, das ihr ermöglicht den Innovationsimport aufzunehmen und
selbst anzuwenden10. Die relativ zu anderen westlichen Industrielän¬
dern niedrigen Forschungs- und Entwicklungsausgaben bei gleichzeiti¬
gem Nettoimport von Patenten, Lizenzen und technologieintensiven
Investitionsgütern deuten darauf hin, daß Österreich recht erfolgreich
eine Import-led-growth-Strategie verfolgt hat, wie die nach Japan
höchste Produktivitätssteigerungsrate Österreichs belegt (Tabelle 2).
Die Partizipation an der ausländischen Forschung durch den Ankauf
ausländischer Patente und Lizenzen und den Import des technischen
Know-how als „freies Gut" in Form von Investitionsgütern verringerte
den Bedarf an eigener Forschung und ermöglichte auf diese Weise eine
rasche und kostengünstige Modernisierung der österreichischen Wirt¬
schaft. Die niedrigen Forschungsausgaben scheinen damit auf die Wahl
einer rationalen Modernisierungsstrategie hinzuweisen statt auf eine
Innovationsträgheit der österreichischen Wirtschaft11.

Tabelle 2
Industrieproduktivität im internationalen Vergleich

Produktivitätsniveau 1964-19812
1970 1973 1981 0 jährl. Veränd.

USA = 100' in %

Japan 49 52 79 6,7
Deutschland 81 77 89 2,9
Frankreich 84 81 96 3,5
Großbritannien 42 41 39 2,2
Italien 66 62 72 3,33
Österreich 66 62 76 4,2
USA 100 100 100 2,6

Quelle: OECD (1984), eigene Berechnungen
1 Output pro Beschäftigten zu Preisen und Wechselkursen 1975 ausgedrückt als prozen¬

tueller Anteil am Produktivitätsniveau der USA.
2 Stundenproduktivität
3 1964/80

Die aus theoretischer Perspektive angeführte Skepsis an den Konzep¬
ten „Share and Shift", „High-Tech versus traditionelle Produkte" und
„Forschungsintensität" als Kriterien für die Beurteilung des Struktur¬
wandels wird empirisch durch die österreichische Textilindustrie
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gestützt. Ihr gelang es als einer der wichtigsten Konsumgüterindustrien
Österreichs, sich weitgehend ohne eigene Forschung zu modernisieren
und durch intra-industrielle Spezialisierung der internationalen Kon¬
kurrenz erfolgreich zu begegnen. Wie sie das bewerkstelligte ist Gegen¬
stand des nächsten Abschnitts.

3. Empirische Evidenz: Die österreichische Textilwirtschaft

Die siebziger und Anfang der achtziger Jahre waren in der Textilindu¬
strie von umwälzenden Veränderungen geprägt. Zwischen 1970 und
1983 schrumpfte die Beschäftigung um 43 Prozent und stieg die Pro¬
duktivität um 70 Prozent, während die Industrieproduktion stagnierte.
In der selben Periode gingen 30 Prozent der Textilfirmen in Konkurs.
Durch die Einführung arbeitssparender Automation und durch die
Modernisierung des Kapitalstocks konnte die österreichische Textilin¬
dustrie im Gegensatz zu jener anderer westlicher Industrieländer ihr
Produktionsniveau aufrechterhalten (Tabelle 3)12.

Tabelle 3
Umwälzung in der Textilindustrie

Industrieproduktion
1981 = 100

Beschäftigung Produktivität
1981 = 100

1970
1983

88,8
86,8

66.965
38.202

59,9
100,3

Anzahl der Betriebe

1971
1984

714
499

Quelle: IHS-Datenbank, Fachverband der Textilindustrie Österreichs

Intra-industrielle Spezialisierung

Im Zuge der Liberalisierung des Handels gerieten die österrei¬
chischen Textilfirmen unter massiven ausländischen Konkurrenz¬
druck. Die Importquote stieg von 0,46 im Jahr 1970 auf 0,91 im Jahr
1983; in der selben Periode erhöhte sich die Exportquote von 0,43 auf
0,84 (Tabelle 4). Dabei spielte die Konkurrenz aus den Entwicklungslän¬
dern eine vergleichsweise untergeordnete Rolle. Afrikanische und
asiatische Firmen hatten bloß einen Anteil von 9,45 Prozent an den
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gesamten österreichischen Textilimporten. Die wichtigsten Konkurren¬
ten der österreichischen Textilfirmen auf dem heimischen Markt
kamen aus den westlichen Industrieländern, insbesondere aus Deutsch¬
land, Italien und der Schweiz. Ihr Anteil an den Textilimporten machte
fast 70 Prozent aus. Auch auf den Auslandsmärkten konkurrierten die
österreichischen Textilfirmen vor allem mit Unternehmungen aus den
westlichen Industrieländern. Zu den wichtigsten Exportmärkten zähl¬
ten die Bundesrepublik Deutschland, die Schweiz, Großbritannien,
Frankreich und Italien. Ihr Anteil an den gesamten österreichischen
Textilexporten betrug rund 60 Prozent (Tabelle 5). Dieses Konkurrenz¬
muster - die Konzentration des österreichischen Textilaußenhandels
auf die westlichen Industrieländer - entspricht nicht der These von der
„Neuen internationalen Arbeitsteilung", derzufolge die Textilindustrien
in den westlichen Industrieländern vor allem von der Konkurrenz aus
Niedriglohnländern bedroht sind. Dieses Muster im Textilaußenhandel
deutet auf folgende Veränderung in der Außenhandelsdynamik hin.

Erstens führten die Liberalisierung des Handels und das Auftreten
neuer Konkurrenten aus Niedriglohnländern zu einer - wenn auch
vergleichsweise geringen - Abnahme in der Spezialisierung Österreichs
auf Textilien (inter-industrieller Handel), was in der leichten Ver¬
schlechterung des Textilbilanzdefizits in der zweiten Hälfte der siebzi¬
ger Jahre zum Ausdruck kommt (Tabelle 4).

Zweitens löste die Konkurrenz aus den westlichen Industrieländern
eine Spezialisierung innerhalb der österreichischen Textilindustrie aus,
wodurch der intra-industrielle Handel in sämtlichen der in der Tabelle 6
ausgewiesenen Textilgütergruppen zunahm. Diese Spezialisierung
innerhalb der österreichischen Textilindustrie führte zu Anteilsverlu¬
sten am heimischen Markt und zu Marktanteilsgewinnen auf den
Auslandsmärkten. Zwischen 1970 und 1979 stieg der österreichische
Anteil am OECD-Textilmarkt um 17 Prozent (Tabelle 4).

Tabelle 4
Textilaußenhandel

1970 1983

Exportquote 0,43 0,84
Importquote 0,46 0,91
Textilbilanz
in öS 1000 -712,41 -997,52
Anteil Österreichs
am OECD-Markt in % 2,4 2,83

Quelle: OECD, IHS-Datenbank, Fachverband der Textilindustrie Österreichs
1 0 1970-76
2 0 1977-83
3 1979
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Tabelle 5
Internationale Konkurrenz der österreichischen Textilindustrie

Importkonkurrenz Exportkonkurrenz
Anteil an den Anteil an den

Länder Textilimporten Textilexporten
1971 1983 1971 1983

BRD 34,3 39,3 16,4 27,8
Italien 6,6 17,4 1,1 4,4
Belgien 2,1 2,8 0,9 1,7
Frankreich 3,7 4,0 0,6 4,5
Großbritannien 11,2 2,3 20,0 9,7
Schweiz 23,0 12,1 18,3 11,7
EFTA 39,7 14,5 57,8 19,2
EWG 49,7 69,9 20,0 54,3
Osteuropa 2,4 2,7 5,6 7,5
Asien 5,9 8,4 4,2 4,3
Afrika 0,1 1,1 2,9 10,6
USA 0,6 0,9 2,6 1,4

Quelle: Fachverband der Textilindustrie Österreichs

Dieses Muster im österreichischen Textilaußenhandel läßt sich mit
der traditionellen Theorie des komparativen Vorteils (Heckscher-Ohlin)
nicht erklären. Denn diese Theorie würde folgende Dynamik im öster¬
reichischen Textilaußenhandel erwarten lassen. Der Handel von Textil¬
waren würde vor allem zwischen Österreich und Ländern mit anderer
Faktorausstattung als Österreich erfolgen. Demnach würde die österrei¬
chische Nachfrage nach Textilprodukten insbesondere von Textilflr-
men aus den Entwicklungsländern gesättigt, da diese aufgrund niedri¬
gerer Lohnkosten komparative Vorteile aufwiesen. Der Verlust im
komparativen Vorteil gegenüber den Niedriglohnländern würde eine
stetige Steigerung von Textilimporten aus diesen Ländern bei einem
gleichzeitigen Rückgang der österreichischen Textilexporte auslösen,
was mit einer bedeutenden Passivierung der österreichischen Textil-
bilanz einherginge.

Tatsächlich jedoch fand der wesentliche Anteil im Textilaußenhandel
zwischen Österreich und Ländern mit ähnlicher Faktorausstattung
statt. Im Gegensatz zur Hypothese der Theorie des komparativen
Vorteils ging mit der Steigerung der Importkonkurrenz aus den westli¬
chen Industrieländern eine starke Zunahme der österreichischen Tex¬
tilexporte einher. Es kam zum gegenseitigen Austausch von Textilgü-
tern ähnlicher Art zwischen Österreich und Ländern mit ähnlicher
Faktorausstattung (Intra-Industrie Handel), wodurch die österrei¬
chische Textilbilanz keine bedeutende Tendenz zur Passivierung zeigte
(Tabelle 4 und Tabelle 6).

334



Die österreichische Textilindustrie belegt damit auf eindrucksvolle
Weise, daß sie nicht durch Abwanderung in die Entwicklungsländer
bedroht ist. Ihr gelang durch Produktdifferenzierung erfolgreich die
intra-industrielle Spezialisierung, wodurch sie nicht zu einer so starken
Schrumpfung gezwungen war, wie einige Textilindustrien in den
westlichen Industrieländern (siehe OECD 1983). Damit weist die öster¬
reichische Textilindustrie eine Außenhandelsdynamik auf, wie sie in
der jüngst entwickelten Außenhandelstheorie mit monopolistischer
Konkurrenz, Produktdifferenzierung und steigenden Skalenerträgen
beschrieben wird (siehe Helpman/Krugman [1985]).

Tabelle 6
Intra-industrieller Handel einzelner Textilgütergruppen1

(in Prozent)

Warenbezeichnung 0 1969/71 0 1976/78

Garne und Zwirne 67,10 83,13
Baumwollgewebe, Standardtyp, ohne Bänder
und Spezialgewebe 92,20 95,72
Sonstige Gewebe, Standardtyp, ohne Bänder
und Spezialgewebe 91,89 93,65
Tülle, Spitzen, Stickereien, Bänder, Posamen¬
tier- und andere Kurzwaren 21,43 26,09
Spezialgewebe und verwandte Erzeugnisse 82,67 93,78
Sonstige Textilfertigwaren ohne Kleidung
und Schuhwerk 76,22 81,75

Quelle: Breuss (1983)

. (C X + M) - | X-M b
(X-M)

Fortschritt ohne Forschung

Diese erfolgreiche intra-industrielle Spezialisierung gelang der öster¬
reichischen Textilindustrie durch die Modernisierung ihres Kapital¬
stocks und durch die Einführung arbeitssparender Produktionstechni¬
ken. Zwischen 1970 und 1982 stieg der Wert des eingesetzten Kapitals
pro Beschäftigten von S 193.600- auf S 361.000,-. Diese überdurch¬
schnittliche Zunahme in der Kapitalintensität reflektiert vor allem den
dramatischen Beschäftigtenabbau. Denn der reale Kapitalstock war in
der selben Periode mit einem durchschnittlichen Wachstum von rund
1 Prozent relativ zur Gesamtindustrie bloß unterdurchschnittlich
gestiegen (Tabelle 7).

Der technische Fortschritt in der österreichischen Textilindustrie war
durch ein besonderes Merkmal gekennzeichnet: er war aus dem Aus-
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Tabelle 7
Kapitalstock und Kapitalintensität

Textilindustrie Industrie

Kapital¬ Kapital¬ Kapital¬ Kapital¬
stock intensität stock intensität

in Mio. S, real in 1000 S, real in Mio. S, real in 1000 S, real
(p = 1964) (p = 1964) (p = 1964) (p = 1964)

1970 12.962 193,6 155.360 247,0
1982 14.863 361,5 263.049 451,2

0 jährliche Veränderung in %

0 70/82 1,1 4,9 4,1 4,7
0 64/82 1,4 4,5 4,2 4,6

Quelle: IHS-Datenbank

land importiert. Die seit 1975 massiv einsetzende Automatisierung des
Produktionsprozesses wurde durch den Import technischer Innovatio¬
nen aus dem Ausland in Form von technischen Anlagen, Patenten und
Lizenzen und in Form von Forschungsaufträgen an ausländische Unter¬
nehmen erreicht13. So war der Anteil der Textilmaschinenimporte an
den Anlageinvestitionen der Textilindustrie stetig angestiegen und
erreichte in der zweiten Hälfte der siebziger und Anfang der achtziger
Jahre seinen Höhepunkt. Im Jahr 1980 war der ausländische Diffusions¬
grad 100 Prozent (Tabelle 8). Die wichtigsten Textilmaschinenanbieter
kamen aus der BRD, der Schweiz und Italien. Im Laufe der siebziger
Jahre gewannen jedoch auch japanische und französische Textilma¬
schinenerzeuger an Bedeutung, während Großbritannien als Textilma¬
schinenlieferant an Gewicht verlor (Tabelle 8). Dadurch gelang der
österreichischen Textilindustrie ihre Modernisierung über zwei Mecha¬
nismen. Erstens durch eine stetige Steigerung des Anteils der Technolo¬
gieimporte aus Ländern mit höherem technologischem Entwicklungs¬
niveau an den gesamten Textilinvestitionen. Zweitens durch eine
Verschiebung in der Struktur der Textilmaschinenanbieter zugunsten
jener mit fortgeschrittenem technischem Know-how, was in der Ver¬
schiebung der Länderstruktur der Textilmaschinenimporte zugunsten
von Ländern mit höherem technologischem Entwicklungsniveau zum
Ausdruck kommt.

Der Import ausländischer Innovationen verringerte den Bedarf an
eigener Forschung. Denn durch den Ankauf der Technologie aus dem
Ausland erwarb die Textilindustrie zusätzlich das technische Know-
how gewissermaßen als „freies Gut". Dieses Verhalten als „Trittbrett¬
fahrer" an der ausländischen Forschung ermöglichte der Textilindu-
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Innovationsimport
Tabelle 8

1965 1971 1980 1983
Ausländischer
Diffusionsgrad1 63,1 66,4 99,9 87,6

Herkunftsländer der Textilmaschinenimporte

1965 Anteil in % 1984

BRD 48,3 52,8
Schweiz 19,3 19,3
Italien 5,7 9,7
Japan 0,7 4,1
Frankreich 3,1 3,6
USA 6,4 2,6
Großbritannien 9,1 2,0
Rest-Welt 7,4 6,0

Quelle: österreichisches Statistisches Zentralamt, Fachverband der Textilindustrie
Österreichs, eigene Berechnungen
1 Anteil der importierten Textilmaschinen an den Anlageinvestitionen der

Textilindustrie in Prozent

strie ihre eigenen Aktivitäten im Forschungsbereich zu reduzieren,
ohne Einbußen im Modernisierungsstandard zu erleiden. Die Höhe der
Ausgaben für Forschung und Entwicklung sind daher nicht notwendig
ein Indikator für die Innovationsfreudigkeit einer Industrie. Denn die
Textilindustrie weist trotz überdurchschnittlicher Produktivitätssteige¬
rungen traditionell eine relativ zur Gesamtindustrie geringe For¬
schungstätigkeit auf. Im Jahr 1978 betrug der Anteil der Forschungs¬
ausgaben am Jahresumsatz 1,1 gegenüber einem Forschungskoeffizien¬
ten der Gesamtindustrie von 2,0 (Tabelle 9). Dabei ist bemerkenswert,
daß die Textilindustrie in der Periode der intensivsten Modernisierung
tendenziell ihre Forschungsaktivitäten zurückgenommen und vermehrt
an der ausländischen Forschung partizipiert hat. So sank der For¬
schungskoeffizient der Textilindustrie von 1,3 im Jahr 1975, 1,1 im Jahr
1978 auf bloß 0,9 im Jahr 1981. In der selben Periode wurde der Anteil
ausländischer Technologieimporte an den Investitionen der Textilindu¬
strie von 69,1 Prozent auf 99,9 Prozent gesteigert. Die geringe Bedeu¬
tung der eigenen Forschung in der Textilindustrie in einer Phase der
stärksten Umstrukturierung zeigt sich auf dramatische Weise im
Patentverhalten. Das Österreichische Patentamt wies im Jahr 1970
321 Patenterteilungen an die Textilindustrie aus, im Jahr 1984 kam es
bloß zu 14 Erteilungen (Tabelle 9).
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Tabelle 9
Fortschritt ohne Forschung

F «Sc E1
Textilindustrie Industrie Patenterteilungen

1972 0,5 1,4 3212
1975 1,3 1,7 3073
1978 1,1 2,0 204
1981 0,9 2,2 145

Quelle: Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft, Österreichisches Patentamt
1 Forschungskoeffizient: Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung

am Jahresumsatz
2 1970
3 1974
4 1983
5 1984

Dabei variierte die gewählte Wettbewerbsstrategie nach Betriebs¬
größe. Soweit sie überhaupt forschten, waren die textilen Kleinbetriebe
am forschungsintensivsten. Mit der Firmengröße nahm in der Textilin¬
dustrie die Forschungsintensität ab (Tabelle 10). Das mit der Betriebs¬
größe abnehmende Forschungsverhalten mag sich durch den für Mittel-
und Großbetriebe leichteren Import von technischem Fortschritt erklä¬
ren, wodurch die größeren Betriebe auf die eigene Forschung nicht so
stark angewiesen waren. Denn bei den aus dem Ausland importierten
Technologien handelte es sich vorwiegend um Prozeßinnovationen, bei
denen die Kleinbetriebe aufgrund ihrer Betriebsgröße auf eine ökono¬
mische Beschränkung stießen. Der Ankauf dieser Anlagen mag sich
erst ab einer Mindestlosgröße rentiert haben. Diese Beschränkung bei
der Wahrnehmung von Skalenerträgen der Klein- und kleineren Mittel¬
betriebe zeigt sich auch in der Produktivität nach Betriebsgröße
(Tabelle 10). Um dennoch wettbewerbsfähig zu bleiben, mußten diese
Textilfirmen stärker auf Produktdifferenzierung setzen, die sie im
Gegensatz zu den Mittel- und Großbetrieben weitgehend über eigene
Forschung und Entwicklung zu erreichen versuchten. Die Großbe¬
triebe hingegen basierten ihre WettbewerbsStrategie auf den massiven
Einsatz ausländischer Prozeßinnovationen und der Wahrnehmung von
Skalenerträgen, was sie entsprechende Produktivitätsgewinne erzielen
ließ. In der günstigsten Situation dürften sich die Mittelbetriebe mit 100
bis 999 Beschäftigten befunden haben, denen beide Strategien offen
standen. Einerseits erreichten sie eine hinreichende Größe, wodurch sie
entsprechende Skalenerträge wahrnehmen konnten und auch beim
Import ausländischen technischen Fortschritts ökonomisch nicht
beschränkt waren. Diese Betriebe wiesen relativ zu ihren größeren und
kleineren Konkurrenten das höchste Produktivitätsniveau auf. Ande¬
rerseits waren sie hinreichend klein, um flexibel und rasch auf Markt-
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Veränderungen reagieren zu können. Deshalb stützten sich auch diese
Betriebe bei der Produktgestaltung ihrer Güter stärker auf den Innova¬
tionsimport, anstatt auf eigene Forschung und Entwicklung (Tabelle
10).

Tabelle 10
Wettbewerbsstrategie nach Betriebsgröße

Textilfirmen mit... Beschäftigten
0-99 100-499 500-999 1000 u. mehr

Effizienz nach
Betriebsgröße1 123.786 144.775 152.119 142.888
F & E nach
Betriebsgröße2 2,1 1,2 0,73

Quelle: Fachverband der Textilindustrie Österreichs, Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft

1 Nettoproduktionswert pro Beschäftigten in S im Jahr 1976
2 Forschungskoeffizient: Anteil der Ausgaben für Forschung und Entwicklung

am Jahresumsatz in Prozent im Jahr 1981
3 Textilfirmen mit mehr als 500 Beschäftigten

Dieser von der österreichischen Textilindustrie gewählte Innova¬
tionsimport als Modernisierungsstrategie machte sich ökonomisch
bezahlt, wie ökonometrische Schätzungen über den quantitativen Ein¬
fluß der Import-led-growth-Strategie in der Textilindustrie ergeben14.
Denn der Innovationsimport trug einerseits zu einer beachtlichen
Beschleunigung im Produktivitätswachstum bei, und eröffnete ande¬
rerseits neue Möglichkeiten bei der Produktgestaltung, wodurch den
österreichischen Textilfirmen erfolgreich die intra-industrielle Speziali¬
sierung gelang. Diese importinduzierte Produktdifferenzierung führte
zu einer Verringerung der Exportpreiselastizität für österreichische
Textilprodukte von -0,23 auf -0,11. Eine einprozentige Zunahme in der
Technologiediffusion aus dem Ausland durch Erhöhungen des Anteils
der importierten Textilmaschinen an den gesamten Textilinvestitionen
und/oder durch Verschiebungen in der Struktur der Kapitalgüterimpor¬
te zugunsten von Ländern mit höherem technologischem Entwick¬
lungsniveau steigerte das Produktivitätswachstum in der Textilindu¬
strie um 0,36 Prozent. Damit trug die importinduzierte Prozeßinnova¬
tion im ungefähr selben Ausmaß zur Produktivitätsentwicklung der
Textilindustrie bei wie die Kapitalintensität.

Zudem legten die verschiedenen ökonometrischen Tests auf Parame¬
terstabilität nahe, daß die Produktivitätsgewinne durch die Import-led-
growth-Strategie in der zweiten Hälfte der siebziger und Anfang der
achtziger Jahre zugenommen haben. Die durch den Innovationsimport
eröffneten höheren Produktivitätszuwächse scheinen damit die im
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Laufe der siebziger Jahre beobachtete Abwendung von der eigenen
Forschung hin zum Import des technischen Fortschritts aus dem
Ausland zu erklären.

Zu dieser Reallokation von der eigenen Forschung zugunsten des
Imports ausländischer Forschung hat nicht zuletzt auch die Aufwer¬
tungspolitik in den siebziger Jahren beigetragen, die den Innovations¬
import gegenüber der hausgemachten Forschung ertragreicher werden
ließ. Der wechselkursinduzierte Anstieg in der relativen Profitabilität
des Forschungsimports ergab sich über folgende Mechanismen.
- Erstens erzeugte die Aufwertungspolitik einen Wettbewerbsdruck,

der die österreichischen Textilunternehmungen zu rascher Rationali¬
sierung und Modernisierung zwang. Denn sie verteuerte die österrei¬
chischen Textilexporte relativ zur ausländischen Konkurrenz und
verbilligte die Importe ausländischer Textilwaren am heimischen
Markt. Der Druck zum relativ raschen Handeln begünstigte den
Einkauf von ready-made Lösungen gegenüber zeitaufwendigeren
eigenen Lösungen.

- Zweitens verbilligten die kontinuierlichen Aufwertungen des Schil¬
lings den Import ausländischer Technologie in Form von Investi¬
tionsgütern, Patenten und Lizenzen und Forschungslösungen auslän¬
discher Firmen, wodurch der Technologietransfer auch für kleinere
beim Innovationsimport ansonsten ökonomisch beschränkten Textil¬
unternehmungen eine Option und Alternative zur eigenen Forschung
darstellte.
Wie erfolgreich die österreichische Textilindustrie mit der beschrie¬

benen Strategie war, belegt die Entwicklung der Kapitalrendite und der
Eigenkapitalquote. Die Textilindustrie muße im Gegensatz zur Gesamt¬
industrie keinen Rückgang in der Eigenkapitalquote hinnehmen und
konnte ihre relative Stellung bezüglich der Profitabilität Anfang der

Tabelle 11
Marktergebnis: Profitrate und Eigenkapitalquote

Textilindustrie Industrie
Profitrate

0 1970/79 3,2' 4,8
0 1980/82 4,8' 4,2

Eigenkapitalquote2

1970 36,2 37,3
1980 35,5 19,2

Quelle: WIFO (Bayer 1977, Hahn 1982)

1 Textil, Leder und Bekleidung
2 Grundkapital plus Rücklagen minus Abfertigungsrücklagen in Prozent der

Bilanzsumme.
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achtziger Jahre stark verbessern. Während sie in den siebziger Jahren
relativ zur Gesamtindustrie noch eine niedrigere Profitrate aufwies, hat
sich diese Relation Anfang der achtziger Jahre umgekehrt (Tabelle 11).
Der Erfolg des in den siebziger Jahren stattgefundenen Modernisie¬
rungsprozesses stellte sich damit Anfang der achtziger Jahre ein.

4. Industriepolitische Folgerungen

Aus den Erfahrungen der Textilindustrie lassen sich folgende verall¬
gemeinerbare industriepolitische Schlußfolgerungen ziehen.

Erstens können traditionelle Industrien durch intra-industrielle Spe¬
zialisierung und Modernisierung ihres Kapitalstocks erfolgreich der
internationalen Konkurrenz begegnen und auf diese Weise überdurch¬
schnittliche Erträge erzielen. Sie sind daher nicht unbedingt durch
Abwanderung in Billiglohnländer bedroht. Ein hoher Anteil dieser
Industrien in der Produktionsstruktur eines Landes ist daher noch kein
ausreichender Beleg für einen nicht gelungenen Strukturwandel.

Zweitens muß Modernisierung und Umstrukturierung nicht notwen¬
dig über eigene Forschung und Entwicklung erfolgen. Am Beispiel der
österreichischen Textilindustrie wird eindrucksvoll deutlich, wie durch
Technologieimport aus dem Ausland eigene Prozeß- und Produktinno¬
vationen gelingen können, die die kostenseitige Wettbewerbsfähigkeit
sichern und die intra-industrielle Spezialisierung ermöglichen. Hohe
Forschungs- und Entwicklungsausgaben sind daher kein zuverlässiger
Indikator für die Innovationsfreudigkeit eines Landes. Die Wahl zwi¬
schen eigener Forschung oder Ankauf ausländischer Forschung basiert
auf einem ökonomischen Kalkül, das auch zukünftig zugunsten einer
Import-led-growth-Strategie ausfallen kann.

Fußnoten

1 Zur Interpretation des Modells des Austro-Keynesianismus Wagner (1985), weitere
Interpretationen Scharpf (1984), Seidel (1982), Tichy (1982), (1983). Zur Übereinstim¬
mung des Selbstverständnisses der wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger mit
ihrem beobachtbaren Verhalten Marin/Maurer/Wagner (1984).

2 Zu den Struktureffekten der Sozialpartnerschaft Czada (1983), Matzner (1984), Streeck
(1981), Streissler (1976).

3 Zu den strukturkonservierenden Aspekten des österreichischen Systems der Investi¬
tionsförderung Tichy (1980), Szopo/Aiginger/Lehner (1985).

4 Dieser „Sozialisierung" des Risikos wird zum Teil der Wirtschaftserfolg Japans
zugeschrieben siehe Hadley (1983).

5 Die Verdoorn-Beziehung unterstellt, daß die Produktivität durch das Produktivitäts¬
niveau bestimmt wird.

6 Die im folgenden diskutierten Thesen zu den Strukturschwächen sind nicht voll¬
ständig.

7 Zur gedrückten Ertragslage der chemischen Industrie trug nicht zuletzt die Aufwer¬
tungspolitik der siebziger Jahre bei. Denn im Gegensatz zu anderen österreichischen
Industrien reagierten die ausländischen Nachfrager relativ stark auf wechselkursindu¬
zierte Verteuerungen österreichischer Chemieprodukte siehe Marin (1986a).
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8 Zur Außenhandelstheorie mit monopoüstischer Konkurrenz und steigenden Skalen¬
erträgen siehe Helpman (1984), Krugman (1980); zu den industriepolitischen Implika¬
tionen Helpman (1986), Flam/Helpman (1985).

9 Die in jüngster Zeit beobachtete Verlangsamung im Schrumpfungsprozeß dürfte eher
auf das Ende der Phase der inter-industriellen Spezialisierung hinweisen als auf eine
Verlangsamung im Strukturwandel.

10 Für die Diffusionsmodelle siehe Gomulka (1979), Gomulka/Sylwestrowicz (1976),
Findlay (1978) und Rodriguez (1975); für die Beschreibung des Technologietransfers
unter der Kontrolle des MITI als Modernisierungsstrategie Japans siehe Kosobud
(1973).

11 Zum Import des technischen Fortschritts als Technologiestrategie Österreichs siehe
Rothschild (1984), Steindl (1977, 1982) und Tichy (1986b), die diese Modernisierungs¬
strategie für die Zukunft nicht mehr verfügbar halten. Dagegen sprechen jedoch die
Erfahrungen der österreichischen Textilindustrie siehe Marin (1986c).

12 Für eine umfassende Darstellung des Strukturwandels in der österreichischen Textil¬
industrie siehe Marin (1986d).

13 Für eine detaillierte Beschreibung des Forschungsprozesses in der österreichischen
Textilindustrie siehe Marin (1986d).

14 Zu den verschiedenen ökonometrischen Schätzungen und Tests siehe Marin (1986c)
(1986d).
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Neue Impulse für eine

Wirtschaftsreform in der

Sowjetunion

Bemerkungen zu M. Gorbatschows Rede vor dem XXVII.
Parteitag der KPdSU*

Friedrich Levcik

Westliche Kommentare haben überwiegend die Ansicht vertreten,
daß die auf dem XXVII. Parteitag der KPdSU angekündigten Reform¬
maßnahmen kaum zu einer durchgreifenden Besserung der sowjeti¬
schen Wirtschaft führen können. Häufig wird kritisiert, daß zu ergrei¬
fende Reformmaßnahmen nur als Prinzipien, ohne detaillierte Ausfüh¬
rungsbestimmungen formuliert wurden. Es wurde auch ein in sich
geschlossenes Reformkonzept vermißt, welches die Richtung zu einer
regulierten sozialistischen Marktwirtschaft weisen würde.

Das Zeitelement

Der Fehler scheint allerdings in den hochgespannten Erwartungen zu
liegen. Wer sich die Entwicklung der Sowjetwirtschaft in den sechzig
bis siebzig Jahren ihrer Existenz vergegenwärtigt und z. B. in Betracht
zieht, daß noch lebende Augenzeugen der NEP-Periode heute über
80jährige Greise sein müßten, während die im aktiven Arbeitsleben
stehenden Sowjetbürger überhaupt keine Erfahrung mit einer funktio¬
nierenden Marktwirtschaft gemacht und nichts anderes als eine zentra¬
lisierte Planwirtschaft kennengelernt haben, kann kaum ernstlich einen
direkten Sprung zu einem marktorientierten Reformkonzept erwarten.
Darüber hinaus zeigt die Erfahrung anderer Länder sowjetischen Typs,
daß der Weg von einer Reformdiskussion - bevor diese eine eindeutige
Gestalt annimmt - bis zur Verabschiedung von konkreten Reformmaß¬
nahmen und schließlich zur Durchführung dieser Maßnahmen Jahre in

* Michail Gorbatschow, Poütischer Bericht des Zentralkomitees der KPdSU an den
XXVII. Parteitag, Verlag der Presseagentur Nowosti, Moskau 1986
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Anspruch nimmt und auch verschiedentliche Peripetien, Korrekturen
und evt. Rücknahmen in sich einschließt. Vergessen wir nicht, daß z. B.
die chinesische Wirtschaftsreform, die den heutigen sowjetischen
Reformansätzen häufig gegenübergestellt wird, mit einer Reformdis¬
kussion bereits Ende der 70er Jahre begonnen hat, daß in den ersten
80er Jahren außer einigen Experimenten in der Industrie eigentlich nur
in der Landwirtschaft durchgreifende Reformmaßnahmen getroffen
wurden und daß auch heute noch der Umfang der verbindlich von oben
auferlegten Planauflagen, vor allem in der Industrie nicht unbeträcht¬
lich ist. Auch die Erfahrungen Ungarns und Jugoslawiens zeigen, daß
der Weg der Umwandlung einer zentralisierten Planwirtschaft in eine
nichtkapitalistische, regulierte, marktorientierte Wirtschaft ganze
Dekaden umfaßt und auch heute noch keineswegs abgeschlossen ist.
Dabei sind die Voraussetzungen für eine Reform in der UdSSR in
Hinblick auf die Größe des Landes, der gravierenden Unterschiede im
Klima, Kultur und Entwicklungsniveau der verschiedenen Völker
bedeutend schwieriger als in den kleinen osteuropäischen RGW-Län¬
dern.

Richtung, Tempo und Prioritäten

Wenn man alle diese Umstände in Betracht zieht, dann kann man sehr
wohl im Referat Gorbatschows tiefgreifende Reformansätze erkennen,
die den Weg für eine radikale Wirtschaftsreform freilegen. Das bedeutet
selbstverständlich noch nicht, daß eine solche Reform auch tatsächlich
kompromißlos durchgesetzt wird. Aber es kann kein Zweifel bestehen,
daß die heutige Führung und insbesondere Gorbatschow selbst an einer
wirklichen Reform des Wirtschaftsmechanismus interessiert sind, um
die Wirtschaftsentwicklung zu beschleunigen und den Wirtschaftsab-
lauf effizienter zu gestalten. Dabei scheint es, daß M. Gorbatschow
realistischere Vorstellungen über Richtung, Tempo und Prioritäten
eines Umbaus des Wirtschaftsmechanismus hat, als manche westliche
Beobachter und Analytiker.

In der schon fast 30 Jahre währenden Reformdiskussion in den RGW-
Ländern hat sich eine gewisse Sprachregelung herausgebildet, nach der
man - sozusagen auf ersten Blick - erkennen konnte, was für eine
Reform jeweils ins Auge gefaßt wurde. Diejenigen, die sich vom
zentralistischen, direktiven Planungs- und Zuteilungssystems abwen¬
den wollten, sprachen von einem „neuen System der Planung und
Leitung" oder von einem „neuen Wirtschaftsmechanismus" während
die Anhänger eines zentralistischen, direktiven Planungssystems im
Zusammenhang einer notwendigen Reform von der „Vervollkomm¬
nung" des bestehenden Planungs- und Leitungssystems sprachen. M.
Gorbatschow vermeidet so weit wie möglich beide Ausdrucksweisen,
die ihn eindeutig festlegen könnten. Statt dessen wählt er Ausdrücke
wie tiefgreifende „Umgestaltung des Wirtschaftsmechanismus und des
Leitungssystems". Das Wort „Umgestaltung" deutet dabei die Vorstel-
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lung eines lang andauernden Prozesses an, der zu einem „in sich
geschlossenen, wirksamen und flexiblen Leitungssystem" führen soll.
Ausdrücklich weist er auf die beschränkten Möglichkeiten „einer
laufenden Vervollkommnung" der Leitung und Lenkung der Wirtschaft
hin und stellt fest, „daß es nicht mehr angeht, wenn man sich auf
partielle Verbesserungen beschränkt; eine radikale Reform tut not".
Gorbatschow gehört sichtlich zu denen, die nicht aufhalben Weg stehen
bleiben möchten. Er betont es auch ausdrücklich, wenn er von der
„Zielstrebigkeit und Entschlossenheit im praktischen Handeln"
spricht. „Wenn man Umgestaltungen in Angriff genommen hat, darf
man sich nicht auf Halbheiten beschränken. Es gilt, konsequent und
energisch vorzugehen, ohne vor den kühnsten Schritten zurückzu¬
schrecken." *

Kritiker könnten meinen, daß dies nur schöne Worte sind, denen
keine entsprechenden Maßnahmen folgen. Unseres Erachtens ist Gor¬
batschow ein Mann, der ein angestrebtes Ziel konsequent verfolgt, aber
er ist kein Phantast, sondern ein harter Realpolitiker. Er kennt sein
Land und die alteingefleischten Gewohnheiten der Bevölkerung, er
kennt insbesondere die Idiosynkrasien des Parteiapparates und eines
bedeutenden Teiles der Führungsspitze. Er wird sicherlich versuchen,
Fehler, die Chruschtschow seine Führungsposition gekostet haben, zu
vermeiden. Er scheint zu wissen, was und wieviel er zur gegebenen Zeit
der Bevölkerung und den Parteikadern, insbesondere den noch tradi¬
tionellen Vorstellungen verpflichteten Funktionären zumuten kann.

Einerseits weiß er, daß eine tiefgreifende Umgestaltung des Wirt-
schaftsmechanismus ein langandauernder Prozeß ist, wobei man selbst
bei Berücksichtigung der Erfahrungen anderer RGW-Länder keines¬
wegs auf alle Fragen eindeutige Antworten hat und evt. wahrscheinlich
unvermeidbare Rückschläge von den zahlreichen Gegnern der Wirt¬
schaftsreform sofort gegen ihn ausgenützt würden. Er stellt daher
ausdrücklich fest, daß man erst „am Anfang des Weges" steht. „Für die
Umgestaltung des Wirtschaftsmechanismus sind unter den Bedingun¬
gen unseres Landes mit seiner immensen und komplizierten Wirtschaft
Zeit und energische Anstrengungen erforderlich. Es kann da Schwierig¬
keiten geben, wir sind auch nicht gegen Fehlkalkulationen gefeit..
Es braucht also Zeit und man kann auch Fehler machen. Überdies wolle
man „Schritt für Schritt" den Wirtschaftsmechanismus „auf der Grund¬
lage der gesammelten Erfahrungen" ergänzen und vervollkommnen.
Hier versucht er die konservativeren Parteikader zu beruhigen, wobei
er auch das sonst verpönte Wort der „Vervollkommnung" benutzt, aber
gleichzeitig betont er, daß „alles was überlebt ist oder sich nicht
bewährt hat, aus dem Weg zu räumen" ist. Zugleich wird eine deutliche
Absage jenen gegeben, „die die Hoffnung hegen, alles würde sich schon
einrenken und in das alte Geleise zurückkehren. Das wird es nicht
geben, Genossen!" Gegenüber der Parteihierarchie wird also eine

* Diese und alle weiteren durch Anführungszeichen hervorgehobenen Sätze sind wörtli¬
che Zitate aus der Rede M. Gorbatschows auf dem XXVII. Parteitag der KPdSU.
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Strategie gewählt, die den zeit- und energieaufwendigen Prozeß der
Umwandlung des Wirtschaftsmechanimus hervorhebt, wobei die
reformfreudigen Kader entsprechend motiviert, die noch Unschlüssi¬
gen mit dem Hinweis auf das vorsichtige „Schritt für Schritt" Vorgehen
und der Nutzung der bisherigen Erfahrungen beruhigt werden sollen,
während denen, die in den alten Trott zurückfallen möchten, der Kampf
angesagt wird.

Gegenüber der Bevölkerung braucht Gorbatschow jedoch baldige
Erfolge. Zuoft schon in der Vergangenheit wurde ihnen der Himmel auf
Erden in der weiteren Zukunft versprochen, soweit sie bereit waren,
sich heute mit den Unzulänglichkeiten des Sowjetalltags abzufinden.
Aber anscheinend wollen sie nicht länger warten und Gorbatschow ist
sich der Ungeduld der Bevölkerung mit den Mangelerscheinungen der
heutigen Sowjetwirtschaft bewußt. „Ohne beschleunigtes Wirtschafts¬
wachstum werden die sozialen Programme nur ein frommer Wunsch
bleiben, und doch Genossen, sind diese unaufschiebbar. Die sowjeti¬
schen Menschen müssen innerhalb einer kurzen Frist die Resultate der
gemeinsamen Anstrengungen zur Lösung des Lebensmittelproblems,
zur Deckung des Bedarfs an hochwertigen Waren und Dienstleistun¬
gen, zur Verbesserung der medizinischen Betreuung, der Wohn- und
Lebensverhältnisse wie auch des Umweltschutzes verspüren."

Zwischen diesen beiden Determinanten seines möglichen Vorgehens
- auf der einen Seite eine nur vorsichtige, schrittweise Umwandlung
des Wirtschaftsmechanismus, um nicht die Unterstützung der Partei-,
Planungs- und Verwaltungskader zu verlieren und zum anderen dem
Zwang, der Bevölkerung bald eine sichtbare Verbesserung der Lebens¬
bedingungen vor Augen zu führen - muß Gorbatschow Richtung und
Prioritäten seiner Reformansätze wählen.

Neue Impulse in der Landwirtschaft

Eine verhältnismäßig rasch zu erzielende Verbesserung der Lebens¬
verhältnisse wäre bei den Agrargütern und der Lebensmittelversorgung
zu erreichen. Das haben die Erfahrungen der chinesischen Wirtschafts¬
reform, aber auch einiger osteuropäischer RGW-Länder bewiesen. Hier
genügt es für den Beginn nur die übermäßige Zentralisierung und das
detaillierte, verbindliche Kennziffernsystem zu lockern und verschie¬
dene administrative Beschränkungen und Verbote zu beseitigen oder
einzuengen, um bereits dadurch neue Motivationen der Beschäftigten
in der Landwirtschaft zu wecken. Die Herausarbeitung positiver, indi¬
rekter Steuerungsinstrumente ist für die Sicherung eines andauernden
Erfolges nicht weniger wichtig, doch kann in der Landwirtschaft diese
Seite eines funktionierenden Wirtschaftsmechanismus auch im weite¬
ren Verlauf der Umwandlung gelöst werden. Tiefgreifende Veränderun¬
gen des Wirtschaftsmechanismus in der Landwirtschaft haben daher
für Gorbatschow erste Priorität. Neben strukturpolitischen und organi¬
satorischen Maßnahmen, die zum Teil bereits durchgeführt wurden
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(wie z. B. die Schaffung von einheitlichen zentralen, regionalen und
lokalen Leitungsorganen für den agro-industriellen Komplex, die die
Integration der vor- und nachgelagerten Aktivitäten mit der Landwirt¬
schaft selbst gewährleisten sollen), wurden konkrete Maßnahmen für
die Umwandlung des Wirtschaftsmechanismus getroffen. In seiner
Rede kündigte Gorbatschow an, daß die entsprechenden Vorschläge
bereits vorbereitet wurden, deren allgemeine Orientierung und Prinzi¬
pien im Referat erläutert wurden. Bereits einen Monat später wurde
eine detaillierte Verfügung des Zentralkomitees der Partei veröffent¬
licht*. Die Selbständigkeit der Kolchose und Sowchose wird durch die
getroffenen Maßnahmen beträchtlich erweitert und ihr Interesse an
einer Produktionssteigerung und für die Endresultate ihres Wirtschaf¬
tens erhöht. Ein unterschiedliches Regime für Getreide einerseits und
für andere pflanzliche und tierische Produkte andererseits wird einge¬
führt.

Die Getreideaufkaufpläne werden für die einzelnen Jahre des Fünf¬
jahresplanes stabil gehalten (auf dem Niveau des Planes für 1986),
wobei für Lieferungen, die den Durchschnitt der Jahre 1981-1985 (mit
bekanntlich schlechten Resultaten) überschreiten, ein Preiszuschlag
von 50 Prozent, und für Lieferungen, die das Plansoll von 1986 (das
höher liegt, als der Durchschnitt der Jahre 1981-1985) überschreiten, ein
Preiszuschlag von 100 Prozent gewährt wird. Die Intention ist eindeu¬
tig: hier soll nicht nur das Interesse für die Erreichung eines Produk¬
tionszuwachses geweckt werden, aber auch ein verstärkter Anreiz, die
höhere Produktion an den Staat abzuliefern, statt ihn anderweitig zu
verwenden (z. B. zu verfüttern). Darüber hinaus werden den Kolchosen
und Sowchosen für überplanmäßige Lieferungen zusätzliche Gegenlie¬
ferungen von defizitären Produktionsgütern, wie Traktoren und LKWs,
aber auch von langlebigen Konsumgütern, wie PKWs u. ä. aus speziel¬
len Fonds zum Verkauf angeboten.

Ein ähnliches Regime wird auch für Zuckerrüben, Sojabohnen und
Sonnenblumen eingeführt. Auch hier besteht nicht nur das Interesse,
die Kolchosbauern und Sowchosbeschäftigten zur Produktionssteige¬
rung, sondern auch zur Lieferung der Produktion über den Plan hinaus
an die Aufkauforgane zu motivieren. Daher gilt auch hier nicht nur der
50prozentige Preisaufschlag für Lieferungen über den Durchschnitt des
vorangegangenen Planjahrfünfts, sondern die Zusicherung von Gegen¬
lieferungen von Schrott und eiweißhältigen Futterkonzentraten, um auf
diese Weise die Verbrauchsnormen je Einheit der tierischen Produktion
herabsetzen zu können.

Ein 50prozentiger Preisaufschlag für Lieferungen über dem Durch¬
schnitt der Jahre 1981-1985 wird auch bei Gemüse, Baumwolle, Kartof¬
feln und anderen technischen pflanzlichen Produkten, sowie bei Liefe¬
rungen von Vieh, Milch u. a. m. zugestanden. Hier kann alles, was über

* Über die weitere Vervollkommnung des Wirtschaftsmechanismus im agro-industriellen
Bereich des Landes, Verordnung des Zentralkomitees der KPdSU, Prawda, 29. März
1986
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den Lieferplan erzeugt wird und bei Kartoffeln, Obst und Gemüse auch
ein beträchtlicher Teil der planmäßigen Erzeugung (ab 1987 30 Prozent)
nach eigenem Ermessen der Kolchose und Sowchose verwendet wer¬
den. „Die Agrarbetriebe können diese zusätzlich zum Plan an den Staat
verkaufen, frisch bzw. verarbeitet auf dem Kolchosmarkt oder über den
konsumgenossenschaftlichen Handel realisieren sowie zu anderen
Zwecken verwenden, darunter auch für den Bedarf der individuellen
Nebenwirtschaften." Dazu ist zu bemerken, daß manche dieser Prakti¬
ken wahrscheinlich schon vorher ausgeübt wurden. Nur waren sie
bisher häufig illegal, während sie nunmehr nicht nur legalisiert, son¬
dern ausdrücklich gefördert werden. Auch dies zeugt für den Realismus
der getroffenen Maßnahmen. Von großer Bedeutung könnte die
Bestimmung sein, Überplanproduktion und bei Kartoffeln, Obst und
Gemüse auch 30 Prozent der geplanten Lieferungen dem Konsumge¬
nossenschaftsnetz zu verkaufen. Falls der genossenschaftliche Handel
aufgrund dieser Lieferungen auch in den Städten festeren Fuß fassen
könnte, dann könnte dem Staatshandel ein Konkurrent entstehen, der
diesen zwingen würde, konsumfreundlicher den Verbrauchern gegen¬
über aufzutreten, als dies bei seiner bisherigen Monopolposition der
Fall ist.

Von nicht minderer Bedeutung sind Bestimmungen, die den Ankauf
von Vieh, Milch, Eiern, Kartoffeln, Gemüse und Obst in die Fonds der
Republiken, Regionen und Gebieten leiten, die nur bestimmte stabile
Mengen an die zentralisierten Fonds weiterleiten müssen, während der
zweite Teil der Erträge zur örtlichen Versorgung belassen werden soll.
Dabei ist auch ein interregionaler Austausch von Produkten über den
genossenschaftlichen Handel vorgesehen.

Ein bisher ungelöstes Problem der produktionsgenossenschaftlichen
Organisationsform der Kolchosen war die Tatsache, daß der Arbeitsein¬
satz und Fleiß einzelner Mitglieder, durch das Desinteressement ande¬
rer zunichte gemacht werden konnte. Von tiefgreifender Bedeutung ist
daher folgende Verfügung: „Weitgehende Anwendung sollen das Werk¬
vertrags- und das Akkordsystem auf der Ebene einer Brigade, einer
Arbeitsgruppe bzw. einer Familie finden, wobei diesen Menschen für
die vertraglich festgelegte Frist Produktionsmittel, einschließlich des
Grund und Bodens, zugeteilt werden." Der Werkvertrag stipuliert auf
der einen Seite die zu liefernden Mengen und die dafür zustehende
Entlohnung und stimuliert den Arbeitseinsatz durch höhere Entloh¬
nung für die Mehrproduktion und selbständige Verwendung eines
Teiles der Mehrproduktion. Dieses Anreizsystem kann sicherlich zu
höherer Leistung anspornen, wie in China in den letzten Jahren, zur
selben Zeit kann es auch eine soziale Differenzierung der ländlichen
Bevölkerung hervorrufen, die nicht ungefährlich werden könnte, falls
sie nicht rechtzeitig durch entsprechende soziale Maßnahmen neutrali¬
siert wird. Da das Hauptziel eine Verbesserung der Lebensmittelversor¬
gung der städtischen Bevölkerung ist, nimmt die Führung die evt.
negativen Nebenwirkungen in Form sozialer Spannungen in Kauf.

Die Verfügung des Zentralkomitees vom 29. März 1986 beinhaltet
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auch verschiedene Bestimmungen über die Produktion der Hofwirt¬
schaften, die einerseits diese Produktion weiter stimulieren und ande¬
rerseits sie enger an die Kolchoswirtschaft binden soll. Anders als in
den kleineren osteuropäischen RGW-Ländern sind die Entfernungen
von der Kolchose zur nächsten Stadt häufig so groß, daß die individu¬
elle Belieferung eines Kolchosmarktes nicht in Frage kommt. Diese
Tatsache hielt die Kolchosbauern häufig davon zurück, auf den Hof¬
wirtschaften mehr als für die eigene Verwendung zu produzieren.
Darauf reagieren einige der neuen Bestimmungen, die z. B. die Produk¬
tion der Hofwirtschaften in die Pläne der Kolchosen selbst integrieren
wollen und die es ermöglichen, den Kolchosbauern die persönliche
Produktion zu höheren Preisen des Konsumgenossenschaftshandels
abzukaufen. Bei Gemüse, Obst und anderen schnell verderblichen
Produkten können die Preise auf lokaler Ebene entsprechend von
Angebot und Nachfrage (auf höherem Niveau als dem der offiziellen
Aufkaufpreise) festgesetzt werden, um Verluste zu vermeiden und um
die Preise der Kolchosmärkte zu senken.

Weitere Bestimmungen erhöhen die Selbständigkeit der Kolchosen
und Sowchosen in bezug auf Investitionen, die aus Eigenmitteln oder
durch Kreditaufnahme finanziert werden. Bis zu 1 Million Rubel
können die Vorsitzenden der Kolchosen und Sowchosen selbständig,
ohne weitere Genehmigung Investitionsentscheidungen treffen, bis zu
2 Millionen Rubel entscheiden die örtlichen agro-industriellen Verwal¬
tungsorgane, bis 4 Millionen Rubel die regionalen, und nur bei Investi¬
tionsvorhaben über 8 Millionen Rubel muß um Genehmigung höherer
Verwaltungsorgane angesucht werden. Selbstverständlich besteht hier
noch weiter eine wesentliche Bevormundung der Kolchosen und Sow¬
chosen. Aber gegenüber der bestehenden Praxis ist es doch ein wesent¬
licher Fortschritt.

Ansätze für eine Reform in der Industrie

Zu der Priorität einer baldigen Steigerung der Versorgung der
Bevölkerung gehören auch Reformansätze in der Industrie, bei den
Dienstleistungen und im sozialen Bereich. Im allgemeinen gilt für die
Industrie, daß auf der Basis der bisherigen Experimente die Planung
und Leitung weiter „verbessert" werden soll, wobei ab heuer Betriebe
und Vereinigungen, die bereits mehr als die Hälfte der gesamten
industriellen Produktion erzeugen, nach dem Methoden der experimen¬
tellen Wirtschaftsführung arbeiten sollen. Auch im Dienstleistungsbe¬
reich, im Bau- und Transportwesen sollen diese Methoden eingeführt
werden. Aber Gorbatschow ist sich der Beschränktheit und des Über¬
gangscharakters der bisher getroffenen Maßnahmen bewußt, er warnt
ausdrücklich, daß man erst „am Anfang des Weges" steht, daß man sich
nicht „mit Halbheiten" begnügen kann. Und er skizziert auch die
Prinzipien, nach denen der Wirtschaftsmechanismus weiter umgestal¬
tet werden muß.
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So sollen sich die zentralen Planungsorgane auf die grundlegenden
Probleme der Wirtschaftsstrategie und auf die Festlegung der makro¬
ökonomischen Parameter des Volkswirtschaftsplanes konzentrieren.
Hingegen sollen sie von der bisher geübten Einmischung in die
operative Tätigkeit der untergeordneten Wirtschaftssubjekte absehen.
Die Selbständigkeit der Vereinigungen (Konzerne, Trusts und Kombi¬
nate) und Betriebe soll „entschlossen" erweitert werden und durch
Umstellung auf eine „wirkliche" wirtschaftliche Wirtschaftsführung,
auf Kostendeckung und Eigenfinanzierung soll ihre Verantwortung für
die Erreichung von optimalen Endresultaten gehoben werden. Die
Einkommen der Belegschaft (Löhne, Gehälter, Prämien u. a.) sollen mit
diesen Endresultaten verknüpft und in eine direkte Abhängigkeit von
der Effektivität ihrer Arbeit gesetzt werden. Auf allen Ebenen soll von
administrativen zu ökonomischen Leitungsmethoden übergegangen
werden und zu diesem Zwecke ist das System der materiell-technischen
Versorgung, der Preisbildung und der Finanzierung und Kreditgewäh¬
rung umzugestalten. Zum Prinzipienkatalog gehört auch die Überle¬
gung, moderne Organisationsstrukturen zu schaffen, die den Tenden¬
zen zur Konzentration, Spezialisierung und Kooperation besser Rech¬
nung tragen, als die bisherige starre Zweig- und Branchenorganisation.
In dieselbe Richtung geht die Forderung, bei der Leitung der Wirtschaft
das Zweig- und Territorialprinzip zu verknüpfen, um dadurch eine
komplexe wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Unionsrepubli¬
ken und Regionen zu ermöglichen. Die Arbeitskollektive werden als
politisches Subjekt anerkannt, deren Rolle bei der Leitung der Betriebe
verstärkt werden soll und an einer anderen Stelle wird sogar von der
Selbstverwaltung der Produzenten in der Wirtschaft gesprochen. Das
sind sicherlich bahnbrechende Gedanken, die den Weg zu einer grund¬
legenden Umgestaltung des Wirtschaftsmechanismus öffnen könnten.
Neben diesen Problemkreisen wird die Bedeutung der sogenannten
langfristigen ökonomischen Normative, die - womöglich für die ganze
Fünfjahrplanperiode - die wichtigsten Bedingungen wie Lieferaufla¬
gen, Preise, Gewinnabführungen an den Staatshaushalt und Bedingun¬
gen für die Bildung der Lohnfonds und der übrigen betrieblichen
Fonds festlegen sollen, hervorgehoben. Im Grunde genommen sind
diese langfristigen ökonomischen Normative das Kernstück der bereits
vor Gorbatschow zunächst experimentell begonnenen „Vervollkomm¬
nung" der Planung und Leitung in der Industrie. In diesem Zusammen¬
hang wird die Hoffnung gehegt, daß die Betriebsleitungen und Beleg¬
schaften, sobald sie die in den Normativen festgelegten Bedingungen
im vorhinein kennen, entgegen der bisherigen Praxis bereit sein
werden, ihre Reserven aufzudecken und „mobilisierende" Betriebs¬
pläne auszuarbeiten, die ein höheres Wachstumstempo und eine Steige¬
rung des wirtschaftlichen Nutzeffektes gewährleisten sollen. Hier
unterliegt der sowjetische Reformansatz Illusionen, die auch in Reform¬
konzepten einiger anderer RGW-Länder geteilt wurden. In Wirklichkeit
verschiebt sich die Auseinandersetzung zwischen Planungszentrum
und Betriebsebene, die sich im traditionellen direktiven Planungssy-
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stem um die Festsetzung der quantitativen Plankennziffern und um
deren für die Betriebe bequemen Erfüllung abspielte, auf die Gestal¬
tung dieser Normative, wobei die Unternehmen bestrebt sind, solche
Bedingungen auszuhandeln, die es ihnen erlauben, die Pläne mit
womöglich geringsten Anstrengungen zu erfüllen. Eine Weiterentwick¬
lung der oben genannten Prinzipien für eine tiefgreifende Umwandlung
des Wirtschaftsmechanismus und noch mehr die wahrscheinlich ent¬
täuschenden Erfahrungen bei der Anwendung der ökonomischen Nor¬
mative dürften mit der Zeit zur Überwindung dieser Übergangsform
beitragen.

Bei der Umsetzung der Prinzipien in konkrete Maßnahmen wird es
sicherlich noch schwierige Diskussionen geben und man kann auch
nicht ausschließen, daß es dabei in der einen oder anderen Richtung zu
Abstrichen gegenüber den Grundsätzen kommen könnte.

Weitgehendere Maßnahmen für die Leichtindustrie

Eingedenk der Priorität, bald Verbesserungen für die Bevölkerung zu
erzielen, sind anscheinend für die Leichtindustrie bereits konkretere
Schritte vorgesehen. „Es kommt besonders darauf an, die Selbständig¬
keit der Betriebe und Einrichtungen im Bereich der Konsumgüterpro¬
duktion und der Dienstleistungen zu vergrößern." „Der Kreis der von
oben zu bestätigenden Auflagen für die Betriebe dieses Industriezwei¬
ges wird drastisch eingeschränkt, ihre Pläne sind vor allem auf der
Grundlage von Verträgen mit den Handelsorganisationen auszuarbei¬
ten, die ihrerseits dafür verantwortlich zeichnen, daß ihre Aufträge der
realen Bevölkerungsnachfrage entsprechen." Das bedeutet, daß hier
der Unternehmenserfolg nicht mehr in erster Linie durch die Erfüllung
der von oben auferlegten Plankennziffern bestimmt wird, sondern
hauptsächlich von der nachfragegerechten Vertragseinhaltung. Auch
die Höhe der Lohnsumme soll direkt mit den Betriebseinnahmen durch
den Verkauf der Erzeugnisse verknüpft werden. Die Produktion nicht
gefragter oder minderwertiger Erzeugnisse, die nicht verkauft werden
können und nur die Lager füllen, soll nicht - wie bisher - für die
Lohnbildung herangezogen werden können. Allerdings, solang die
Monopolstellung der Prouktionsbetriebe und der Handelsorganisatio¬
nen nicht überwunden wird, wird ein „Verkäufermarkt" mit einseitigen
Vorteilen der Lieferanten gegenüber der Nachfrage der Bevölkerung
weiter vorherrschen. Trotzdem sind die angekündigten Maßnahmen
gegenüber der heutigen Praxis als wesentlicher Fortschritt zu werten.
Neue Organisationsformen in der Leichtindustrie, wie die Schaffung
von Industrie- und Handelsvereinigungen für Fertigung und Vertrieb
von Konsumwaren verschiedener Industriezweige und die Errichtung
eines Netzes für den Direktvertrieb durch Produktionsbetriebe sind
gleichfalls vorgesehen.
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Zwei Richtungsweiser - Zuteilung von Inputs und individuelle
Betätigung

Es würde den Rahmen dieses Beitrages sprengen, wenn sämtliche
Denkansätze der weiteren Umgestaltung des Wirtschaftsmechanismus
hier untersucht werden sollten. Begnügen wir uns mit zwei wesentli¬
chen Momenten, die die weitere Ausrichtung der Wirtschaftsreform
charakterisieren können.

Ein wichtiger Bestandteil des direktiven Planungs- und Zuteilungs¬
systems ist die sogenannte materiell-technische Versorgung. Es kann
ohne Übertreibung gesagt werden, daß der Prüfstein einer jeden
Reform in einer Wirtschaft sowjetischen Typs die Behandlung dieses
Rationierungssystems darstellt, welches von der Kriegswirtschaft über¬
nommen wurde. Die bürokratischen Planer klammern sich mit allen
Kräften an diese Einrichtung, aus der sie ihre Autorität und ihre
Möglichkeit, die Betriebe zu bevormunden, schöpfen. Gorbatschow ist
sich dessen bewußt, daß er diese Institution nicht einfach abschaffen
kann, aber er will ihre Entscheidungsbefugnisse bedeutend verringern.
„Eine unmittelbare Aufgabe des Staatlichen Komitees für materiell¬
technische Versorgung besteht darin, die Herstellung von Direkt- und
Dauerverbindungen zwischen den Produzenten und den Verbrauchern
auf einer vertraglich vereinbarten Grundlage und die Festigung der
Lieferungsdisziplin energisch zu fördern. Der Großhandel mit Produk¬
tionsmitteln muß ausgebaut werden." Hier geht es sichtlich nicht um
eine Zielvorstellung, sondern um eine Übergangsmaßnahme. Der
monopolistische Charakter der Bindungen zwischen Produzenten und
Abnehmern bleibt noch erhalten, mit dem Nachteil, daß auch das
Übergewicht des Lieferanten und der Bestand eines Verkäufermarktes
mit seinen Mangelerscheinungen und dem Bestreben der Abnehmer,
mehr als wirklich gebraucht wird, anzufordern, weiter besteht. Aber
dennoch ist es eine Veränderung in die gewünschte Richtung. Das
bürokratische Weisungsrecht durch die zentrale Behörde wird einge¬
engt, sobald ein Vertrag zwischen Lieferanten und Abnehmer zustande
kommt. Je mehr solche Verträge geschlossen werden und je mehr sich
ein wirklicher Großhandel mit Produktionsmitteln herausbildet, desto
überflüssiger wird die Institution selbst. Es wird sicher nicht leicht sein,
eine solche Entwicklung gegen den Widerstand der Zuteilungsbürokra¬
tie durchzusetzen. Aber ein Anfang ist gemacht und er zeigt, wohin der
Weg führen soll.

Die zweite Bemerkung bezieht sich auf die Einstellung der Partei und
des Staates zur individuellen Betätigung der Bürger. Gorbatschow
weiß, daß er hier ein heißes Eisen anpackt. Während in der Breschnew-
Ära Korruption und persönliche Bereicherung sich ausbreitete, war die
bestehende Gesetzgebung höchst intolerant zu Erscheinungen einer
persönlichen oder privaten Betätigung. Gorbatschow wendet sich
daher zunächst energisch gegen die Veruntreuung sozialistischen
Eigentums, gegen die Korruption und Bereicherung auf Kosten der
Gemeinschaft. Diesbezüglich sollte gemäß seinem Vorschlag auch eine
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progressive Erbschaftssteuer eingeführt werden. Aber nachdem er sich
gegen diese „nichtsozialistischen" Elemente eindeutig abgegrenzt hat,
bricht er nun eine Lanze für die persönliche Initiative und Tätigkeit der
Sowjetbürger. Es „darf kein Schatten auf diejenigen fallen, die durch
ehrliche Arbeit ihren Nebenverdienst erhalten. Mehr noch, der Staat
wird die Entwicklung verschiedener Formen der Bedarfsbefriedigung
und der Dienstleistungen für die Bevölkerung fördern. Es gilt, aufmerk¬
sam die Vorschläge zur geregelten individuellen Arbeitstätigkeit zu
prüfen. Selbstverständlich müssen diese Arten der Arbeitstätigkeit mit
den Grundsätzen der sozialistischen Wirtschaftsführung voll überein¬
stimmen und auf genossenschaftlichen Prinzipien oder auf Verträgen
mit sozialistischen Betrieben basieren. Davon werden die Gesellschaft,
die Bevölkerung nur gewinnen." Hier kann man gleichfalls die Rich¬
tung der Wirtschaftsreform ablesen. Auch ohne Schaffung von Privat¬
betrieben kann hier viel unternommen werden, was einerseits die
individuelle Initiative hebt und andererseits zur Schließung einer
Lücke in der Versorgung der Bevölkerung beiträgt.

Reformabsichten und Aussichten

In diesem Aufsatz wurden wichtige Gebiete der Wirtschaftspolitik,
insbesondere Fragen der Struktur- und Investitionspolitik sowie der
Forschungs- und Innovationspolitik, nicht behandelt. Der Beitrag galt
nur der Beantwortung der Frage, ob es die gegenwärtige Parteiführung
der UdSSR mit der Wirtschaftsreform ernst meint. Was Gorbatschow
selbst anbelangt, können darüber keine Zweifel bestehen*.

Man kann allerdings nicht eindeutig feststellen, ob die geplante
Wirtschaftsreform wirklich gelingen wird. Man muß sich darüber im
klaren sein, daß auch die sowjetische Wirtschaftsreform an einem
bestimmten Punkte die Entfaltung der Demokratie sowie der kollekti¬
ven und individuellen Freiheiten erfordern wird. Bereits bei der Durch¬
setzung der rein ökonomischen Prinzipien der Wirtschaftsreform ist mit
beträchtlichen Widerständen bei wichtigen Gruppen des Establish¬
ments zu rechnen, die nur anwachsen können, sobald die Grundfesten
der autoritären Machtausübung berührt werden. Viel wird auch von
den nicht zu beeinflussenden äußeren Umständen abhängen. Der
Verfall der Rohöl- und anderer Brennstoffpreise, der schwache Dollar¬
kurs**, aber auch die Schwierigkeit, mit der heutigen amerikanischen
Administration zu Vereinbarungen über eine Begrenzung des
Rüstungswettlaufes zu kommen, schaffen eher ungünstige äußere
Bedingungen. Die Nachwirkungen der Tschernobyl-Katastrophe, die

* Siehe auch die etwas zurückhaltenderen Formulierungen des XXVII. Parteitages der
KP der UdSSR zum politischen Bericht des Zentralkomitees der KPdSU. APN-Verlag
Moskau 1986.

** Die UdSSR fakturiert Exporte nach dem Westen (hauptsächlich Öl und andere
Energieträger) überwiegend in US-$, bezahlt hingegen die Importe von Industriegü¬
tern großteils in festen Währungen (DM, Yen, sfr).
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nicht nur die Ernteerträge in der Ukraine ungünstig beeinflussen,
sondern darüber hinaus das gesamte Elektrizitätspotential der UdSSR
belasten, erschweren zuzüglich die Stiuation.

Auf jeden Fall sollten jedoch die sowjetischen Reformabsichten
sowohl im Westen als auch bei den übrigen RGW-Ländern ernst
genommen werden. Erstarrte Wirtschafts- und Leitungsstrukturen sind
in Bewegung gekommen. Dies bietet wahrscheinlich auch neue Mög¬
lichkeiten für den Ost-West-Handel und für wirtschaftliche Kooperation
in den verschiedensten Bereichen. In diesem Zusammenhang sind auch
die neuen Abrüstungsvorschläge der UdSSR zu beurteilen. Die Umge¬
staltung des Wirtschaftsmechanismus kann nur gelingen, wenn die Last
eines neuen Rüstungswettlaufes der sowjetischen Wirtschaft erspart
wird. Alles in allem sollten die Reformansätze für die sowjetische
Wirtschaft eher mit Sympathie beurteilt werden, als sich auf eine Linie
des „Alles schon dagewesen" und des „Es wird sowieso nichts draus"
festzulegen.
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Im Frühjahr 1986 fand in Wien eine Veranstaltungsreihe zum Thema
„Ökonomische Probleme der Sozialversicherung" des Theodor-Pütz-
Arbeitskreises statt, wovon hier die Beiträge über Gesundheitspolitik
veröffentlicht werden.

BERICHTE UND DOKUMENTE

Zur Reform des

österreichischen

Gesundheitssystems

HANNES SWOBODA

Zur Reform des österreichischen
Gesundheitssystems

Das österreichische Gesundheitssy¬
stem ist ebenso wie eigentlich alle
anderen Gesundheitssysteme der
westlichen Welt unter Kritik geraten.
Nun kann man zeigen, daß das Versor¬
gungssystem in Österreich durchaus
in vielen Bereichen zufriedenstellend
funktioniert, und überdies in seiner
Gesamtheit anteilsmäßig weniger
Ressourcen verbraucht, als dies in vie¬
len anderen Staaten der Fall ist. Den¬
noch, die Kostensteigerungen der letz¬
ten Jahre - insbesondere im Kranken¬
hausbereich - lassen den Wunsch
nach Reformen als durchaus berech¬
tigt erscheinen. Entscheidend ist
auch, daß vor allem diejenigen über
Veränderungen nachdenken, die eine
Reform wollen und nicht nur diejeni¬
gen, für die das wesentliche Reform¬
ziel in einem Abbau der öffentlichen
Leistungen besteht. Im folgenden sol¬

len einige grundsätzliche Reformüber¬
legungen angestellt werden. Ihnen
müßten eine Reihe von Detailvor¬
schlägen folgen, die aber Bestandteil
eines möglichst kohärenten Versor¬
gungssystems sein sollten. Will man
mögliche und sinnvolle Reformen des
bzw. im Gesundheitswesen entwer¬
fen, wären vorrangig folgende Fragen
zu klären:
1. Wieviel soll - wieviel möchte - die

Gesellschaft für das Gesundheitssy¬
stem insgesamt ausgeben?

2. Welche Krankheiten, Behinderun¬
gen, Beschwerden etc. sollen mit
welchem Stellenwert - und demge¬
mäß welchem finanziellen Aufwand
- behandelt werden?

3. Wie gerecht, gleichmäßig verteilt
soll der Zugang der Bürger zu den
Einrichtungen des Gesundheitssy¬
stems sein (nach Einkommensgrup¬
pen), regional, altersmäßig etc.)?

4. Welche Betonung soll auf eine be¬
triebsökonomisch gesehen effizien¬
te Verwendung der Ressourcen ge¬
legt werden und welches Kostenab¬
geltungssystem soll gewählt wer¬
den?

5. Bestehen genügend - vor allem
auch finanzielle Anreize - um die
Ziele, die sich aus der Beantwor¬
tung dieser Fragestellungen erge¬
ben, anzustreben, um ihnen näher¬
zukommen?
Diese Anreize wären dabei sowohl
auf nationaler Ebene, regional (Län¬
der und Gemeinden) als auch auf
der Ebene der einzelnen Einheiten
des Versorgungssystems (z. B.
Krankenhäuser) vorzusehen.
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1. Zur Frage des
Ressourcenverbrauchs

Über die Frage wieviel Österreich
für die Gesundheitsversorgung aus¬
gibt, besteht leider große Desinforma¬
tion, oft auch große Fehlinformation.
Eigene Berechnungen aus den Daten
der VGR ergaben für die Jahre 1980
bis 1983 7,5 bis 8 Prozent des Sozial¬
produkts1. Zu ebensolchen Werten
kommt man, wenn man die Berech¬

nungen von Obermann und Schöpf
extrapoliert2. Eine grundsätzliche Be¬
stätigung erfuhren diese Berechnun¬
gen durch die jüngste Studie der
OECD, die für 1983 den sogar etwas
niedrigeren Wert von 7,3 Prozent für
Österreich aufweist3. Dies ist im inter¬
nationalen Vergleich gesehen ein
durchaus niedriger Wert. Vor allem
weist Österreich auch eine äußerst ge¬
ringe reale Elastizität der Ausgaben
auf.

Tabelle: Anteile der gesamten Gesundheitsausgaben am BIP

1960 1975 1983

BRD 4,8 8,1 8,2
Belgien 3,4 5,5 6,5
Kanada 5,5 7,4 (8,2)*
Dänemark 3,6 6,5 6,6
USA 5,3 8,6 10,8
Frankreich 4,3 7,6 9,3
Italien 3,9 6,7 7,4
Japan 3,0 5,7 6,7
Großbritannien 3,9 5,5 6,2
Schweden 4,7 8,0 9,6
Schweiz 3,3 7,1 (7,8)*
OECD-Durchschnitt 4,1 6,7 7,6
Österreich 4,4 6,4 7,3

* Werte für 1982

Auffallend an diesem internationa¬
len Vergleich sind die relativ großen
Unterschiede im Anteil der Ausgaben
am Sozialprodukt zwischen Staaten
mit gleicher oder zumindest ähnlicher
„Wohlfahrtsleistung". Auffallend ist
aber auch, daß das Versorgungssy¬
stem, das die meisten Marktelemente
enthält, das teuerste und eines der
finanziell expansivsten ist. Hinzu
kommt, daß das System der USA gro¬
ße Mängel vor allem hinsichtlich der
Verteilungsgerechtigkeit aufweist.
Dies betrifft sowohl die Zugänglich¬
keit zu den Leistungen als auch die
Belastungen durch die Kosten des Sy¬
stems.

Die Ursachen und die Mängel, die

zu dem hohen Kostenniveau und zu
den starken Kostensteigerungen der
letzten Jahre geführt haben, werden
aus zwei vergleichenden Analysen, ei¬
nerseits USA - Großbritannien, ande¬
rerseits USA - Kanada, recht deut¬
lich4. Es ist vor allem das Ergebnis des
Zusammentreffens von staatlichen
und sozialversicherungsrechtlichen
Versorgungselementen auf der Nach¬
frageseite, mit einer starken privat¬
wirtschaftlichen Orientierung der Lei¬
stungsanbieter (Ärzte, Spitäler etc.).
Dieses stark marktwirtschaftlich ge¬
prägte, dezentrale System führt im
Gesundheitsbereich zu hohen Ausga¬
besteigerungen. Denn die hohe sub¬
jektive Bewertung des Guts „Gesund-
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heit" und die mangelnde Transparenz
und Beurteilungsmöglichkeit der Lei¬
stungen für den einzelnen Nachfra¬
genden (Patienten) stärkt die Position
der Anbieter. Notwendig sind daher
auch Kontrollen und Schranken auf
der Anbieterseite, will man die Ko¬
stensteigerungen reduzieren. Das
wird seit einiger Zeit in den meisten
Bundesstaaten der USA versucht.

Mehr Möglichkeiten haben jedoch
jene Staaten, die grundsätzlich ein ein¬
heitlicheres Versorgungssystem mit
Elementen zentraler Steuerung auf¬
weisen. Sie besitzen ein größeres Po¬
tential, über den Gesamtressourcen¬
verbrauch im vorhinein zu entschei¬
den, und diese Entscheidung durch
entsprechende Gestaltung des Sy¬
stems durchzusetzen. So meint die
oben erwähnte, vergleichende Studie
zwischen Kanada und USA in ihren
Schlußfolgerungen: „Obwohl man al¬
lein schon aus erhebungstechnischen
Gründen mit internationalen Verglei¬
chen vorsichtig sein muß, geht
doch . .. hervor, daß die Kanadier in
ihren Anstrengungen zur Kostenein¬
dämmung und -kontrolle in der letz¬
ten Dekade deutlich erfolgreicher wa¬
ren als ihre südlichen Nachbarn. Wäh¬
rend noch 1965 beide Nationen mit 6,0
bzw. 6,2 Prozent einen ähnlich großen
Anteil ihres BSPs für die medizini¬
sche Versorgung aufwandten, änderte
sich das Bild in den siebziger Jahren
grundsätzlich. In Kanada erreichte der
Anteil der Gesundheitsausgaben am
BSP im Jahre 1975 noch einmal den
bereits 1971 erlebten Höhepunkt von
7,5 Prozent, um nach der Einführung
der neuen Kostenbeteiligungsformel
des Bundes sukzessive bis auf 7,2 Pro¬
zent im Jahre 1980 abzunehmen. In
den USA dagegen sorgte praktisch
jedes Jahr die Meldung einer neuen
Rekordhöhe für Schlagzeilen."5 Und
weiter heißt es in dieser Studie: „Die
gerne gemachten Hinweise auf die Ge¬
fahren einer aufgeblähten, schwerfäl¬
ligen und unproduktiven Bürokratie
werden dem kanadischen Modell ge¬
rade nicht gerecht. Die ohne kompli¬

zierte Kostenbeteiligungs- und Ab¬
rechnungssysteme und ohne Ausga¬
ben für Marketing, Werbung, Risiko¬
selektion, Gewinne etc. funktionieren¬
den provinziellen Versicherungspläne
sind im Gegenteil bedeutend einfa¬
cher und weit billiger durchzuführen
als die in den USA gewählte Kombina¬
tion von privaten Versicherungsplä¬
nen für die medizinisch guten und
staatlichen Auffangsysteme für die
schlechten Risiken."6

Allerdings konnten auch die guten
Ergebnisse im kanadischen System
nur durch eine bewußte - aber soziale
- Sparstrategie erreicht werden. Denn
eine Automatik zur Kosteneinsparung
und Wirtschaftlichkeit besitzen auch
stärker staatlich beeinflußte Systeme
nicht. Entsprechend wirksame Anrei¬
ze können aber leichter in solche Sy¬
steme eingebaut werden, als in privat¬
wirtschaftlich dominierte.

Für Österreich läßt sich zusammen¬
fassend sagen, daß wir hinsichtlich
des Ressourcenverbrauchs - sowohl
in bezug auf das Niveau als auch auf
die jährlichen Steigerungsraten - in¬
ternational gesehen durchaus positiv
abschneiden. Dennoch sollte es das
Bemühen der öffentlichen Hand sein,
die Effizienz der eingesetzten Mittel zu
steigern. Dies gilt sowohl für die Qua¬
lität als auch die Wirtschaftlichkeit.

2. Zum Stellenwert einzelner
Krankheiten und Therapien

Das Spektrum der Krankheiten und
die Häufigkeit einzelner Erkrankun¬
gen und Behinderungen ist mittel-
und langfristigen Veränderungen un¬
terworfen. Änderungen der Umwelt¬
bedingungen und Lebensgewohnhei¬
ten sowie vor allem demographische
Veränderungen (längere Lebensdau¬
er, mehr ältere Menschen) sind die
wesentlichen Ursachen dafür. Das Ge¬
sundheitsversorgungssystem müßte
nun auf diesen Wandel in der Morbidi¬
tätsstruktur reagieren, will es seine
Effizienz beibehalten bzw. erhöhen.
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Auf der anderen Seite gibt es aller¬
dings eine Reihe von Faktoren, die für
eine nur mangelhafte Anpassung des
Versorgungssystems an die geänder¬
ten Anforderungen verantwortlich
sind. Dazu gehören die tradierte Aus¬
bildung in den Gesundheitsberufen,
vor allem bei den Ärzten sowie der
zunehmende Einfluß der „techni¬
schen Medizin". Die technologischen
Neuerungen und ihr Einsatz in Dia¬
gnostik und Therapie haben in vielen
Fällen sicher einen Fortschritt im
wahrsten Sinn des Wortes gebracht.

Nicht alle Krankheiten bzw. Thera¬
pien sind jedoch gleichermaßen Nutz-
zieher der zunehmenden Technisie¬
rung der Medizin. Eine einseitige Kon¬
zentration der Medizin auf den Einsatz
der Hochtechnologie - genährt und
unterstützt durch die entsprechenden
Erzeuger- und Vertriebsfirmen -
könnte das Versorgungssystem an der
bestehenden Bedarfsstruktur vorbei¬
entwickeln.

Vor allem ist zu bedenken, daß die
insgesamt zur Verfügung stehenden
Mittel begrenzt sind. Jeder Ressour¬
cenverbrauch in einem Sektor der Me¬
dizin verringert das Ausgabevolumen
für die übrigen Bereiche. Daher sollte
eine bewußte und auf die Bedarfs¬
struktur Rücksicht nehmende Ausga¬
benpolitik verfolgt werden. Zwei Be¬
reiche scheinen mir dabei stiefmütter¬
lich behandelt:

Sinnvoll scheint aus heutiger Sicht
einerseits die gezielte Vorsorge auf
Grund der Kenntnis der wesentlichen
Risikofaktoren für die häufigsten „Zi¬
vilisationskrankheiten" bzw. Todesur¬
sachen. Jene Programme, die einige
US-Konzerne im Interesse der Pro¬
duktivität ihrer Angestellten entwer¬
fen und durchführen, müßten doch
auch auf gesellschaftlicher Ebene
möglich sein7.

Besonders dringlich allerdings er¬
scheint aber eine Ausweitung der -
vor allem poststationären - Rehabili¬
tation und Pflege, insbesondere der
Langzeitpflegemaßnahmen. Letztere
sollten primär ambulant und nur so¬

weit nötig stationär erfolgen. Vor al¬
lem der gestiegene und hohe Anteil
alter Menschen macht eine stärkere
Orientierung in diese Richtung hin
vordringlich. So ist laut jüngster Be¬
völkerungsprognose des Statistischen
Zentralamtes ein weiterer Anstieg der
über 60jährigen zu erwarten. Gemäß
Hauptvariante erhöht sich dieser An¬
teil von 1985 bis 2015 von 20 Prozent
auf 24 Prozent, die Nebenvarianten
errechnen eine Erhöhung auf 22,7 Pro¬
zent bzw. 25,9 Prozent8. Bei der Volks¬
zählung 1961 lag dieser Anteil noch
bei 18,4 Prozent.

Es ist medizinisch und sozial ein¬
sichtig, daß die geänderte Altersstruk¬
tur einer anders orientierten Gesund-
heits- und Sozialversorgung bedarf,
als eine Jüngere" Gesellschaft. Eine
solche Umstrukturierung (z. B. mehr
und bessere Pflegeleistungen) ist auch
Ausdruck einer Gesundheitspolitik,
die die Gleichheit der Behandlungs¬
chancen als ein zentrales Gebot an¬
sieht!

3. Gleichheit und Gerechtigkeit

Im folgenden wird davon ausgegan¬
gen, daß den Menschen Gesundheit
ein so wichtiges Gut ist, daß die Lei¬
stungen aller - unabhängig vom Ein¬
kommen, Alter, dem Wohnort etc. -
gleichermaßen zur Verfügung stehen
sollen. Ein so hehres Ziel zu verwirkli¬
chen ist allerdings sehr schwierig.
Auch der staatliche Gesundheits¬
dienst Großbritanniens, dem dieses
Gleichheitsziel vorgegeben wurde, hat
große Schwierigkeiten, sich dem Ideal
anzunähern. Vor allem die regionalen
Unterschiede in der Quantität und
Qualität sind schwer zu überbrücken.
Die Sparmaßnahmen der gegenwärti¬
gen Regierung machen überdies zum
Teil die erzielten Erfolge wieder zu¬
nichte9.

Wesentlich aber ist es, dieses Ziel
immer wieder in Erinnerung zu rufen,
vor allem entgegengesetzte Maßnah¬
men zu vermeiden. So würde ein
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Selbstbehalt für die medizinischen
und pflegerischen Leistungen (ambu¬
lant oder stationär) oder die standard¬
mäßige Hotelleistung im stationären
Bereich dem Gleichheitsziel wider¬
sprechen. Vor allem kann festgehalten
werden, je höher die direkte Kosten¬
beteiligung, je höher also die poten¬
tielle Einsparung infolge des Disin-
centiveeffekts, desto stärker die nega¬
tive Verteilungswirkung. So hat auch
eine Studie in Kanada gezeigt, daß ein
wesentlicher Einsparungseffekt nur
durch den Rückgang der Inanspruch¬
nahme von medizinischen Leistungen
seitens der unteren Schichten erzielt
wurde10. Aber nur eine relativ hohe
und damit unsoziale Kostenbeteili¬
gung bewirkt Einsparungen und kom¬
pensiert den zusätzlichen Verwal¬
tungsaufwand. Kostenbeteiligung ist
daher keine Reformstrategie, die mit
dem Gleichheitsziel vereinbar ist.

Die Ablehnung der Kostenbeteili¬
gung sollte sich allerdings nur auf die
medizinischen und pflegerischen Lei¬
stungen und auf jene Hotelleistung,
die unserem heutigen Lebensstandard
entspricht, beziehen (z. B. Dreibett¬
zimmer im Spital). Darüber hinausge¬
hende „Bequemlichkeitspräferenzen",
vor allem im Rahmen der Hotellei¬
stungen, sollten demgemäß voll vom
Patienten bzw. dessen Privatversiche¬
rung getragen werden.

Besondere Probleme bei der Durch¬
setzung des Gleichheitsprinzips erge¬
ben sich beim Einsatz sehr teurer Ge¬
räte bzw. bei extrem teuren Therapien
und Eingriffen z. B. Transplantatio¬
nen. Hier ist besonders darauf zu ach¬
ten, daß der medizinische Befund und
die Heilungschancen und nicht letzt¬
endlich das Einkommen (mittels Pri¬
vatversicherung bzw. als Privatzahler)
für die Behandlung ausschlaggebend
sind!

4. Die Suche nach mehr Effizienz

Die Effizienz des Gesundheitsver¬
sorgungssystems kann sowohl auf der

volkswirtschaftlichen, als auch auf der
betriebswirtschaftlichen Ebene be¬
handelt werden. Im ersten Fall geht es
um eine nationale Mittelverwendung,
die insgesamt die Ziele des Systems
verwirklicht: Treffsicherheit hinsicht¬
lich der Erkrankungen, Gleichheit
hinsichtlich der Zugänglichkeit, opti¬
male Aufteilung auf den ambulanten
und stationären Sektor sowie auf Vor¬
sorge, Akutbehandlung, Nachsorge,
Rehabilitation und Langzeitpflege etc.
Da diese Ziele in Österreich kaum,
und vor allem kaum konkret definiert
sind, kann auch die Effizienz auf na¬
tionaler Ebene nicht überprüft wer¬
den. Es besteht aber einigermaßen
Anlaß für die Befürchtung, daß auch
das österreichische System durch
einige Effizienzmängel gekennzeich¬
net ist. (Siehe dazu Punkt 2 und Punkt
5.)

Die Effizienz ist aber auch auf be¬
trieblicher Ebene zu überprüfen. Und
in der Tat steht die betriebswirtschaft¬
liche Effizienz des Krankenhauses
bzw. der Abgeltungssysteme für den
stationären Bereich im Zentrum der
Reformdiskussion im Gesundheits¬
wesen.

Die Nachteile des bestehenden, re¬
trospektiven Abgeltungssystems, das
noch dazu in der Abgeltung für den
standardisierten Pflegetag auch einen
Deckungsbeitrag für die Fixkosten
enthält sind klar: Es besteht kein An¬
reiz zur Sparsamkeit, im Gegenteil,
eine möglichst große Ausstattung be¬
stehender Kapazitäten wird angeregt.

Daher gibt es viele Überlegungen zu
einem neuen System, das Einsparun¬
gen erzwingt. Man muß sich jedoch
klar sein, daß es kaum eindeutige Kri¬
terien gibt, die festlegen, welche Ein¬
sparungen auch medizinisch vertret¬
bar und positiv zu bewerten sind. Vor
allem gibt es keine Mechanismen, die
medizinisch unbedenkliche Einspa¬
rungsmaßnahmen fördern und garan¬
tieren, darüber hinausgehende Ein¬
sparungen jedoch vermeiden bzw.
verhindern. Auch unterscheiden sich
die einzelnen Systeme der prospekti-

361



Übersicht: Auswirkungen der prospektiven Abgeltung

Pflegetag Fall Einzelleistung fixes Budget

Behandlungsfälle + + +
Verweildauer + - +
Komplexität
der Behandlung - - +

ven, also vor der Leistungserbringung
festgelegten Abgeltung der Kranken¬
hausleistung, in ihren konkreten Aus¬
wirkungen, wie obige Übersicht zeigt.

Alle vier hier genannten prospekti¬
ven Entgeltungssysteme erhöhen den
Anreiz, die einzelnen Leistungen mög¬
lichst sparsam und kostengünstig zu
erbringen. Auf die Summe der zu er¬
bringenden Leistungen, Behand¬
lungsfälle, die Verweildauer etc., sind
die Auswirkungen allerdings sehr un¬
terschiedlich. Vor allem, solange in
der Abgeltung des Falles (so auch
beim DRG-System, das in den USA
weit verbreitet ist), des Pflegetages
oder der Einzelleistung auch ein Dek-
kungsbeitrag zu den Fixkosten enthal¬
ten ist, besteht der Anreiz, diese Posi¬
tionen zu steigern, um so Deckungs¬
beiträge zu maximieren. Nur die fixe
Budgetabgeltung bewirkt einen
durchgehenden Einsparungsdruck.
Weil dieser auf der anderen Seite je¬
doch zu qualitätsmindernd sein kann,
entwickelten Eggenhofer und Stepan"
ein System, das folgendermaßen
strukturiert ist: „Durch die Aufspal¬
tung der Finanzierung in eine output¬
bezogene Abgeltung der variablen Ko¬
sten und eine zeitraumbezogene, bud¬
getmäßige Abgeltung der fixen Ko¬
sten lassen sich die beiden grundsätz¬
lichen Finanzierungsmöglichkeiten
(outputbezogen - budgetorientiert)
derart kombinieren, daß unerwünsch¬
te Anreize weitgehend eleminiert
würden.

- Der größenordnungsmäßig domi¬
nierende Fixkostenblock läßt sich
durch Budgetvorgaben nicht nur
kontrollieren, sondern bietet dem
Träger die Möglichkeit - im Rah¬
men eines Krankenanstaltenplans -
marktorientiert und autonom seine
Behandlungseinrichtungen zu ge¬
stalten, ohne durch prozeß- oder
diagnoseorientierte Finanzierung ir¬
ritiert zu werden.

- Für einen outputbezogenen Kosten¬
ersatz kann auf Deckungsbeiträge
verzichtet werden, da nun die Ab¬
deckung der Fixkosten über Bud¬
gets erfolgt. Damit sind keine Anrei¬
ze zur Kapazitätsauslastung mehr
gegeben.

- Durch die laufende Abdeckung der
variablen Kosten bilden an Patien¬
ten erbrachte zusätzliche Einzellei¬
stungen keine Belastung des Bud¬
gets; somit bietet dieses System kei¬
nen Anreiz zu einer restriktiven An¬
gebotspolitik12."
Auch dieses, die beiden alternativen

Entgeltsysteme (outputbezogen bzw.
budgetorientiert) verbindende Abgel¬
tungssystem ist nicht vollkommen
und müßte vor allem hinsichtlich der
Abgeltung der variablen Kosten noch
näher definiert werden. Es ist jedoch
in diesem Zusammenhang ausführli¬
cher zitiert worden, weil es grundsätz¬
lich hinsichtlich seiner klaren Aussa¬
gen überzeugt und sich in einen natio¬
nalen Krankenanstaltenplan gut ein¬
planen läßt.
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5. Anreizefür ein optimales
Versorgungssystem

Im Mittelpunkt der theoretischen
Überlegungen und der praktischen
Reformmaßnahmen in den westlichen
Industriestaaten stehen - beeinflußt
durch die starken Kostensteigerungen
in den Krankenhäusern der USA - die
betriebswirtschaftlichen Reformmaß¬
nahmen im stationären Sektor. Das ist
auch in Österreich der Fall. Den Effi¬
zienzüberlegungen im Spital wird
weitaus mehr Gewicht gegeben als der
Suche nach der optimalen Struktur
des Gesundheitsversorgungssystems
überhaupt. Dabei stoßen die Spar-
und Wirtschaftlichkeitsüberlegungen
im Spital recht schnell an Grenzen,
wenn nicht das gesamte Versorgungs¬
system in die Überlegungen miteinbe¬
zogen wird.
Die Zersplitterung des Systems, in
dem es weder klar abgrenzende Ver¬
antwortungsbereiche noch eine ko¬
operative Verantwortlichkeit gibt, ver¬
hindert nämlich optimale Versor-
gungs- und Finanzierungsstrukturen.
Für die stationäre Akutversorgung
sind alle Beteiligten teilverantwort¬
lich. Dies hat zur Folge, daß jeder auf
Kosten der anderen sparen möchte.
Umschichtungen und Verlagerungen,
z. B. aus der stationären Akutversor¬
gung in die ambulante Pflege, in die
Rehabilitationen bzw. in eine geeigne¬
te Langzeitpflege stoßen auf Schwie¬
rigkeiten. Die Länder, die eine solche
Umstrukturierung in Gang setzen
würden, müßten die vollen Kosten
tragen und hätten nur geringe Einspa¬
rungen. Anders z. B. die Träger der
Sozialversicherung. Sie würden aus
einer solchen Verlagerung „gewin¬
nen". Gleiches gilt für Investitionen in
technische Geräte, die die Verweil¬
dauer und damit die Pflegetage im
Spital verringern. Eine solche Investi¬
tion durch den Spitalserhalter geht zu
Lasten des Investors und entlastet die
Krankenversicherungsträger. Diese
wieder haben Angst, daß die Reduk¬
tion der Verweildauer unmittelbar

durch zusätzliche Patientenaufnah¬
men kompensiert werden würden.
Solche Streitigkeiten, wie sie vor al¬
lem im Zusammenhang mit der Auf¬
stellung eines Nierensteinzertrümme-
rers in Wien zutage getreten sind, be¬
ruhen aber genau auf jener äußerst
unvollkommenen und unbefriedigen¬
den Versorgungs- und Finanzierungs¬
struktur. Nun könnte ein staatlicher
Gesundheitsdienst im Idealfall eine
von einheitlichen Interessen getrage¬
ne, koordinierte Versorgungsweise ga¬
rantieren. Allerdings würde der Ruf
nach einem solchen System den öster¬
reichischen Gegebenheiten (förderati-
ve Struktur, verschiedene Versiche¬
rungsträger etc. nicht Rechnung tra¬
gen. Daher sollte an einer Regelung
bzw. Institution, die es schon gibt,
angeknüpft werden.
Um die Krankenhausfinanzierung auf
eine kooperative Basis zu stellen, wur¬
de der KRAZAF (Krankenanstalten¬
zusammenarbeitsfonds) gegründet.
Wie aber oben angeführt, ist eine ge¬
trennte Betrachtung und Finanzie¬
rung des ambulanten und stationären
Sektors (und wie sind teilstationäre
Bereiche zu behandeln?) völlig inad¬
äquat und überholt!
Es müßte also die gesamte Versor¬
gung über ein gemeinsames Instru¬
ment sichergestellt und finanziert
werden. (Dabei wäre es auch theore¬
tisch möglich, für jedes Bundesland
einen solchen Fonds zu gründen,
wenngleich bei den österreichischen
Größenverhältnissen ein Fonds auf
nationaler Ebene vorzuziehen wäre.)
Dieser Gesundheitsversorgungsfonds
oder einfacher Gesundheitsfonds wä¬
re von allen bisherigen Finanzierungs¬
trägern zu gründen und mit Finanzie¬
rungsmitteln auszustatten. Dabei
könnte Sorge getragen werden, daß
alle Beteiligten etwa im Verhältnis zu
ihren bisherigen Leistungen belastet
werden. Damit würde die gemeinsame
Verantwortung für die Gesundheits¬
versorgung klargestellt. Es gäbe ein
gemeinsames Interesse an Sparsam¬
keit und Wirtschaftlichkeit, und kei-
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ner könnte auf Kosten eines anderen
Beteiligten seine Leistungen verrin¬
gern. Dazu könnten auch entspre¬
chende Zwischenformen einer teil¬
stationären bzw. teilambulanten Be¬
handlung (Tages- und Nachtkliniken)
ausgebaut werden. Deren Ausbau
würde vom Bedarf und vom Einfluß
auf die Gesamtversorgungskosten ab¬
hängen, und nicht an Finanzierungs¬
und Überwältigungstreitigkeiten zwi¬
schen einzelnen Finanzierungsbetei¬
ligten scheitern.
Gemeinsam könnten dann auch Vor¬
sorge- und Nachsorgezentren errichtet
werden, wie z. B. der Gesundheits¬
park in München. Dieser hat drei Auf¬
gaben: „1. Gesundheitsbildung und
Gesundheitssorge, 2. Ergänzung und
Erweiterung ärztlicher Therapiemaß¬
nahmen, 3. Nachsorge, Rehabilitation
und Zweitprävention im Anschluß
ärztlicher Therapien und Kuren"13. Al¬
le Finanzierungsträger müßten Inter¬
esse an solchen oder ähnlichen For¬
men einer gemeindebezogenen Ge-
sundheitsvorsorgung haben! Vor al¬
lem wäre auch eine bessere Koordina¬
tion mit den therapeutischen und So¬
zialdiensten anzustreben.
Auch eine bessere Abstimmung der
Investitionen, sowohl der baulichen,
aber vor allem auch hinsichtlich der
Großgeräte für Diagnose und Thera¬
pie, wäre dann möglich. Grotesken
wie um den Nierensteinzertrümmerer
wären dann vermeidbar. Ebenso ver¬
meidbar wären die sich abzeichnen¬
den Überkapazitäten im Bereiche der
Computer- und Kernspintomogra-
phie.
Ein solcher Fonds müßte auch Vor¬
schläge ausarbeiten, wie neue bzw.
zusätzliche Aufgaben, z. B. eine bes¬
sere Versorgung und Rehabilitation
pflegebedürftiger Menschen erreicht
werden könnte. Dabei kann der finan¬
zielle Mehraufwand entweder durch
Kürzungen in anderen Bereichen zur
Verfügung gestellt werden, oder es
müßten neue Mittel aufgebracht wer¬
den. Im Falle der Pflegebedürftigen
wird dies unter anderem unter dem

Schlagwort „Pflegeversicherung" dis¬
kutiert. Zuerst wäre jedoch auch hier
der zusätzliche Bedarf gegliedert,
nach einzelnen Einrichtungen - Pfle¬
gebetten, geriatrische Tageszentren,
mobile Dienste, Wohngemeinschaf¬
ten, die von Stützpunkten aus ver¬
sorgt werden, etc. - zu ermitteln bzw.
festzulegen. Dann wäre darüber zu
diskutieren, welche dieser Leistun¬
gen, die die Nicht-Pflegebedürftigen
aus ihren Einkommen finanzieren
müssen, direkt mittels Kostenbeteili¬
gung zu tragen wären - eventuell nach
Einkommen gestaffelt. Dann erst
könnte errechnet werden, welche zu¬
sätzlichen Mittel gesellschaftlich - sei
es durch zusätzliche Budgetmittel der
Gebietskörperschaften, sei es durch
Zuschläge zur Krankenversicherung -
aufgebracht werden müßten. Beginnt
man diese Diskussion mit der Aufzäh¬
lung der Vor- und Nachteile der Pfle¬
geversicherung, dann zäumt man
auch hier das Pferd vom Schwanz auf.
Überdies beginnt sofort der Streit dar¬
über, welcher Finanzierungsträger,
welche Kosten, auf wen abwälzen
möchte. Auf der Strecke bleibt der
alte, pflegebedürftige Patient. Ein um¬
fassender Gesundheitsfonds als Aus¬
druck gemeinsamer Verantwortung
könnte helfen, diese Art an Versor¬
gungsprobleme heranzugehen, zu
überwinden.

6. Zusammenfassung

Notwendig ist also eine Neuorientie¬
rung, die nicht von finanziellen Über¬
legungen ausgeht, sondern vom geän¬
derten gesellschaftlichen Bedarf nach
medizinischen Leistungen. Die geän¬
derte Morbiditätsstruktur, nicht zu¬
letzt aufgrund der heutigen Lebens¬
weisen und des höheren Anteils alter
Menschen, verlangt nach einer ande¬
ren Struktur medizinischer Leistun¬
gen. Sowohl die gezielte Vorsorge, die
geänderte Lebensweisen mitein¬
schließt, als auch Maßnahmen der
Rehabilitation und der Langzeitpflege
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sollten einen höheren Stellenwert ein¬
nehmen. Überdies sollten den ver¬
schiedensten Formen einer ambulan¬
ten und teilstationären Versorgung
dort der Vorrang eingeräumt werden,
wo dies auch medizinisch vertretbar
ist.
Erst wenn diese Zielsetzungen festge¬
legt und konkretisiert sind, z. B. in
einem Gesundheitsversorgungsplan,
der sowohl einen Krankenanstalten¬
plan als auch den koordinierten Aus¬
bau von sozialmedizinischen Zentren
enthält, kann eine vernünftige Finan¬
zierungsregelung gefunden werden.
Diese muß sich nämlich durch eine
große Offenheit gegenüber stationä¬
ren, ambulanten und teilstationären
Einrichtungen auszeichnen. Denn
nicht die Art der Finanzierung soll die
organisatorische Struktur des Ge¬
sundheitssektors festlegen, wie es
weitgehend derzeit der Fall ist, son¬
dern diese soll durch den medizini¬
schen und pflegerischen Bedarf be¬
stimmt werden, und in der Folge ih¬
rerseits die Finanzierung gestalten.
Deshalb müßte auch der KRAZAF,
der sich auf die Fianzierung der Kran¬
kenanstalten beschränkt, in einen Ge¬
sundheitsfonds umgewandelt werden,
der die Gesundheitsversorgung gene¬
rell finanziert und die optimale Ver¬
sorgungsstruktur begünstigt und
nicht verhindert. Alle beteiligten Fi¬
nanzierungsträger gemeinsam müß¬
ten dann für kostensparendes Verhal¬
ten auch innerhalb der einzelnen Teil¬
bereiche Sorge tragen. Sie hätten auch
ein gemeinsames Interesse daran.
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Ökonomische
Grundlagen der

Explosion der

Gesundheitskosten

WERNER NEUDECK

Der enorme Anstieg der Gesund¬
heitsausgaben nach dem 2. Weltkrieg
war wohl der eigentliche Anlaß für die
Anwendung ökonomischer Denkmo¬
delle im Gesundheitswesen. Nicht
umsonst ist die international bedeut¬
same Zeitschrift für Gesundheitsöko¬
nomik in Österreich nur in einer Bi¬
bliothek vorhanden: der Ministerialbi-
bliothek des Finanzministeriums.

Nach Robbins' berühmter Defini¬
tion ist Ökonomie „the science which
studies human behaviour as a relation-
ship between ends and scarce means
which have alternative uses" (Robbins
1932, S. 16). Die Ressourcen der Volks¬
wirtschaft sind begrenzt. Der Gesund¬
heitsökonom muß sich fragen, wie¬
viele davon für medizinische Lei¬
stungen verwendet werden und in
welchem Verhältnis diese medizini¬
schen Leistungen zueinander einge¬
setzt werden. Da der Konsum von
Gesundheitsleistungen positive exter¬
ne Effekte für die Mitbürger mit sich
bringt (etwa bei ansteckenden Krank¬
heiten oder weil die Gesundheit ande¬
rer auch das eigene Wohlbefinden er¬
höht), ist das Gesundheitswesen auch
ein traditionelles Gebiet der Staatsin¬
tervention.

Im folgenden werde ich mich nach
einigen Vorbemerkungen zur Ausga¬
benexplosion im Gesundheitswesen
mit allgemeinen Problemen von Ver¬
sicherungen und Krankenhäusern
auseinandersetzen.
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Wie kam es zu einem derart rasanten
Anstieg der Ausgaben für medizini¬
sche Leistungen? Der Ökonom erklärt
Phänomene dieser Art gerne aus dem
Zusammenspiel von Angebot und
Nachfrage - in diesem Fall eben von
Gesundheitsleistungen. Die Ausga¬
bensteigerung könnte v. a. durch ei¬
nen starken Anstieg der Nachfrage
verursacht sein. Doch wer bestimmt
die Nachfrage im medizinischen Be¬
reich? Sind es die Kranken oder sind
es - in ihrem Auftrag oder nicht - die
über das nötige Fachwissen verfügen¬
den Ärzte? Oder gibt es einen preisun¬
abhängig vorgegebenen fixen Bedarf
an diesen Leistungen? Michael Gross¬
mann entwickelte den richtungwei¬
senden ökonomischen Ansatz zur Er¬
klärung der Nachfrage nach Gesund¬
heit (Grossman, 1972). Gesundheit ist
für ihn sowohl ein Konsumgut mit
direktem Nutzen (gesteigertes Wohl¬
befinden) als auch ein Investitionsgut,
da Gesunde länger und besser arbei¬
ten können. Jeder Mensch hat einen
abnutzbaren Bestand an Gesundheit,
den er durch Gesundheitsausgaben
erneuern kann.

Wann wird nun diese Nachfrage
nach medizinischen Leistungen stei¬
gen? Zunächst werden hier wohl de¬
mographische Faktoren eine Rolle
spielen: Eine Überalterung der Bevöl¬
kerung und ein Trend zu Kleinfami¬
lien oder „Singles" wird die Nachfrage
erhöhen, vermehrte Bildung wird sie
möglicherweise senken. Insbesondere
werden starke Lohn- und Einkom¬
menserhöhungen, wie sie nach dem
Krieg zu beobachten waren, die Nach¬
frage nach Gesundheitsleistungen
steigern. Einerseits ist Gesundheit si¬
cher kein inferiores Gut, andererseits
wäre das durch Krankheit entgangene
Einkommen höher. (Freilich sind für
reichere Wirtschaftssubjekte wohl
auch die Zeitkosten einer Behandlung
höher.)

Die wichtigste Ursache für die ge¬
stiegene Nachfrage im Gesundheits¬
sektor kann jedoch in der Tatsache
gesehen werden, daß die Konsu-



menten medizinischer Leistungen in
der Regel nur einen Bruchteil des
Preises bezahlen, da der Rest von Ver¬
sicherungen oder Staat übernommen
wird. Auf diesen Aspekt wollen wir im
nächsten Abschnitt noch näher ein¬
gehen.

Das Angebot an medizinischen Lei¬
stungen dürfte kurzfristig relativ starr
sein. Ärzte und Spitäler sind nicht
leicht ersetzbar und haben eine lange
Produktionsdauer. Wie wir freilich
schon gesehen haben, haben die An¬
bieter wegen ihres Fachwissens im
Gesundheitswesen auch einen großen
Einfluß auf die Nachfrage. So könnte
eine Vermehrung des Angebots (for¬
cierte Ärzteausbildung, Bau neuer
Krankenhäuser) sich gleichsam „seine
eigene Nachfrage schaffen", also auch
die Nachfragekurve nach rechts ver¬
schieben, sodaß merkliche Preisre¬
duktionen kaum beobachtbar wären.
Wir werden im Rahmen der Kranken¬
anstalten nochmals auf das Angebot
zu sprechen kommen. Nach dieser
einfachsten Analyse würde man die
steigenden Gesundheitsausgaben so¬
mit auf eine Steigerung der Nachfrage
zurückführen.

Wenden wir uns nun zwei besonde¬
ren Problemen der Gesundheitsöko¬
nomik zu: den Versicherungen und
den Krankenanstalten.

Probleme von Versicherungen

Wie bereits Arrow in seinem klas¬
sischen Artikel (Arrow, 1963) betonte,
ist die Allgegenwart von Unsicherheit
ein besonderes Kennzeichen des Ge¬
sundheitssektors. Unsicherheit gibt es
darüber, ob eine Krankheit überhaupt
auftreten wird und welche Kosten bei
ihrem Auftreten anfallen werden, ob
sich der gewünschte Behandlungser¬
folg einstellen wird etc.

Angesichts dieser Unsicherheit und
der weitverbreiteten Risikoaversion
der Bevölkerung müßte die soziale
Wohlfahrt durch eine Versicherung
gegen Krankheitskosten erhöht wer¬

den können. Die Versicherungsprä¬
mie wird wohl über der aktuarisch
fairen Prämie liegen müssen: Einer¬
seits können auch große Versicherun¬
gen keine vollkommene Risikostreu¬
ung erzielen und sind vielleicht risi-
koavers. Andererseits fallen Verwal-
tungs- und Transaktionskosten an.
Aus beiden Gründen erwartet man
Vorteile der Massenproduktion im
Versicherungswesen, die den freien
Wettbewerb in diesem Sektor behin¬
dern könnten und daher gelegentlich
als Begründung für eine staatliche
Pflichtversicherung angesehen wer¬
den. Bei zu hohen Prämien werden
sich nur die besonders risikoaversen
Wirtschaftssubjekte versichern, und
zwar vor allem gegen schwere Krank¬
heitsfälle, deren Auftreten nicht zu
unwahrscheinlich, aber auch nicht zu
wahrscheinlich sein darf. Selbstver¬
ständlich wären die Prämien der Ver¬
sicherten nach ihren individuellen
Krankheitswahrscheinlichkeiten dif¬
ferenziert.

Der Bereitstellung dieser Versiche¬
rung durch den Markt stehen jedoch
weitere Hindernisse entgegen, die sich
aus der asymmetrischen Information
zwischen Versicherern und Versicher¬
ten ergeben. Einerseits können die
Versicherungen möglicherweise zwi¬
schen „guten" und „schlechten" Ris-
ken nicht unterscheiden, sodaß das
Problem der „adverse selection" (also
der negativen Auslese) auftritt. Die
Versicherungen werden in solchen Si¬
tuationen versuchen, spezielle Lei¬
stungspakete anzubieten, um damit
gute von schlechten Risken zu tren¬
nen. Wie etwa Rothschild und Stiglitz
gezeigt haben, muß in „adverse selec¬
tion" Situationen keineswegs ein
Gleichgewicht existieren (Rothschild
- Stiglitz, 1976). Auch die Lösung die¬
ses Problems wird oft in einer staatli¬
chen Zwangsversicherung gesehen.
(Andererseits könnten bei Vorliegen
einer staatlichen Standardversiche¬
rung die Privatversicherungen versu¬
chen, die „besseren" Risken mit gün¬
stigeren Prämien an sich zu ziehen,
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und damit gleichsam den „Rahm ab¬
zuschöpfen". Der Einheitsversiche¬
rung blieben dann nur die „schlechte¬
sten" Kunden.)

Das für die Krankenversicherung
wohl wichtigste Problem ist jedoch
das des moral hazards (Arrow, 1963,
Pauly, 1968). Die Versicherten und ih¬
re Ärzte haben nämlich in der Regel
einen von der Versicherung kaum
kontrollierbaren Einfluß auf die Höhe
der Krankheitsausgaben. Sie können
durch vorbeugende Maßnahmen (wie
etwa Vorsicht, gesünder leben etc.) die
Wahrscheinlichkeit der Krankheit ver¬
mindern. Vor allem aber bestimmen
sie in gewissem Maße die Höhe der
Ausgaben, die im Krankheitsfall getä¬
tigt werden. Wenn nun die Versiche¬
rung einen Großteil der Krankheitsko¬
sten trägt, vermindert sich für den
einzelnen der Anreiz, diese Ausgaben
möglichst klein zu halten.

Der Versicherte, der krank wird,
wird also häufiger Ärzte aufsuchen,
mehr und teurere Medikamente kau¬
fen, längere und häufigere Kranken¬
hausaufenthalte mit teuerer Behand¬
lung in Kauf nehmen, mit umfang¬
reicheren Labortests einverstanden
sein etc. Er wird medizinische Lei¬
stungen nachfragen, solange er sich
dadurch einen wenn auch noch so
geringen Vorteil für seine Gesundheit
erwarten kann. Die anfallenden Ko¬
sten erhält er ja - wenigstens zum Teil
- durch die Versicherung ersetzt. Da¬
bei muß der Kranke diese Nachfrage¬
entscheidung durchaus nicht selbst
treffen: Er kann sie etwa dem behan¬
delnden Arzt oder dem Apotheker als
seinen fachkundigen und bevollmäch¬
tigten Vertretern überlassen. Auch sie
werden im Interesse ihres Patienten
aufwendige und kostspielige Behand¬
lungsmethoden wählen, da sie von
dritter Seite bezahlt werden. Im
schlimmsten Fall werden sie im eige¬
nen Interesse noch teurere (wenn er-
tragbringendere) Verfahren wählen.

Eine Krankenversicherung kann so¬
mit zu einem Überkonsum von Ge¬
sundheitsleistungen führen. Wegen
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fehlender Preisanreize wollen die In¬
dividuen mehr konsumieren, als sie
kollektiv als Prämien zu zahlen bereit
sind. Bei Vorliegen von moral hazard
besteht daher ein Spannungsverhält¬
nis zwischen Risikoverminderung
durch Versicherung und adäquaten
Anreizen. Ein optimaler Versiche¬
rungsvertrag wird somit, wie etwa
Zeckhauser gezeigt hat (Zeckhauser,
1970), sowohl Anreiz- als auch Versi¬
cherungsaspekte berücksichtigen
müssen, sodaß die Versicherung in
der Regel nur einen Teil der anfallen¬
den Krankheitskosten ersetzen wird.

Der freie Markt wird daher wohl
keine vollkommene Versicherung be¬
reitstellen. Aus diesen und anderen
Gründen (wie etwa die schon erwähn¬
te adverse selection, sowie das Pro¬
blem zunehmender Skalenerträge im
Versicherungswesen) haben die west¬
lichen Staaten nach dem 2. Weltkrieg
durch den starken Ausbau einer obli¬
gatorischen Sozialversicherung bzw.
eines nationalen Gesundheitsdienstes
den Versicherungsschutz im Krank¬
heitsfall auf Kosten der Anreizeffekte
stark ausgebaut. Da das moral-hazard-
Problem unvermindert auch bei die¬
ser staatlich inspirierten Versicherung
auftritt, darf es nicht verwundern, daß
es in den letzten Jahrzehnten zu
enormen Ausgabenerhöhungen im
Gesundheitssektor kam.

Der Sozialversicherung bleiben im
wesentlichen drei Wege, um dieser
Kostenexplosion Herr zu werden.

1. Könnte man die Leistungsstruktur
der Krankenversicherung im Sinne
des oben erwähnten „optimalen
Versicherungsvertrages" anreizeffi¬
zienter gestalten. So dürften die
Wirtschaftssubjekte bei kleineren
Gesundheitsausgaben fast risiko¬
neutral sein, sodaß ein gewisser
Selbstbehalt für kleinere Krank¬
heitsfälle angebracht erschiene. Im
mittleren Bereich wäre eine Kosten¬
beteiligung des Versicherten denk¬
bar, während für sogenannte „Kata¬
strophen" doch meist eine vollstän-



digere Risikoabdeckung vorge¬
schlagen wird.

2. Könnte man zu strengeren Mengen-
und Qualitätsrestriktionen greifen,
indem man etwa die Leistungspake¬
te je Krankheit genau festlegt oder
die Patienten durch lange und unan¬
genehme Wartezeiten (Zeitkosten!)
vom Konsum abschreckt. Wie be¬
reits erwähnt, ist Kontrolle auf die¬
sem Gebiet jedoch nicht einfach.

3. Schließlich könnte man an ein ethi¬
sches Standesbewußtsein der Ärzte
appellieren, nur notwendige und
günstige Behandlungsmethoden zu
wählen und nicht volkswirtschaftli¬
che Ressourcen zu verschwenden.
Freilich ist keineswegs sicher, daß

die Bürokratie in einer quasistaatli¬
chen Sozialversicherung ohne Wettbe¬
werbsdruck überhaupt einen entspre¬
chenden Anreiz hat, die Kosten zu
minimieren. Hier werden wohl zusätz¬
liche Kontrollmechanismen nötig
sein. Daß es dem Staat unter Umstän¬
den aber möglich ist, die Gesundheits¬
kosten in den Griff zu bekommen,
zeigt der staatliche Gesundheitsdienst
in Großbritannien.

Höchstwahrscheinlich würde eine
Krankenversicherung übrigens auch
ohne moral hazard die Nachfrage nach
Gesundheitsleistungen erhöhen:
Durch die Versicherung wird Einkom¬
men zu den Kranken umverteilt, die
sich eine entsprechende Behandlung
dadurch erst leisten können.

Die starke Ausdehnung der Kran¬
kenversicherung über Sozialversiche¬
rung, wohlfahrtsstaatliche Einrichtun¬
gen und eine steuerliche Förderung
der privaten Versicherung führte zu
einer allgemeinen Aushöhlung wirt¬
schaftlicher Effizienz-Anreize und ist
mithin sicher als eine Hauptursache
der Explosion der Gesundheitsausga¬
ben anzusehen.

Probleme von Krankenhäusern

Die Ausgaben für Spitalsbehand¬
lung stiegen in den letzten Jahren

besonders rasch und machen einen
sehr bedeutenden Anteil an den ge¬
samten Gesundheitskosten aus. Es
darf daher nicht verwundern, daß sich
die Literatur eingehend mit dem Spi¬
talsbereich beschäftigt hat.

Zunächst wurden Modelle des
Krankenhausverhaltens entworfen.
Wie kommen die Angebotsentschei¬
dungen in den Spitälern zustande und
welche Zielfunktion wird maximiert?
Angesichts des gemeinnützigen Cha¬
rakters der Krankenanstalten, der spe¬
ziellen Position der Ärzte und des feh¬
lenden Marktwettbewerbs scheint die
übliche Gewinnmaximierungshypo-
these der Firma hier wenig ange¬
bracht. Nach einem häufig verwende¬
ten Ansatz maximieren Spitäler eine
Zielfunktion, die einerseits die Menge
und andererseits die Qualität der Spi¬
talsleistungen - entsprechend gewich¬
tet - enthält (Newhouse, 1970, Feld¬
stein, 1981, etwa Ch. 3). Schon aus
ethischem Sendungsbewußtsein wol¬
len die Administratoren und Ärzte
möglichst viele Leistungen möglichst
hoher Qualität erbringen. Überdies er¬
höht sich damit das - für den Spitals¬
erhalter vielleicht wichtige - Prestige
der Institution (nach dem Manager
vielleicht bei Fehlen des Gewinnmo¬
tivs bewertet werden) und der profes¬
sionelle Status und die technischen
Möglichkeiten der Ärzteschaft. Diese
Zielfunktion führt natürlich dazu, daß
die Spitäler eine teurere, weil „quali¬
tätsvollere" Behandlung wählen:
mehr Ärzte und Krankenschwestern
werden pro Bett verwendet, neueste
Maschinen werden gekauft, selbst
wenn sie in benachbarten Spitälern
ohnedies vorhanden sind etc. - All
dies hat natürlich eine Erhöhung der
Kosten zur Folge.

Man könnte in die Zielfunktion der
Manager auch noch ein angenehmes,
konfliktfreies Arbeitsklima einbauen.
Dies würde eine ansprechende Ar¬
beitsplatzgestaltung und relativ hohe
Löhne erklären, was wiederum ko¬
stensteigend wirkt. Bei freiem Markt¬
zutritt gewinnmaximierender Kran-
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kenhäuser wäre diese Art von Ziel¬
funktion natürlich nicht möglich.

Pauly und Redisch (1973) sehen das
Krankenhaus als einen Zusam¬
menschluß von Ärzten zwecks Ein-
kommensmaximierung und weisen
damit auf den Einfluß der Ärzte auf
Spitalsentscheidungen hin. Dieses
Modell kann den übermäßigen und
kostensteigernden Einsatz von nicht-
ärztlichem Personal und Kapital (mo¬
dernste Ausstattung, auch weniger
notwendige Apparaturen, etc.) erklä¬
ren, da dadurch die Produktivität und
das Einkommen der Ärzte gehoben
wird. Dies wird besonders dann der
Fall sein, wenn die Ärzte die Spitals¬
einrichtung gratis für die Behandlung
ihrer Privatpatienten verwenden
dürfen.

Alle diese Spitalsziele können je¬
doch nur unter der finanziellen Be¬
schränkung angestrebt werden, daß
die teureren Leistungen auch tatsäch¬
lich bezahlt und nachgefragt werden.
Damit sind wir aber wieder beim
schon diskutierten Versicherungspro¬
blem angelangt.

Wenn die Sozialversicherung - also
ein Dritter - für die Kosten der Kran¬
kenhäuser aufkommt bzw. wenn der
Wohlfahrtsstaat ihre Defizite abdeckt,
dann wird die Nachfrage der Konsu¬
menten/Patienten durch die höheren
Kosten nicht gebremst werden und
die Spitäler können ihre Qualitäts-,
Mengen- und Einkommensziele bes¬
ser erfüllen. Der Anreiz zum effiziente¬
ren Wirtschaften verschwindet. Feld¬
stein (1981, besonders Ch. 6) hat sogar
einen Aufschaukelungsmechanismus
zwischen privater Krankenversiche¬
rung und steigenden Spitalspreisen
festgestellt. Steigende erwartete Be¬
handlungskosten - wegen höherer
Qualität - führen zu Höherversiche¬
rung; diese wiederum ermöglicht es
den Spitälern, noch höhere Qualität zu
noch höheren Preisen anzubieten
usw. Diese Spirale geht natürlich zu
Lasten der nicht Höherversicherten,
die sich nun ebenfalls höheren Kosten
gegenübersehen.

Selbstverständlich gibt es auch
noch andere Erklärungen der Kosten¬
explosion in den Spitälern: Als ar¬
beitsintensive Dienstleistungsbetrie¬
be sind sie von Lohnsteigerungen be¬
sonders betroffen und weisen relativ
geringe Produktivitätssteigerungen
auf. Neue medizinische Technologien
ermöglichen oft erst eine - wenn auch
komplizierte - Behandlung bestimm¬
ter Krankheiten und füllen damit die
Krankenhäuser. Schließlich kommt es
auch aus demographischen Gründen
bei einem „Älterwerden" der Bevölke¬
rung zu einer vermehrten Inanspruch¬
nahme von Spitalsleistungen.

Wie kann die Kostenexplosion im
Spitalsbereich gebremst werden?
Nach den eben diskutierten Modellen
scheint eine partielle Kontrolle von
einzelnen Kostenelementen wenig
sinnvoll zu sein, da die Spitäler Quali¬
tät und Menge dann eben unter Ver¬
mehrung anderer Kosten erhöhen
werden. Erfolgversprechender und
einfacher wäre wohl ein generelles
und rigides Budgetlimit für jedes
Krankenhaus. Eine optimale Ressour¬
cenverteilung zwischen den Spitälern
ist derart freilich kaum möglich.

Wie schon im Zusammenhang mit
Versicherungen diskutiert, sollten vor
allem die Versicherungsverträge auch
Bedacht auf die Anreize zur Kosten¬
senkung nehmen. Natürlich setzt dies
voraus, daß die Gebietskörperschaf¬
ten nicht jedes eventuell auftretende
Defizit dann doch abdecken. Wie
könnten solche anreizeffizienteren
Versicherungszahlen aussehen? Zu¬
nächst wäre - wie Feldstein vorschlägt
- eine Kostenbeteiligung der Patien¬
ten vorstellbar. Zweitens wird ein Ko¬
stenersatz nach diagnostic related
groups (DRG) diskutiert. Die Versi¬
cherung ersetzt hier für jeden Patien¬
tentyp einen einheitlichen Pauschal¬
betrag, sodaß das Krankenhaus einen
Anreiz zur möglichst kostengünstigen
Behandlung jedes Kranken hat.

Privatversicherungen könnten eige¬
ne Kleinspitäler gründen, um ihre
Versicherten dort kostengünstiger be-
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handeln zu können. In den USA
schlägt man zur Belebung des Wettbe¬
werbs Prepaid Health Plans oder
Health Maintainance Organisations
(HMO) vor. Gegen eine fixe Gebühr
bieten hier einige im Wettbewerb ste¬
hende Organisationen eine umfassen¬
de Gesundheitsvorsorge an. Die Orga¬
nisation wird in der Regel aus einem
Zusammenschluß von Ärzten (und
eventuell Spitälern) bestehen und hat
ebenfalls Interesse daran, jeden Pa¬
tienten billig, aber zu seiner Zufrie¬
denheit zu pflegen. Auch Vorbeuge¬
maßnahmen werden hier größere Be¬
deutung haben. Die Erfolge dieser Or¬
ganisationen sind jedoch umstritten.

Abschließend kann festgestellt wer¬
den, daß es Aufgabe der Ökonomen
ist, die Anreizeffekte, die sich aus je¬
dem Bezahlungssystem ergeben, of¬
fenzulegen und effizientere Anreiz¬
strukturen vorzuschlagen. Angesichts
der Komplexität der Zusammenhänge
im Gesundheitswesen und der auf al¬
len Ebenen auftretenden Unsicherheit
sollte man freilich keinen „Stein der
Weisen" erwarten.
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Die intramurale
Krankenversorgung

in Österreich

JOSEF DEZSY

Das Krankenanstaltenwesen in
Österreich ist nicht nur ein wegen der
Organisation ständig diskutiertes,
sondern auch ein finanziell ungelöstes
Problem der Gesundheitsversorgung.

Man spricht von Kostenexplosion,
die in Wirklichkeit eine Leistungsex¬
plosion ist, wobei die Kosten natürlich
als Begleit- und Folgeerscheinung auf¬
treten.

Das heutige Krankenhaus ist tat¬
sächlich sowohl eine humanitäre In¬
stitution als auch ein hochdifferenzier¬
ter, wissenschaftlicher und techni¬
scher Dienstleistungsbetrieb, der an
der Spitze des Gesundheitswesens
steht. Dabei wird die „teuerste Ma¬
schine" oft für inadäquate Maßnah¬
men und Leistungen in Anspruch ge¬
nommen.

Die Stellung des Krankenhauses in
der Gesamtstruktur der Gesundheits¬
versorgung erfordert klare politische
Entscheidungen unter Anwendung
gesundheitsökonomischer Grundsät¬
ze, so unter anderem etwa
- Klärung der optimalen Verhältnisse

von stationärer und ambulanter Be¬
handlung

- Trennung von akuter Behandlung
und den dazugehörenden Einrich¬
tungen von der Langzeitbehand¬
lung

- klare Zielvorgabe für die einzelnen
Krankenhäuser in verschiedenen
Kategorien der qualitativen und
quantitativen medizinischen Kapa¬
zität

372

- Abstimmung der verschiedenen
Versorgungsstufen (Standard-,
Schwerpunkt-, Zentralkranken¬
haus) in geographischer und intra¬
struktureller Hinsicht

- Erkennung der Tatsachen, daß in-
tra- und extramurale Maßnahmen
wie in einem kommunizierenden
Gefäß aufeinander wirken
Diese klaren Vorgaben, die sowohl

volkswirtschaftlich als auch betriebs¬
wirtschaftlich von größter Bedeutung
wären, gibt es nicht. Das aber bedeute¬
te bisher mehr oder weniger unge¬
hemmtes Wachstum auf der Ange¬
botsseite, was wiederum zu ungelö¬
sten Steuerungsdefiziten führte; wo¬
mit wir mitten im Problem sind und
als erstes die Situation betrachten
müssen.

1. Anamnese und Diagnose

Um einen Überblick über die Grö¬
ßenordnung und die Vielfältigkeit der
Probleme zu geben, wollen wir mit
Hilfe einiger Streiflichter die derzeiti¬
ge Situation aufzeigen.
1. Die Ausgaben für Gesundheit in

Österreich sind von 1960 mit 6,09
Milliarden auf 78,22 Milliarden im
Jahre 1980 angestiegen.

2. In der sozialen Krankenversiche¬
rung sind 99,2 Prozent der Öster¬
reicher abgesichert, sodaß die Aus¬
gaben der Krankenversicherung, je¬
denfalls aber deren Steigerung, als
Maßstab für die Steigerung der Ko¬
sten angesehen werden kann. Allein
in den 10 Jahren - 1973 bis 1983 -
haben die Ausgaben für Anstalts¬
pflege um 39,41 Prozent zuge¬
nommen.

3. Von 1961 bis 1981 hat die Kranken¬
haushäufigkeit um 46 Prozent zuge¬
nommen; die Zahl der stationären
Patienten stieg von 1,021.229 auf
1,495.639.
Diese Zunahme der Leistungen

konnte nur durch die Zunahme der
Einrichtungen erfolgen und bewältigt
werden. Wir können ein Wachstum



der normierten Betten von 68.835 im
Jahr 1960 bei 78.525 im Jahr 1980
feststellen. In diesem Zusammenhang

ist natürlich auch die Zahl der ange¬
stellten Ärzte und Krankenschwe¬
stern entsprechend gestiegen (Tab. 1)

Tabelle 1
Entwicklung des Bettenangebotes in Österreich

Krankenpfl.-
Kranken- normierte * . personen +
anstalten Betten rZ e MT-Dienste

1921 284 38.996 1.651 6.555
1930 270 38.783 1.784 6.973
1947 246 55.138 2.725 10.453
1955 296 67.122 4.026 14.766
1960 307 68.835 4.418 17.421
1970 321 73.317 5.786 24.421
1980 316 78.525 9.492 39.655

Tabelle la
Rechtsträger der Krankenanstalten Österreichs

Pol. Bez. Privat-
Bund Land Gemein- Gemein- Kr.- AUVA Orden Vereine perso-

deverb. den Kassen PVA nen

1982
Anstalten: 322 18 82 9 60 8 34 57 11 43
Betten: 83.830 1.071 42.556 2.134 15.939 1.467 4.376 12.931 1.070 2.346
% der Betten: 1,3% 50,7% 2,6% 19% 1,8% 5,2% 15,4% 1,3% 2,8%

1970
Anstalten: 321 17 76 13 72 7 26 53 10 47
Betten: 78.455 1.045 41.193 2.211 15.450 1.211 2.933 10.962 1.104 2.346
% der Betten: 1,3% 52,5% 2,8% 19,7% 1,5% 3,7% 13,9% 1,4% 3%

Gleichzeitig sehen wir aber auch das
an sich schon bekannte Phänomen,
das unter dem Namen „Roemersches
Gesetz" bekannt ist („a built bed is a
filled bed"), daß in jenen Bundeslän¬
dern, in denen die Zahl der Betten
stark zugenommen hat, auch die Zahl
der Patienten entsprechend gewach¬
sen; so beispielsweise hat die Zahl der
Betten im Burgenland von 1960 auf
1982 um 128 Prozent zugenommen,
die Zahl der Patienten um 162 Pro¬
zent. In Salzburg hat die Zahl der
Betten um 34 Prozent zugenommen,
die Zahl der Patienten um 95 Prozent.
(Tab. 2)

Hingegen haben in jenen Bundes¬
ländern die Patienten relativ gering
zugenommen, in denen auch die Bet¬
ten nicht zugenommen haben bzw.
abgenommen haben; beispielsweise
in Wien -10 Prozent Betten, „nur" +35
Prozent Patienten. Gleichzeitig haben
auch die Pflegetage in Wien ein Minus
von 20 Prozent erfahren.

Insgesamt hat sich die Zahl der Bet¬
ten in österreichischen Krankenan¬
stalten um 9 Prozent erhöht, die Zahl
der Patienten um 64 Prozent und die
Zahl der Pflegetage um 9,5 Prozent.

Daraus ist leicht ersichtlich, daß
sich aufgrund der derzeitigen Bezah-
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Tabelle 2
Entwicklung der Betten, stat. Patienten und Pflegetage in Österreich

"tar*

Betten Patienten Pflegetage Betten Patienten Pflegetage Betten Patienten Pflegetage Betten* Patienten Pflegetage

Burgenland 852 18.032 294.450 1.297 26.330 446.018 1.940 47.390 533.341 + 128 % + 163 % +81 %
Kärnten 4.458 72.213 1,521.601 5.281 98.354 1,692.112 5.541 125.678 1,649.477 + 24 % + 74 % + 8 %
Niederösterreich 12.631 161.378 4,164.704 13.243 183.089 4,288.779 12.315 248.567 3,706.120 - 3 % + 54 % -12 %
Oberösterreich 10.071 153.600 3,570.443 11.426 191.250 3,790.635 12.938 284.646 3,811.431 + 28 % + 85 % + 6,7%
Salzburg 3.877 64.401 1,232.328 4.607 93.037 1,483.170 5.172 125.590 1,517.931 + 34 % + 95 % +23 %
Steiermark 12.535 162.350 3,988.663 13.656 190.388 4,397.289 13.814 271.370 4,088.177 + 10 % + 67 % + 2,5%
Tirol 4.595 67.204 1,373.774 5.339 88.174 1,604.310 5.650 128.230 1,719.369 + 23 % + 91 % +25 %
Vorarlberg 2.160 27.194 692.230 2.190 33.042 698.300 2.803 51.681 801.042 + 30 % + 90 % + 16 %
Wien 24.981 294.857 8,583.601 23.510 279.783 7,600.498 22.784 397.909 7,154.789 - 10 % + 35 % -20 %

Österreich gesamt 76.170 1,021.229 25,221.794 80.549 1,183.447 26,001.111 82.957 1,681.061 24,983.672 + 8,9% + 64,6% - 1 %

* Die Bundesländer mit der höchsten Zunahme an Betten weisen auch die höchste Zunahme an Pflegetagen auf!



lungsmodalität, bei der der Pflegetag
und nicht die Leistung bzw. der Fall
honoriert wird, hier eine immer größe¬
re Schere aufgetan hat. Noch immer
also wird das Krankenhaus als Hotel
nach „Nächtigungen", und nicht nach
den medizinischen Leistungen beur¬
teilt.

Allerdings ergibt sich aus einem in¬
ternationalen Vergleich mit Gesund¬
heitsindizes anderer Länder, so also
beispielsweise Lebenserwartung,
Ausgaben pro Kopf der Bevölkerung,

Ärzte pro 100.000 Einwohner, Säug¬
lingssterblichkeit und Tod durch
Herz-Kreislauf-Versagen, nicht unbe¬
dingt ein 1. Rang für Österreich.

Hier sehen wir eindeutig, daß nicht
jene Länder, die am meisten Geld für
Gesundheitsleistungen ausgeben und
am meisten Ärzte pro 100.000 Einwoh¬
ner haben, die besten Erfolge aufzu¬
weisen haben, sondern es müssen of¬
fenbar andere Kriterien für den Erfolg
maßgebend sein; siehe hierzu die
nachfolgende Tabelle 3.

Tabelle 3
Gesundheitsindizes international gesehen

Ausgaben Lebenser¬ Säuglings¬ Tod durch
p. Kopf f. Ärzte p. wartung z. sterblich¬ Herz-

Land Gesund¬ 100.000 Zeit d. Ge¬ keit in %o Kreislauf-
heit in Einw. burt in d. Le¬ versagen
Dollar Jahren bendgebo¬ p. 100.000

renen Ew.

USA 1.500 192 75 12 435
BRD 900 222 73 13 585
Frankreich 800 172 76 10 380
Japan 500 128 77 7 266
Großbritannien 400 154 74 12 579

zum Vergleich 69,52 413
Österreich männl.
1980/1984 595* 130 76,57 11,7

weibl.

* 78,2 Mrd. Schilling bei 7,4 Mill. Einwohner = 10.716 Schilling
(Kurs S 18,-/1 US-Dollar)

Die Reihung der Todesursachen hat
sich in den vergangenen Jahren 1960
bis 1981 kaum verändert, an erster
Stelle stehen nach wie vor Herz-Kreis¬
lauf-Erkrankungen, gefolgt von
Krebs, Erkrankungen des zentralen
Nervensystems, der Atmungsorgane
und Unfälle. 48,3 Prozent aller Todes¬
ursachen stammen von zwei Diagno¬
sen, nämlich Herz/Kreislauf und
Krebs; im Jahr 1960 waren es 45 Pro¬
zent. Für dieselbe Zeit sehen wir auch
eine rasche Zunahme neuer Krankhei¬

ten, insbesondere sind dies Krankhei¬
ten des Verdauungssystems, des Be-
wegungs- und Stützapparates, Augen¬
erkrankungen, Erkrankungen von Ge¬
schlechtsorganen (Tab. 4).

Nicht unerwähnt soll bleiben, daß
etwa jeder 3. Patient in österrei¬
chischen Krankenanstalten über 60
Jahre alt ist, womit bei den heutigen
perfekten Eingriffsmöglichkeiten in
den chirurgischen Fächern die Zahl
der Operationen an sehr alten Patien-
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Tabelle 4
Entwicklung der Haupttodesursachen 1960-1981

1960 1981

Herz-Kreislauf 29,0% (8.414 Pers.) 39,5% (32.625 Pers.)
Krebs 16,0% (4.890 Pers.) 17,8% (14.718 Pers.)
Unfälle 7,6% (2.189 Pers.) 5,4% ( 4.528 Pers.)
zentrales

Nervensystem 7,0% (2.018 Pers.) 10,4% ( 8.570 Pers.)
Atmungsorgane 6,1% (1.773 Pers.) 5,4% ( 4.513 Pers.)

ten immer mehr zunehmen und die
allgemeinen Kosten und die Verweil¬
dauer stark beeinflussen. Dies führt
allerdings auch zur Überlegung, ob
die Bettenverteilung, insbesondere im
Hinblick auf die Langzeitversorgung,
richtig ist.

Schließlich soll im Hinblick auf die
Kosten darauf hingewiesen werden,
daß nicht nur das vermehrte Wissen in
Biologie, Biomedizintechnik, verbes¬
serte Methoden und Möglichkeiten für
die Behandlung früher unbekannter
und unbehandelbarer Leiden die Zahl
der Beschäftigten hinaufschnellen
ließ, sondern auch die Senkung der
Arbeitszeit, Verlängerung des Urlau¬
bes, Abfertigung, Entgeltfortzahlung
usw., und damit die Erhöhung der
Lohnnebenkosten, aber auch die Ver¬
schärfung der Sicherheitsbestimmun¬
gen, Schaffung neuer gesetzlicher
Vorschriften, erhöhter Komfort im
Krankenhaus und das Entstehen einer
ganzen Reihe neuer Berufsgruppen zu
dieser Ausweitung beigetragen hat.

Die „Umschlagshäufigkeit" - mit
anderen Worten: die Verkürzung der
Verweildauer - hat sich durch die häu¬
figere Belegung eines Bettes auf die
Durchschnittskosten „treibend" aus¬
gewirkt, ohne jedoch dem Kranken¬
haus entsprechend höhere Kosten¬
deckung zu bringen.

Als eine weitere Ursache ist die
stark gewachsene Anzahl der Untersu¬
chungsleistungen für die Diagnose an¬
zusehen. Man spricht sogar von einem
Mißverhältnis zwischen den ungeheu-
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ren Möglichkeiten der Diagnostik und
der geringeren Therapiemöglichkei¬
ten. In den USA z. B. ist nach Gibson
und Waldo die Zahl der pro Patienten
erbrachten Laborleistungen bei nie¬
dergelassenen Ärzten in der Zeit von
1972 bis 1977 von 900 Millionen auf 1,5
Milliarden angestiegen. Krämer er¬
wähnt in seinem Buch „Wer leben
will, muß zahlen", daß die Anzahl der
Labortests bei einer Blinddarmopera¬
tion beispielsweise von 5 im Jahr 1951
auf 30 im Jahr 1971 stieg, bei Entbin¬
dungen von 5 auf 14.

Dementsprechend stieg die Zahl der
von der Krankenkassa zu ersetzenden
Leistungsscheine auch im niederge¬
lassenen Bereich.

Die von den Ärzten in einem gewis¬
sen Perfektionismus und einer Angst
vor Fehlern und Haftung angeordne¬
ten Leistungen stehen in keinem Ver¬
hältnis zu den relativ wenig gestiege¬
nen Ersätzen der Sozialversicherung:
die Schere zwischen Ertrag und Ko¬
sten öffnete sich deshalb immer mehr.

Zusammenfassend können wir fest¬
stellen, daß sich das Krankenhaus als
großartig entwickelnde Institution im
Gesundheitswesen einer seit Jahren
ständig wachsenden Nachfrage gegen¬
übersieht.

Gleichzeitig zeigte sich, daß das
Krankenhaus als Anhängsel der Ho¬
heitsverwaltung ein erwerbswirt¬
schaftliches Denken nicht kennt, viel¬
mehr wird ein reines bedarfswirt¬
schaftliches Denken gefördert. Außer¬
dem läßt die in keiner Weise vollstän-



dige Abgeltung der Kosten ein ökono¬
misches Denken nicht recht auf¬
kommen.

Solange eine florierende Wirtschaft
auf Wachstum aufbauend alles tragen
konnte und auch die Gegebenheiten
der Medizin und der Technik nicht so
umfassend gewachsen sind, konnten
Theorien vom „kostenlosen Gesund¬
heitswesen" florieren. Die Kosten
wurden nicht transparent gemacht
und nicht beachtet.

Die Schwierigkeit besteht tatsäch¬
lich im Kostenbereich darin, daß kei¬
ne eindeutige und sichere objektivier¬
bare Verbindung zwischen den Ko¬
sten der Gesundheitseinrichtungen
und -leistungen und der Gesundheit
selbst hergestellt werden kann.

Es werden deshalb verschiedenste
Korrelationen von Kennziffern im Se¬
kundärbereich herangezogen.

Einer der grundlegenden Irrtümer
bestand auch darin, daß man ange¬
nommen hat, daß eine Vermehrung
der eingesetzten Mittel - Güter und
Personal - automatisch mehr Gesund¬
heit bringen würde.

2. Therapievorschläge

Der außerhalb des Krankenhauses
Stehende hat sich schon lange gefragt,
warum keine Kostenrechnung be¬
stand, obwohl im Krankenanstalten¬
gesetz das Krankenhaus als Betrieb
bezeichnet wird und jeder kleine
Dienstleistungsbetrieb eine solche als
Instrument betrieblicher Führung
kennt. Tatsächlich war es auch nur
einem „Kaiserschnitt" zu verdanken,
daß es gelang, im Jahr 1978 in Öster¬
reich eine Kostenrechnung einzufüh¬
ren, die allerdings nicht auf eine tradi¬
tionelle Buchführung, sondern auf ei¬
ne eigenständige Betriebsbuchfüh¬
rung basierend, mit viel Arbeit ver¬
bunden ein dickes Konvolut künstli¬
cher Grundlage war.

Das Hauptziel war, die Finanzierung
auf neue Grundlagen zu stellen, wozu
sie jedoch in der praktizierten Art, wie

sich zeigte, nur mangelhaft geeignet
ist. Ergeben haben sich, wie wir nach
6 Jahren Kostenrechnung im Kran¬
kenhaus sehen, einige „Nebenpro¬
dukte":
1. In den Krankenhäusern konnte das

Kostenbewußtsein gesteigert wer¬
den

2. Die Transparenz der Kosten durch
Aufteilung in Kostenarten und auf
die verschiedenen Leistungsstellen,
wie auch in der Tab. 5 ersichtlich,
erstmalig durch diese Kostenstel¬
lenrechnung gegeben.

3. Der Material- und Personaleinsatz
konnte nach Abteilungen und gene¬
rell zugeordnet werden.

4. Es zeichnet sich die Möglichkeit ei¬
ner Plankostenrechnung und ein
produktbezogenes Verrechnungssy¬
stem, basierend auf weiterverarbei¬
tete Kosten, ab (DRG).

5. Mit der Einführung eines neuen
Verrechnungssystems gewinnt die
Kostenrechnung als Kalkulationsin¬
strument erheblichen Wert.
Die Tab. 5 zeigt auch, daß es mit der

Kostenrechnung gelungen ist, durch
die horizontale und vertikale Tren¬
nung der Kosten in Kostenstellen und
Kostenarten eine weitere Dimension
im Rechnungswesen der Krankenan¬
stalten zu eröffnen. Wesentlich er¬
scheint dabei die Trennung in statio¬
näre und ambulante Kosten.

In diesem Zusammenhang ist auch
klarzustellen, daß mit der Kostenrech¬
nung eine Wirtschaftlichkeit nicht
nachgewiesen werden kann, womit
hier die Effizienz des Prozesses der
Leistungserstellung gemeint ist; denn
Kostenrechnung ist in der heutigen
Form lediglich eine Art Additionsauf¬
gabe - die Aufrechnung und Zuord¬
nung von entstandenen Kosten. Wofür
oder durch welche Leistungen sie je¬
doch entstanden sind, kann man auf¬
grund fehlender objektiver Leistungs¬
daten nicht ermitteln.

Nicht unerwähnt gelassen werden
sollte in diesem Zusammenhang auch,
daß der ambulante Bereich im Kran-
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Abb. 5
Verteilung der Kosten auf die Leistungsbereiche in den Krankenanstalten

100% Primärkosten,
nach Leistungsberei¬
chen gegliedert

Kostenstellenrechnung

100% Kosten nach
erfolgter Kostenum¬
lage

100% Kosten, geglie¬
dert nach stationären
und ambulanten
Krankenhausleistun¬
gen; Kosten des Be¬
reiches der Nebenko¬
stenstellen
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kenanstaltenwesen trotz der steigen¬
den Möglichkeiten im niedergelasse¬
nen Bereich eine Zunahme erfahren
hat, die geradezu besorgniserregend
ist. Die Kosten für die ambulante Be¬
handlung in den österreichischen
Krankenanstalten stiegen nämlich
vom Jahr 1978 mit 1,747 Milliarden auf
3,514 Milliarden, die Zahl der ambu¬
lanten Behandlungen hingegen stieg
vom Jahr 1979 mit 9,8 Mio. auf 19,7
Mio. im Jahr 1983.

Ein wichtiger Grund dieser explo¬
sionsartigen Leistungszunahme ist,

daß das Krankenhaus von den Patien¬
ten auch mit kleinsten und kleinen
Leiden aufgesucht wird in der Hoff¬
nung, daß im hochtechnisierten Kran¬
kenhaus ihre Leiden schneller er¬
kannt und behandelt werden können;
all dies unter Umgehung der richtigen
kategoriengerechten Vorgangsweise,
also der Umgebung des niedergelasse¬
nen Praktikers.

Da die öffentlichen Krankenanstal¬
ten für einen ambulanten Fall pro
Quartal kaum mehr als etwa S 220,-
erhalten, ist dieser Entwicklung, nicht
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zuletzt im Hinblick auf die wachsende
Zahl der Ärzte im extramuralen Be¬
reich, vehement Einhalt zu gebieten,
da im Krankenhaus ein oft dem klei¬
nen ambulanten Fall inadäquater Ap¬
parat in Gang gesetzt werden muß
und damit ineffizient gearbeitet wird.

Als wesentliches Problem stellt sich
jedoch volkswirtschaftlich und be¬
triebswirtschaftlich die Frage der Fi¬
nanzierung. Neben der Problematik
der Vielfalt der Zahler, deren Ziel es
ist, möglichst wenig Aufwand für die
Krankenanstalt zu haben, geht es um
die schlechte Auswirkung der pau¬
schalen Pflegetageabgeltung („das
verdrehte Anreizsystem").

Wie bereits erwähnt, wird die Lei¬
stung des Krankenhauses nach den
erbrachten Pflegetagen abgegolten
(und auch dies bei der Sozialversiche¬
rung nur zu etwa 45 Prozent), weshalb
die Krankenanstalt die Kosten soweit
als möglich über gesteuerte Abrech¬
nungen, d. h. verlängerte Verweildau¬
ern hereinzubringen versuchen: eine
betriebswirtschaftlich verständliche,
volkswirtschaftlich abzulehnende
Vorgangsweise.

Die Finanzierung wurde seit dem
Jahr 1978 nach Einführung der Ko¬
stenrechnung in die Hand des KRA-
ZAF gelegt, der die Defizitzuschüsse
nach einem komplizierten Verteilme¬
chanismus verteilt, ohne wirkungsvol¬
le Anreizsysteme anzuwenden - im¬
merhin konnte aber in der neuen Re¬
gelung seit 1983 eine vermehrte lei-
stungsbezogene Verteilung eingeführt
werden.

Die Tendenz geht jedoch zur Ein¬
führung einer Fallpauschale, um dem
Krankenhaus für wirtschaftliches Ar¬
beiten mehr Anreiz zu gewähren. Ei¬
nes dieser Systeme ist das aus den
USA stammende DRG-System; dieses
System, das den Krankenanstalten al¬
so eine gerechtere Abgeltung bringen
würde, hat jedoch keinerlei Auswir¬
kung auf die Nachfrage und könnte
sogar ohne strenge Bedarfsprüfung
und Kontrolle zu einer Ausweitung
des Angebotes führen. Einer der we¬

sentlichen Vorteile des Systems hin¬
gegen ist, daß das „Produkt" des
Krankenhauses abgegolten wird. Eine
optimale Anreizsetzung zum wirt¬
schaftlichen Handeln im Kranken¬
haus und die wahrscheinliche Reduk¬
tion im Akutbettensektor ist als Folge
zu erwarten.

Die Einzelleistungsverrechnung
existiert hingegen in Österreich nur
im privaten Krankenanstaltenbereich.
Arzt und Versicherungen müssen die
Einzelpreise aushandeln, diese Maß¬
nahmen stärkt die Verantwortung der
Beteiligten, ist jedoch genauso wie
andere Abrechnungsarten ein „offe¬
nes System"; die Nachfrage kann auch
hier also nicht beeinflußt werden und
deshalb die Leistungsmenge nicht ge¬
mindert werden.

Ohne eine Limitierung der Mittel in
irgendeiner Form kann strikte Reduk¬
tion oder ein geringeres Wachstum
nicht erreicht werden. Der KRAZAF
erprobt derzeit in 18 Krankenanstal¬
ten Österreichs verschiedene Finan¬
zierungssysteme, so etwa das DRG,
ein Normkostensystem u. a. Vorgabe
(Budgeting-)Systeme, von denen eines
ab 1988 zur Einführung gelangen soll.

Gleichgültig welches auch immer
zur Anwendung gelangt, wird es wohl
unumgänglich notwendig sein, flan¬
kierende Maßnahmen zu setzen und
wahrscheinlich den KRAZAF zum
„zentralen Gesamtabrechner" von
Krankenhausleistung zu ernennen, da
die Krankenversicherung nicht in der
Lage sein wird, kostendeckende Er¬
sätze aus ihren Einnahmen abzudek-
ken, ohne eine Beitragserhöhung
durchzuführen - oder mehr Steuergel¬
der heranzubringen.

Eines der weiteren Probleme ist die
Reduktion des Akutbettenangebotes,
die nach dem österreichischen Kran¬
kenanstaltenplan im ersten Schritt ei¬
ne Verminderung um rund 2400 Bet¬
ten bringen soll - eine an sich sehr zu
begrüßende Maßnahme, da 80 Prozent
der Kosten fixe Kosten sind und da¬
mit eine Verbesserung der Situation
erreicht werden könnte.
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Allerdings muß diese Hand in Hand
mit der Planung von Langzeitbetten
und Langzeiteinrichtungen gehen.
Nach Schätzungen des Gesundheits¬
ministeriums gibt es derzeit rund 1,5
Millionen Pflegetage an „Fehlbelegun¬
gen" pro Jahr infolge inadäquater
nicht kategoriengerechter Unterbrin¬
gung von alten Menschen nach Ein¬
griffen wegen nicht wirtschaftlicher
prä- und postoperativer Maßnahmen
und fehlender Pflegebetten.

Schließlich sei noch erwähnt, daß
das Krankenanstaltenwesen ein
schlagkräftiges Management benötigt.
Die Einführung moderner Betriebs¬
führungsmethoden erfordert die Aus¬
bildung von Managern im Kranken¬
hausbereich und Bildung von neuen
Organisationsformen, damit das Ma¬
nagement kreativer und effizienter,
vor allem jedoch losgelöst von der
Hoheitsverwaltung arbeiten kann.

Ausbildungskurse für die Verwal¬
tungsleiter und die kollegiale Leitung
der Krankenanstalten gemeinsam
sollten Pflicht und Voraussetzung für
die Arbeit sein.

Nur mit einer ausgewogenen Ver¬
bindung zwischen extra- und intramu¬
raler Versorgung, einem Finanzie¬
rungssystem, das Anreize zur wirt¬
schaftlichen Betriebsführung bietet,
einerseits und einer verantwortungs¬
bewußten Benutzung der Gesund¬
heitseinrichtungen durch die Bevöl¬
kerung andererseits kann es zu einer
ausgeglichenen Gebarung im Kran¬
kenanstaltenwesen kommen.

Abschließend soll nicht vergessen
werden, darauf hinzuweisen, daß die
Förderung der Prävention und die Ge¬

sundheitserziehung, aber auch die
Einführung von Maßnahmen, die Un¬
vernünftige mit einem „Malus" und
Gesundheitsbewußte mit einem „Bo¬
nus" belegt, die Nachfrage einigerma¬
ßen einschränken kann. Mit der Ein¬
führung eines Gesundheitspasses soll
das Gesundheitsbewußtsein des Pa¬
tienten gestärkt werden, denn man
kann davon ausgehen, daß der Patient
nur eine einzige Entscheidung trifft,
nämlich ob er ins Krankenhaus geht
oder sich extramural behandeln läßt.
Alle anderen weiteren Maßnahmen im
Krankenhaus hat er infolge seines feh¬
lenden Wissens nicht mehr zu ent¬
scheiden; dort entscheiden die Ärzte,
die gleichzeitig auch die Rolle des
Anbieters und Nachfragers haben.

Wenn damit auch gegen das Kran¬
kenhaus gesprochen wird, so soll dies
eingeschränkt werden und betont
werden, daß es insbesondere hier um
die richtige Benützung dieses teuren
Bereiches geht. Einsparungen lassen
sich nur erreichen, wenn:
1. kategoriengerecht behandelt wird
2. Maßnahmen zur Hebung der Effi¬

zienz in der Leistungserstellung ge¬
setzt werden

3. von der Hoheitsverwaltung nicht
bevormundete Managements einge¬
setzt werden

4. Anreizsysteme für die qualitative
und quantitative, den Anforderun¬
gen entsprechende Leistung einge¬
führt werden und Leistungen, die
erbracht werden und notwendig
sind, auch tatsächlich betriebswirt¬
schaftlich richtig abgegolten wer¬
den.
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Ideen zur Reform

des

Gesundheitswesens:

Konsequenzen einer

Verstärkung der

Präventivmedizin

auf die

Sozialversicherung?

MICHAEL KUNZE

Präventivmedizin und Prävention

Die Präventivmedizin ist ein Teilbe¬
reich der gesamten Gesundheitsvor¬
sorge, die sowohl mit medizinischen
als auch mit nicht-medizinischen Me¬
thoden betrieben wird. Die Präven¬
tion (also die Gesundheitsvorsorge) ist
wiederum ein Teil der Krankheitskon¬
trolle (Krankheitsbekämpfung).
Grundsätzlich stehen nämlich zur
Krankheitskontrolle folgende 4 Ar¬
beitsbereiche zur Verfügung: Präven¬
tion, Früherkennung, Therapie und
Nachsorge.

Chancen der Prävention

Es ist sicherlich ein ethisches Prin¬
zip, vorhandene Chancen zur Krank¬
heitskontrolle zu nützen. Dies gilt in
ganz besonderem Maße für die Prä¬
vention, da die Vermeidung des Auf¬
tretens einer Gesundheitsstörung be¬
sonders wünschenswert ist. Dieser
Tatsache steht aber der Befund gegen¬

über, daß man in modernen Industrie¬
gesellschaften bei weitem nicht alle
Chancen nützt, die sich derzeit auf
dem Gebiet der Gesundheitsvorsorge
bieten. Österreich unterscheidet sich
in dieser Hinsicht nicht wesentlich
von anderen vergleichbaren Ländern.

Die wesentliche Ursache besteht
darin, daß unser Gesundheitswesen
noch immer primär auf Therapie aus¬
gerichtet ist.

Beispiel Gesundenuntersuchungen

Die in Österreich seit Jahren einge¬
führten Gesundenuntersuchungen
werden aus verschiedenen Gründen
nicht in jenem Ausmaß in Anspruch
genommen, das ihrem sehr fortschritt¬
lichen Konzept entspricht. Dabei geht
es darum, Krankheitssymptome mög¬
lichst frühzeitig zu erkennen oder Ri¬
sikofaktoren zu ermitteln, die mittel¬
fristig zu Gesundheitsstörungen füh¬
ren können.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt läßt
sich folgendes System der Gesunden¬
untersuchungen skizziern, das den
letzten Erkenntnissen der Gesund¬
heitsvorsorge Rechnung trägt: Ein all¬
gemeines Screening sollte der gesam¬
ten Bevölkerung angeboten werden,
um einfach feststellbare Gesundheits¬
störungen erfassen zu können. Dabei
kann es sich nur um wenig belästigen¬
de und kaum belastende Untersu¬
chungen handeln, die breit eingesetzt
werden können. Es muß sich natür¬
lich auch um relativ kostengünstige
Verfahren handeln.

Für spezielle Risikogruppen, die
aufgrund ihres Arbeitsverhaltens bzw.
ihres Lebensstils besonderen Bela¬
stungen ausgesetzt sind, sind genaue¬
re Untersuchungen gerechtfertigt.
Man kann diese gleichsam „maß-
schneidern" und als Ergänzung zum
allgemeinen Screening durchführen.

Die wesentliche Neuerung ist aber
die Einführung der Intervention ge¬
gen den auslösenden Lebensstil-Fak¬
tor; in vielen Fällen wird es sich um
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eine eingehende Beratung handeln
müssen. Durch diese Ergänzung wird
das System der Gesundenuntersu-
chung insofern geschlossen, als man
nun auch eine Intervention gegen die
auslösende Noxe zur Verfügung hätte.

Selbstverständlich ist dieses Kon¬
zept eine wesentliche Herausforde¬
rung an ein Gesundheitswesen, das -
wie bereits erwähnt - vor allem auf
kurative Tätigkeit ausgerichtet ist. Es
gilt nicht nur neue Untersuchungsme¬
thoden einzuführen, sondern vor al¬
lem das Verständnis für die Belange
der Gesundheitsberatung zu wecken.
Außerdem sind den im Gesundheits¬
wesen Tätigen die nötigen techni¬
schen und methodischen Vorausset¬
zungen zu vermitteln.

Ökonomische Konsequenzen

Es wäre zum gegebenen Zeitpunkt
unseriös, darüber zu spekulieren, ob
eine verstärkte Beobachtung der Ge¬
sundheitsvorsorge mehr Aufwendun¬
gen erfordert als bisher, oder ob die
Aufwendungen für das Gesundheits¬
wesen mittelfristig reduziert werden
können. Zu viele Einflußgrößen sind
wirksam, um eine globale Abschät¬
zung der Situation zu erlauben. Dem
Prinzip nach sollte es möglich sein,
die materiellen und personellen Auf¬
wendungen für das Gesundheitswe¬
sen durch verstärkte Gesundheitsvor¬
sorge zu senken.

Die für das Gesundheitswesen zur
Verfügimg stehenden Mittel können
ja auch als Einheit gesehen werden
und ermöglichen damit auch eine Um¬
schichtung von Ressourcen (etwa vom
therapeutischen zum Vorsorge-Be-
reich).

Außerdem können ja die Mittel für
eine verstärkte Gesundheitsvorsorge
aus verschiedenen Bereichen der Ge¬
sellschaft kommen, unter anderem ist
auch die Tendenz zur Eigenfinanzie¬
rung der Gesundheitsvorsorge zu be¬
rücksichtigen. Die Bevölkerung ist
schon jetzt bereit, für tatsächliche
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oder vermeintliche Maßnahmen der
Gesundheitsförderung Geld auszu¬
geben.

Weiters ist die Situation in verschie¬
denen Regionen Österreichs zu beob¬
achten, wo man die Gesundheitsvor¬
sorge in der Selbstorganisation der
Bürger belassen will. Die Aktivitäten
unter dem Arbeitstitel „Gesunder Le¬
bensraum" (Vorarlberg) sind ein Bei¬
spiel für derartige Bestrebungen, den
mündigen Bürger in die Vorsorge für
die eigenen Gesundheit verstärkt ein¬
zubinden.

Weiters kann man noch nicht ab¬
schätzen, welche Bedeutung die Be¬
mühungen um die Gesundheit am Ar¬
beitsplatz haben werden, die nun auch
in Österreich als Ergänzung der klas¬
sischen Arbeitsmedizin ansatzweise
realisiert werden. Hier eröffnet sich
ein weites Feld der Betätigung von
Medizinern, anderen Vertretern der
Gesundheitsberufe und schließlich
der Arbeitnehmer selbst, um zur För¬
derung der Gesundheit am Arbeits¬
platz beizutragen.

Beispiel Herzinfarkt

Österreich verfügt über kein Kon¬
zept der „Präventiven Kardiologie",
obwohl die Herz-Kreislauf-Erkran¬
kungen die wichtigste Todesursache
darstellen. Die epidemiologische Ent¬
wicklung zeigt eine steigende Ten¬
denz in der Altersklasse der 40-55jäh-
rigen Männer und die Interventions¬
maßnahmen gegen die drei wesentli¬
chen Risikofaktoren (erhöhte Blutfet¬
te, Zigarettenrauchen und Bluthoch¬
druck) sind gegeben. Es fehlt also am
politischen Willen zur Umsetzung be¬
reits erkannter Interventionsmaßnah¬
men. Wie in vielen anderen Bereichen
der Gesundheitsvorsorge diagnosti¬
ziert man ein Phänomen, das im Be¬
reich der Behandlung von Erkrankun¬
gen undenkbar ist: Vorhandenes Wis¬
sen und vorhandene Erkenntnisse
werden nicht angewendet!



Beispiel Gebärmutterhalskarzinom

Das bereits erwähnte Phänomen der
verzögerten Umsetzung von Erkennt¬
nissen gilt in ganz besonderem Maße
auch für die Krebsfrüherkennung, vor
allem des Gebärmutterhalskarzinoms.
Dieser Tumor ist der Früherkennung
sehr gut zugänglich, die Untersu¬
chungsmethoden sind etabliert - es
fehlt an der organisatorischen Umset¬
zung und an dem entsprechenden An¬
gebot an die weibliche Bevölkerung.
Es ist kein gynäkologisches Problem,
auch kein medizinisches im engeren
Sinn, sondern ein Management-Pro¬
blem.

Verstärkung der
Gesundheitsvorsorge - Entlastung

des Krankenhauses?

Ein überaus beliebtes Diskussions¬
thema ist die Frage, ob und in wel¬
chem Umfang eine Verstärkung der
Gesundheitsvorsorge und der Präven¬
tivmedizin die stationäre Betreuung
von Patienten reduzieren könnte. Auf¬
grund theoretischer Überlegungen ist
es einsichtig, daß man durch Krank¬
heitsverhütung und Krankheits-Früh-
erkennung eigentlich die Betreuung
der Kranken im intramuralen Bereich
verringern könnte. Man ist aber ge¬
neigt, von einer Art „Milchmädchen-
Rechnung" der Gesundheitsökono¬
mie zu sprechen, da die Realität nur
eine kurzfristig sinnvolle Maßnahme
zuläßt:

Man muß Einfluß auf die angebots¬
induzierte Nachfrage nehmen. Alle
einschlägig tätigen Experten in Öster¬
reich sind sich einig, daß die angebots¬
induzierte Nachfrage (d. h.: das Über¬
angebot an Krankenhaus-Betten) ein
wesentliches gesundheitsökonomi¬
sches Problem darstellt.

Mittelfristig wird sicherlich die drin¬
gend notwendige Reform des Gesund¬
heitswesens zu einer Entlastung des
Krankenhaus führen, wenn diese Re¬
form unter Berücksichtigung der fol¬

genden Überlegungen stattfinden
wird: Die allgemeine Dominanz der
Therapie muß abgebaut werden,
zwangsläufig hat dies auch Auswir¬
kungen auf die intramurale Therapie.
Die absolut notwendige Förderung
der Lebensstilmedizin wird ihren Bei¬
trag leisten, ebenso die Entwicklung
einer partnerschaftlichen Beziehung
zwischen Patienten und Ärzten.

Diese partnerschaftliche Beziehung
zwischen Ärzten und Patienten muß
durch eine partnerschaftliche Bezie¬
hung zwischen Ärzten und Sozialver¬
sicherung bzw. Versicherten und So¬
zialversicherung ergänzt werden.

Langfristig sollte aber auch eine in¬
tensivierte Gesundheitsvorsorge über
ihre epidemiologischen Auswirkun¬
gen zu einer verringerten Morbidität
führen, die als logische Konsequenz
zu einer verringerten Nachfrage nach
Krankenhaus-Betten führt.

Erfolgreiche Gesundheitsvorsorge -
Neue Probleme?

Der Erfolg oder Mißerfolg der
Krankheitskontrolle bzw. der Gesund¬
heitsvorsorge kann sehr einfach an
einem Parameter gemessen werden:
der Lebenserwartung. Aufgrund so¬
zialmedizinischer und epidemiologi¬
scher Untersuchungen sind wir in der
Lage, die Auswirkungen verschiede¬
ner Gesundheitsvorsorge-Maßnah¬
men auf die Lebenserwartung zu
quantifizieren. Erfolgreiche Gesund¬
heitsvorsorge führt demnach zu einer
Erhöhung der Lebenserwartung. Wel¬
che Konsequenzen ergeben sich aber
daraus?

Das Krankheitsspektrum wird sich
in dem Maße etwas verändern, als die
Menschen älter werden. Es wird also
„geriatrischer" als bisher werden,
grundsätzlich neue Probleme der ge¬
sundheitlichen Versorgung werden
aber nicht auftreten. Es geht also nur
darum, das Gesundheitswesen den
Bedürfnissen der Bevölkerung ver¬
stärkt anzupassen.
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Reform des Gesundheitswesen - Wer
hat eigentlich Interesse daran?

Eine Reform des Gesundheitswe¬
sens ist aus verschiedenen Gründen
notwendig und sinnvoll. Die epide¬
miologische Situation weist auf die
zunehmende Bedeutung von nicht-in¬
fektiösen Erkrankungen hin, die Herz-
Kreislauf-Erkrankungen spielen dabei
eine große Rolle. Deren Beziehung zu
den Lebensbedingungen der Men¬
schen sind offensichtlich. Die Konse¬
quenz wäre die Entwicklung einer
„Lebensstil-Medizin", die vielmehr als
bisher der Gesundheitsberatung Be¬
achtung schenkt.

Darauf ist das Gesundheitswesen
noch nicht vorbereitet. Es müßte zu
wesentlichen Umstellungen kommen,
die unter anderem auch die Honorie¬
rung medizinischer Leistungen be¬
treffen.

Die Ärzteschaft ist in ihrer überwie¬
genden Mehrzahl noch auf die Be¬
handlung von Krankheiten ausgerich¬

tet, sie wird dafür honoriert und wird
sich daher für eine grundlegende Än¬
derung des Gesundheitswesens nur
wenig interessieren. Es wird zu beob¬
achten sein, ob die große Zahl von
Ärzten, die in den nächsten Jahren zur
Verfügung stehen wird, von Einfluß
ist.

Für die Sozialversicherung, die we¬
sentliche Bereiche der Finanzierung
des Gesundheitswesens durchzufüh¬
ren hat, ergeben sich ebenfalls nicht
unwesentliche Schwierigkeiten. Es
besteht nämlich die Gefahr, daß die
neuen Dienste im Bereiche der Le¬
bensstil-Medizin und der Gesund¬
heitsvorsorge ebenso finanziert wer¬
den müssen wie die bereits bestehen¬
den therapeutischen Verfahren; man
befürchtet - vermutlich zu Recht -
eine zusätzliche Belastung. Die Sozial¬
versicherung könnte aber ihren Vor¬
teil darin sehen, sich den Bürgern
verstärkt als Service-Institution zu
präsentieren.

384



Neue Strategien in

der

Gesundheitspolitik

GÜNTER STUMMVOLL

Im System der staatlichen Gesund¬
heitsvorsorge werden immer deutli¬
cher drei Entwicklungstendenzen
sichtbar.
• Die Medizin wird - naturwissen¬

schaftlich-technisch gesehen - in
Diagnose und Therapie immer bes¬
ser, die Menschen werden aber des¬
halb nicht immer gesünder.

• Die Gesundheitsausgaben, d. h. die
Kosten des Gesundheitswesens,
steigen seit vielen Jahren überpro¬
portional, nämlich wesentlich stär¬
ker als etwa das Volkseinkommen
oder das Bruttoinlandsprodukt.

• Die subjektive Zufriedenheit geht
zurück, trotz enormer Fortschritte
der naturwissenschaftlich orien¬
tierten technisierten Medizin
nimmt die Kritik an dieser Medizin
zu, die Menschen fühlen sich
schlechter versorgt und das Unbe¬
hagen über die Einseitigkeit der
modernen Medizin greift immer
mehr um sich.

Zunächst zu dem scheinbaren Wi¬
derspruch, daß die Medizin immer
besser wird, die Menschen aber nicht
gesünder werden. (Übrigens: Der Ein¬
wand der gestiegenen Lebenserwar¬
tung gilt nicht, weil wir nicht länger
leben, weil wir gesünder sind, sondern
weil wir mit Hilfe der Medizin länger
krank sein können.) Der scheinbare
Widerspruch klärt sich aber rasch auf:
Gesundheit hängt nicht primär von
medizinischen Faktoren ab, sondern
neben der natürlichen Veranlagung in

hohem Maße von persönlichen Le¬
bens- und Verhaltensweisen sowie
von Umwelteinflüssen. Andererseits
ist aber das Gesundheitssystem ganz
überwiegend kurativ orientiert, d. h.
auf die Heilung von Krankheiten ab¬
gestellt. Überspitzt: Das Gesundheits¬
system ist eigentlich ein Krankheits¬
system, es wird von einer Reparatur¬
strategie beherrscht, eingetretene Ge¬
sundheitsschäden sollen repariert
werden.

Zum überdurchschnittlichen Ko¬
stenanstieg: Als Maßstab hiefür kann
etwa die Ausgabenentwicklung der
gesetzlichen Krankenversicherung in
Relation zur Entwicklung des Brutto¬
inlandsprodukts (BIP) herangezogen
werden: Von 1970 bis 1985 betrug die
Steigerung des BIP 263%, die Ausga¬
ben der Krankenversicherung stiegen
aber im gleichen Zeitraum um 350%.
Der überproportionale Kostenanstieg
ist das Ergebnis des Zusammentref¬
fens von vier Kostenauftriebsfakto¬
ren: Neben dem medizinisch-techni¬
schen Fortschritt auf der Angebotssei¬
te steigt aber auch die Nachfrage nach
medizinischen Leistungen ständig
(durch ungünstige Altersstruktur ver¬
haltensbedingte Gesundheitsschäden,
schädigende Umwelteinflüsse, Zu¬
nahme von Verkehrs- und Sportunfäl-
len, geänderte Familienstruktur usw.).
Dazu kommt der tertiäre Kostendruck
(Dienstleistungssektor mit hoher Per¬
sonalintensität und wenig Möglichkei¬
ten für Produktivitätssteigerungen)
sowie die mangelnde ökonomische Ef¬
fizienz durch Zentralisierung der Me¬
dizin im Spital und Vernachlässigung
der Infrastruktur außerhalb des Spi¬
tals.

Das zunehmende Unbehagen über
die Medizin hat im wesentlichen zwei
Hauptursachen: Zunächst ist es die
Einseitigkeit der modernen Medizin,
die sich aus ihrer fast ausschließlichen
naturwissenschaftlich-technischen
Orientierung ergibt. Es ist die Über¬
spezialisierung der Medizin, das Zu¬
viel an Technologie und die oft nur
rein organbezogene Beurteilung des
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Patienten. Der Patient wird von einem
Facharzt zum anderen weitergereicht,
aber niemand trägt die Gesamtverant¬
wortung für ihn. Dazu kommt, daß
durch den Zug zu großen Einheiten,
zu zentralen Verwaltungsapparaten
und durch eine anonyme Gesund¬
heitsbürokratie sich der einzelne mit
seinen gesundheitlichen Sorgen, Pro¬
blemen und Bedürfnissen oft links
liegengelassen fühlt.

Für die Gesundheitspolitik stellen
sich damit zwei große Herausforde¬
rungen, nämlich mehr Humanität und
mehr Wirtschaftlichkeit. Mehr Huma¬
nität heißt, das Gesundheitswesen
muß mehr den Bedürfnissen der Pa¬
tienten angepaßt werden, es muß pa¬
tientengerechter und mehr auf
menschliche Nähe und rasche Er¬
reichbarkeit der Hilfe ausgerichtet
sein. Mehr Wirtschaftlichkeit heißt,
daß die Effizienz des Gesundheitssy¬
stems gesteigert werden muß, Büro¬
kratie und Verschwendung gebremst
und die notwendigen Mittel sparsam
eingesetzt werden. Sparen im Gesund¬
heitswesen heißt aber nicht sparen zu
Lasten der Gesundheit, sondern: das
Geld für die Gesundheit sinnvoll aus¬
geben!

Für die Bewältigung dieser Heraus¬
forderungen stoßen die traditionellen
Strategien der Gesundheitspolitik an
ihre Grenzen, notwendig sind neue
Strategien, notwendig ist eine Kurs¬
korrektur der Gesundheitspolitik.

Für eine neue Medizin

In der Medizin muß die Humanität
wieder jenen Stellenwert bekommen,
der sie eigentlich begründet hat. Bei
aller Anerkennung der spektakulären
Fortschritte der naturwissenschaftlich
orientierten Medizin darf die Betreu¬
ung des Menschen nicht zu kurz kom¬
men. Der Arzt darf nicht zum Gesund¬
heitstechniker werden, die Medizin
muß sich wieder am gesamten Men¬
schen orientieren, muß auf ihn in sei¬
ner ganzen körperlichen, seelischen
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und geistigen Gesamtheit individuell
eingehen. Oder wie Prof. Ringel es
einfach formuliert hat: Der Arzt darf
nicht nur die Krankheit, er muß auch
den kranken Menschen sehen.

Eine solche Neuorientierung der
Medizin hat weitreichende Konse¬
quenzen für die Ausbildung, denn
heute hört der junge Mediziner in sei¬
ner Ausbildung davon sehr wenig. Sie
hat aber auch Konsequenzen für die
Honorierung der Ärzte in Richtung
einer Abkehr vom Pauschal-Honorie-
rungssystem und Übergang zu einer
leistungsdifferenzierten Honorierung,
die etwa auch eine eigene Tarifposi¬
tion für ärztliche Beratung und ärztli¬
ches Gespräch enthalten soll.

Strategie der kleinen Netze

Eine Reorganisation des Gesund¬
heitswesens muß vor allem wegführen
von den großen, teuren, bürokrati¬
schen Einrichtungen und eine mög¬
lichst große Vielzahl und Vielfalt klei¬
ner Sicherheitsnetze aufbauen. Eine
Strukturreform nach dem Subsidiari-
tätsprinzip bedeutet, daß nicht jeder
Kranke gleich in das Spital, nicht je¬
der alte Mensch in das Altersheim
abgeschoben wird. Oberster Grund¬
satz muß vielmehr sein, daß jeder Pa¬
tient so lange wie möglich in seiner
gewohnten Umgebung medizinisch
betreut wird. Das heißt: soviel ambu¬
lant wie möglich und nur soviel statio¬
när wie notwendig. Dazu ist zweierlei
erforderlich:

Erstens ist die Stellung der nieder¬
gelassenen Ärzte aufzuwerten, sie ha¬
ben die Hauptlast der medizinischen
Versorgung zu tragen, ihnen kommt
medizinisch aber auch ökonomisch
die Schlüsselrolle zu. Eine Aufwer¬
tung des Hausarztes, des Landarztes,
der niedergelassenen Ärzte überhaupt
darf aber nicht Schlagwort bleiben,
sondern hat sehr konkrete Konse¬
quenzen. Konsequenzen für die Ärzte¬
ausbildung: Sie muß wesentlich stär¬
ker praxisorientiert erfolgen; Konse-



quenzen für neue moderne Organisa¬
tionsformen der ärztlichen Tätigkeit
wie Gemeinschaftspraxen, Praxisge¬
meinschaften, Praxiskliniken; Konse¬
quenzen auch für die Honorarpolitik
der Krankenkassen: Der niedergelas¬
sene Arzt muß auch finanziell einen
Anreiz haben, sich intensiv mit dem
Patienten zu befassen; schließlich
Konsequenzen für die Zulassungs¬
und Niederlassungspolitik der Kran¬
kenkassen, die weniger restriktiv sein
müßte.

Zweitens muß die private Gesund-
heits- und Sozialarbeit im gesell¬
schaftlichen Nahraum initiiert und ge¬
fördert werden. Gesundheitliche Be¬
treuungsfunktionen sollen von der So¬
zial* und Gesundheitsbürokratie auf
engagierte Selbsthilfegruppen verla¬
gert werden. Die Schaffung einer In¬
frastruktur wie etwa durch Sozial¬
sprengel (Vorarlberg), Einrichtungen
der Hauskrankenpflege (z. B. Salz¬
burg), Sozialstationen (Niederöster¬
reich) oder Nachbarschaftshilfezen¬
tren (Wien) - um nur einige Beispiele
zu nennen - gehört ebenfalls zu einer
solchen Strategie. Sie umfaßt damit
eine Stärkung und Wiederbelebung
der kleinen Gemeinschaften und akti¬
viert Eigeninitiative und Nachbar¬
schaftshilfe.

Offensive eigeninitiative
Vorsorgestrategie

Gesundheit ist nicht primär ein An¬
spruch gegenüber der Gesellschaft,
sondern zunächst ein Bereich höchst¬
persönlicher Verantwortung. Mehr
Ärzte, mehr Spitäler, mehr Medika¬
mente bedeuten auch nicht mehr Ge¬
sundheit. Maßnahmen zur Verbesse¬
rung der Gesundheit müssen sich da¬
her in Zukunft wesentlich stärker auf
neue Bereiche außerhalb des kurati¬
ven Gesundheitssystems erstrecken.
Das bedeutet Förderung der Gesund¬
heitsinformation, der Gesundheitsbil¬
dung, der Gesundheitserziehung und
der Gesundheitsberatung, wobei der

Ansatz schon im Elternhaus und
Schule beginnt. Notwendig ist die
Schaffung eines neuen Gesundheits¬
bewußtseins und eine Bewußtseins¬
änderung (bei Patienten und Ärzten)
in Richtung Gesundheitserhaltung
statt Gesundheitsreparatur. Zu einer
offensiven Vorsorgestrategie gehört
aber auch eine Kurskorrektur der Ge¬
sundheitspolitik von einer Reparatur¬
strategie bzw. Feuerwehrmedizin hin
zur Vorsorgemedizin im weitesten
Sinn. Angesprochen sind die großen
Bereiche der Arbeitsmedizin, der So¬
zialmedizin, der Umweltmedizin, der
Wohnmedizin und der Ernährungsme¬
dizin.

Mehr Elemente der Sozialen
Marktwirtschaft

Im Sinne der Herausforderung nach
mehr Wirtschaftlichkeit im Gesund¬
heitswesen müssen auch verstärkt
Prinzipien der Sozialen Marktwirt¬
schaft im Gesundheitswesen Eingang
finden. Das heißt insbesondere mehr
Wettbewerbsdenken, aber nicht im
Sinne einer Konkurrenzierung, son¬
dern im Sinne eines gesunden Ideen-
und Leistungswettbewerbs zur opti¬
malen Versorgung der Patienten. Das
heißt aber auch Schaffung von Anrei¬
zen für Leistung und Wirtschaftlich¬
keit, etwa im Bereich der Spitalsfinan¬
zierung (Umstellung der Finanzierung
vom tatsächlichen Aufwand auf die
Leistung bedeutet Abkehr vom jahre¬
langen System der Verlustabdek-
kung).

Mehr marktwirtschaftliche Elemen¬
te bedeuten aber auch möglichste De¬
zentralisierung von Planungs- und
Entscheidungsvorgängen sowie die
Schaffung von Wahlmöglichkeiten für
den Patienten statt des heutigen Sy¬
stems der Zwangsbeglückung.

Im übrigen: Wirtschaftlichkeit und
Gesundheit sind keine Gegensätze.
Gesundheit bzw. Furcht vor Krank¬
heit sind keine Rechtfertigung für
Verschwendung und dürfen nicht da-
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zu mißbraucht werden, Wirtschaft¬
lichkeitsüberlegungen beiseite zu
schieben.

Gesundheitspartnerschaft statt
punktueller Einzelaktionen

Im Hinblick auf die zwischen Bund,
Ländern, Gemeinden, Krankenkassen
und privaten Rechtsträgern aufgeteil¬
ten Kompetenzen ist eine gesamt-
österreichische Gesundheitspolitik
zweifellos schwierig. Andererseits ist
aber diese Kompetenzlage Ausdruck
der föderalistischen Grundstruktur
unseres Landes, die mehrheitlich be¬
jaht wird.

Notwendig ist aber zweifellos die
Schaffung einer gemeinsamen Platt¬

form für eine Abstimmung und Koor¬
dinierung zwischen Gesundheitsvor¬
sorge, Früherkennung, Krankenbe¬
handlung, Nachsorge, Rehabilitation
und Pflege. Dazu könnte nach dem
Vorbild der Sozialpartnerschaft eine
Art Gesundheitspartnerschaft zwi¬
schen Bund, Ländern, Sozialversiche¬
rung, Ärzteschaft und Patientenver¬
tretungen ins Leben gerufen werden,
in deren Rahmen eine gemeinsame
gesundheitspolitische Strategie zu
entwickeln und umzusetzen wäre. Zur
rechtlichen Umsetzung käme insbe¬
sondere das Instrument der Verträge
gem. § 15 a der Bundesverfassung in
Frage, wie dies derzeit schon für den
isolierten Bereich der Spitalsfinanzie¬
rung Anwendung findet.
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Probleme der

privaten

Versicherung-

WOLFGANG HUBER

Die private Krankenversicherung
erbrachte 1984 4,561 Milliarden Schil¬
ling für die stationäre Krankenhaus¬
behandlung ihrer Versicherten. Fast
30 Prozent dieser Summe, also rund
1,4 Milliarden Schilling, entfallen auf:
die Differenz Pflegegebühr - Pflege¬
gebührenersatz sowie Anstaltsanteil
der Arzthonorare. Genauer gesagt
1,244 Milliarden Schilling und 142 Mil¬
lionen. 70 Prozent davon, das sind 871
Millionen und 100 Millionen Schilling,
kamen der öffentlichen Hand als Trä¬
ger von über 70 Prozent des Bettenan¬
gebotes in den Krankenanstalten di¬
rekt zugute.

Zum Vergleich der Größenord¬
nungen erlaube ich mir auf die 1984 in
sämtlichen öffentlichen Krankenhäu¬
sern Österreichs für die stationäre
Heilbehandlung aufgelaufenen Ko¬
sten in der Höhe von 29,157 Milliarden
Schilling hinzuweisen.

Von diesen 4,561 Milliarden Schil¬
ling flössen etwa 2,24 Milliarden Schil¬
ling der Ärzteschaft in Form von Ho¬
noraren zu. Dieser Betrag versetzte
den Rechtsträger der öffentlichen
Krankenanstalten, wenigstens zum
Teil, in die angenehme Lage, sein Per¬
sonalbudget entsprechend niedrig do¬
tieren zu können und trotzdem ein
international anerkanntes Niveau an
medizinischer Versorgung in den öf¬
fentlichen Krankenanstalten zu ge¬
währleisten.

Aufgebracht wurden diese Summen
von 1,221 Millionen Krankenhausko-

sten-Zusatzversicherten (Stand Ende
1983), was 16,2 Prozent der Gesamtbe¬
völkerung entspricht. Interessanter¬
weise ist die Verteilung nach Bundes¬
ländern sehr unterschiedlich und
stimmt nicht unbedingt mit der Ein¬
kommensverteilung überein. So liegt
Salzburg mit 25,9 Prozent gefolgt von
der Steiermark mit 22 Prozent und
Tirol mit 21,3 Prozent an der Spitze.
Danach folgen Kärnten, 19,4 Prozent,
Oberösterreich, 17,5 Prozent, Wien,
16,4 Prozent und Vorarlberg mit 13,8
Prozent. Das Schlußlicht bilden Nie¬
derösterreich mit 6,1 Prozent und das
Burgenland mit 4,4 Prozent.

Dieser europäische Spitzenwert der
Dichte an zusatzversicherten Perso¬
nen in Kombination mit den jährli¬
chen Kostensteigerungen im Gesund¬
heitswesen leitet nahtlos zu einem
Hauptproblem der privaten Kranken¬
versicherung über. Sie bedingen näm¬
lich, daß die Krankenversicherung
mit ihrem Produkt in Einkommens¬
schichten vorgedrungen ist, die den
nun schon seit mehreren Jahren ein¬
tretenden Real-Einkommensverlust
sehr unmittelbar empfinden. Sich als
Folge dieses schmerzhaften Empfin¬
dens zu Zeiten des körperlichen
Wohlseins, in welchem die Kranken¬
versicherung natürlich insbesondere
als Luxusgut empfunden wird, des
Aufwandes zu entledigen, ist ökono¬
misch nur naheliegend. Damit beginnt
jedoch ein in der Krankenversiche¬
rung insbesonders gefürchteter Kreis¬
lauf. Denn genau diese gesunden Ver¬
sicherten, die der vorhin geschilderten
Überlegung anläßlich ihrer jährlichen
Anpassung der Krankenversiche¬
rungsprämie folgen und somit die
Ausgabe streichen, sind den Naturge¬
setzen zufolge jener Altersbereich, aus
welchem Zugänge bzw. das Bestehen¬
bleiben von Versicherungsverhältnis¬
sen zwecks Aufbau und Erhaltung ei¬
nes gesunden Versicherungsstockes
unbedingt notwendig sind.

Ein großer Teil der derzeit neun
privaten Krankenversicherungsunter¬
nehmungen in Österreich befindet
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sich hinsichtlich der Versichertenzah¬
len schon seit einigen Jahren in einem
Stadium der Stagnation und damit
schon einen kleinen Schritt zu weit,
um noch von einem wohlbestalltem
Versicherungsstock, wie er sich in der
Theorie darstellt, sprechen zu können.

Ein anderes Problem stellt das mo¬
mentane gesetzliche Umfeld der Son¬
derklasse dar. Der Bundesgrundsatz-
gesetzgeber regelt zwar mittels des
Bundeskrankenanstaltengesetzes die
prinzipielle Möglichkeit der Zulässig-
keit von Sondergebühren, unterläßt es
jedoch die Umstände näher zu definie¬
ren. Dies bewirkt in der Praxis, daß
die Einhebung des Entgelts dem
Grunde nach gerechtfertigt ist, jedoch
nirgends feststeht, wofür und in wel¬
chem Ausmaß dieses Entgelt einzuhe-
ben ist. Da auch die Ausführungsge¬
setze der Länder mit wenigen Ausnah¬
men sich dieses Problems nur betrag¬
lich annehmen, befindet sich die Ma¬
terie in jenem Teil der für die Betroffe¬
nen interessant ist, nämlich der Lei¬
stungsseite der Krankenanstalten, im
gesetzlich luftleeren Raum. Noch dazu
zeigen die schon erwähnten landesge¬
setzlichen Regelungen hinsichtlich
der Höhe der Sondergebühren folgen¬
den Negativeffekt: Die landesweite
Regelung der Gebühr für die Inan¬
spruchnahme der Sonderklasse, die
üblicherweise in Prozenten der Pfle¬
gegebühr erfolgt, bewirkt, daß sämtli¬
che Krankenanstalten dieses Bundes¬
landes eben diesen Zuschlag lukrie-
ren. Von einer sachlichen Rechtferti¬
gung kann jedoch schon allein wegen
unterschiedlicher Ausstattung, aber
auch der Einstellung des jeweiligen
Rechtsträgers gegenüber der Sonder¬
klasse keine Rede sein. Die private
Krankenversicherung sieht es hier als
ihre vordringliche Aufgabe an, den
Wünschen ihrer Versicherten betref¬
fend eines gerechtfertigten Preis/Lei¬
stungsverhältnisses im Rahmen ihrer
Möglichkeit Rechnung zu tragen. Sie
hat und wird dieses nötigenfalls auch
in der Zukunft mittels eigener Investi¬
tionen in schon bestehende oder noch

zu errichtende Krankenanstalten zu
bewirken versuchen.

Was sind nun die denkbaren
Marschrichtungen aus dieser Situa¬
tion:

Erste Möglichkeit: Das Fortfahren
in der bisherigen Gebühren- und Ho¬
norarpolitik seitens aller Beteiligten.
Dies wird ohne Zweifel in den Folge¬
jahren infolge andauernder Prämien¬
anpassungen, vermehrten Kündigun¬
gen von einkommensschwächeren
Versicherten (Personen zu Beginn ih¬
res Berufslebens und nach Ausschei¬
den) zu einem Gesundschrumpfen der
Versichertenzahlen und somit auch
der Leistungen, die in das österrei¬
chische Krankenanstaltenwesen ein¬
fließen, führen.

Zweite Möglichkeit: das Einbrem-
sen der Kostenspirale mit Hilfe fixer
Vorgaben. Also die „Deckel-drauf-Me-
thode" durch Einziehen eines Limits
wie z. B. der Inflationsrate, um so
wenigstens ein Abkoppeln der Prä¬
miensteigerungen von den Kosten¬
steigerungen im Gesundheitswesen
selbst zu erreichen. Diese von der pri¬
vaten Krankenversicherung derzeit
gehandhabte Methode stellt an und
für sich eine wenig befriedigende Lö¬
sung dar. Zum einen deshalb, da da¬
durch die bis dato entstandenen Ko¬
stensituationen mit allen ihren Män¬
geln nicht nur zur Kenntnis, sondern
sogar perpetuiert werden, und zum
anderen, da so bisher eventuell vor¬
handenes Marktverhalten einzelner
Rechtsträger im Hinblick auf die Son¬
derklasse in Zukunft wenig oder über¬
haupt nicht mehr berücksichtigungs¬
fähig sein wird. Das heißt, die private
Krankenversicherung könnte dann,
entgegen ihren eigentlichen Intentio¬
nen, dem einzelnen Rechtsträger trotz
zugestandener z. B. Standardverbes¬
serung in der jeweiligen Sonderklasse,
keine wesentlich anderen Erhöhun¬
gen als den übrigen Krankenanstalten
dieses Bundeslandes zubilligen. Ins¬
gesamt gesehen ist daher diese Vor¬
gangsweise eher nur als Übergangs¬
phase zu verstehen.
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Dritte Möglichkeit: (hier erlaube ich
mir noch visionäre Darstellungen dar¬
zulegen) eine Änderung der derzeit
geltenden bedingungsgemäßen
Grundlagen der Leistungserbringung
der Zusatzversicherungen infolge legi-
stischer Maßnahmen:

a) Änderung der Leistungsseite Haus:
Für die Inanspruchnahme der Son¬

derklasse werden gesonderte Entgelte
nur infolge von Leistungsunterschie¬
den in der Krankenanstalt im Ver¬
gleich allgemeine Klasse - Sonder¬
klasse vorgesehen.

Es wird sichergestellt, daß diese
Entgelte nur zur Deckung des erhöh¬
ten Aufwandes durch die Unterbrin¬
gung in den Krankenzimmern der
Sonderklasse verwendet wird.

Insbesondere wäre zu fordern, daß
für alle Leistungen der Krankenan¬
stalten, gleichgültig ob es sich um
Eigen- oder Fremdleistungen handelt
und die mit den Pflegegebühren bzw.
dem Pflegegebührenentgelt der So¬
zialversicherung in der allgemeinen
Gebührenklasse abgegolten sind, in
der Sonderklasse kein weiteres Ent¬
gelt eingehoben werden darf.

Eine derartig abgegrenzte Defini¬
tion der Leistung der Sonderklasse in
den allgemeinen öffentlichen Spitä¬
lern würde es dem Patienten/Versi¬
cherten ermöglichen, einen fairen
Preis-Leistungs-Vergleich anzu¬
stellen.

b) Leistungsseite Ärzte:
Die Honorarerbringung gegenüber

den Ärzten, gerechtfertigt durch die
Möglichkeit des Arztwahlrechtes bzw.
wenn organisatorisch möglich die Zu¬
ziehung des Arztes seines Vertrauens
überhaupt, müßte ebenfalls eine ge¬
setzliche Fundierung erfahren.

Die Folgen derartiger gesetzlicher
Maßnahmen in den beiden Leistungs¬
bereichen Haus und Honorar wären
kurzfristig höchstwahrscheinlich und
angestrebterweise eine Verminderung
der absoluten Leistung der privaten
Krankenversicherung. Dies mit dem

Ziel, die dadurch freiwerdenden Ka¬
pazitäten mittel- und langfristig schon
dringend anstehenden zweckmäßigen
Umschichtungen zuzuführen:

1. Auf der Leistungsseite
a) Haus: Erbringung von Leistun¬

gen für die Rehabilitation, semi¬
stationäre Behandlungen, psy¬
chosomatische Behandlungen,
Pflegefälle und Gesundheitsvor¬
sorge.

b) Auf der Honorarseite: Hier könn¬
te ebenfalls der medizinischen
Entwicklung, aber auch der ge¬
änderten Einstellung der Bevöl¬
kerung und somit unserer Kun¬
den zu verschiedenen neuen Be¬
handlungsmethoden vermehrt
Rechnung getragen werden. Ich
denke dabei an Honorare für ho¬
möopathische Behandlungen,
Akupunktur, psychiatrische und
psychologische Behandlungen,
Naturheilkunde, physikalische
Therapie, Leistungen für häusli¬
che Pflege, geriatrische Tageskli-
nikleistungen usw also kurz ge¬
sagt Abdeckung des Leistungs¬
bereiches Honorar hinsichtlich
sämtlicher Substitutionsmög¬
lichkeiten kostspieliger Akut-
Krankenhausversorgung.

2. und das schiene mir der zumindest
gleichwichtige Teil zu sein: Ände¬
rungen auf der Prämienseite:
Hier könnte die Prämienpolitik mit
Hilfe der dann zur Verfügung ste¬
henden Spielräume endlich zwei alt¬
bekannten Schwierigkeiten Rech¬
nung tragen:
1. Verringerung der Einstiegprämie

für Personen jüngeren Alters, da
hier die derzeitige Situation auf¬
grund der relativ hohen Einstiegs¬
prämie insbesondere für Perso¬
nen bis zum Alter von 30 Jahren
eher prohibitiv ist;

2. Verringerungen der Prämienhöhe
anläßlich des Übertrittes vom Er¬
werbsleben in den Ruhestand.
Die jahrzehntelangen Anpassun¬
gen führen nämlich dazu, daß sich
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damit die angehenden Pensioni¬
sten einer Prämienhöhe gegen¬
übersehen, die bei einem Großteil
der Versicherten mit dem nun¬
mehr verminderten Einkommen
in keinem Einklang gebracht wer¬
den kann und somit der Versiche¬
rungsvertrag aufgegeben werden
muß, obwohl der Versicherte na¬
turbedingt erst genau in diesem
Alter die Vorteile dieses Vertrages

vermehrt in Anspruch nehmen
könnte.

Schlußendlich sollen alle Maßnah¬
men bewirken, daß die private Kran¬
kenversicherung, ein für die Finanzie¬
rung des öffentlichen Gesundheitswe¬
sens bedeutendes und für die Versi¬
cherungsnehmer attraktives Produkt,
weiterhin in derzeitiger Breite und auf
Basis einer juristisch stichhaltigen
Grundlage, verkaufen kann.
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BÜCHER

KEYNES ALS ANDROGYNER
HUMANIST

Rezension von: Charles H. Hession:
John Maynard Keynes - A Personal

Biography ofthe Man Who
Revolutionized Capitalism and the
Way We Live, Macmillan-Verlag

New York - London 1984, US $ 22.95,
400 Seiten.

Auch wenn man Geschichte nicht
als eine Abfolge der „Taten großer
Männer" betrachtet, muß man doch
einbekennen, daß die Wissenschaften
ebenso wie die Politik ihre histori¬
schen Symbolgestalten haben. Engels
mag in vieler Hinsicht weltgewandter,
sympathischer, ja sogar brillanter als
Marx gewesen sein - Marx selbst, der
ja sonst keinen neben sich gelten ließ,
hat dem bescheidenen Freund zuge¬
standen, ihm oft voraus gewesen zu
sein - man spricht aber doch vom
„Marxismus" (Engelsismus wäre aller¬
dings auch schwerer auszusprechen).

Kalecki, Kahn, Myrdal, Lautenbach,
Föhl - sie alle mögen sich in der
Weltwirtschaftskrise mit dem Pro¬
blem unfreiwilliger Arbeitslosigkeit
auseinandergesetzt haben und zu par¬
allelen Schlußfolgerungen gekommen
sein - John Maynard Keynes hat der
neuen Richtung den Namen gegeben.
Keynes ist - wie eben Freud, Marx
oder Darwin - zu einer Symbolfigur
eines neuen wissenschaftlichen Para¬
digmas geworden. Und nicht ohne
Grund. Auch wenn sein Werk in man¬
chem nur dem „Zug der Zeit" entspro¬
chen haben dürfte: das Charisma einer

„überlebensgroßen" Persönlichkeit
war ihm zweifellos zu eigen.

Bis zur Fertigstellung des zweiten
Teils von Robert Skidelskys großer
Keynes-Biographie kann man nun
zweifellos Charles H. Hessions Über¬
blick über das Leben des großen Öko¬
nomen als beste vorliegende Gesamt¬
biographie ansehen. Danach aller¬
dings wird man ihr wohl mit Abstand
den zweiten Rang einräumen. Hession
dokumentiert Keynes' Kindheit und
Jugend in Cambridge und Eton, seine
vielfältigen Interessen und Freund¬
schaften, seine ersten Publikationen
über indische Währungsfragen, seine
Tätigkeit im Schatzamt während des
Ersten Weltkrieges und seinen Schritt
zur Berühmtheit mit der Kritik der
ökonomischen Aspekte des Versailler
Friedens solide, gewissenhaft und sti¬
listisch gewandt - wenn auch nicht
inspiriert. Der Vergleich dieser Le¬
bensperiode 1883-1920 mit Skidelskys
bereits vorliegendem monumentalen
ersten Band1 fällt freilich notwendi¬
gerweise zum Nachteil Hessions aus;
schon allein deshalb, weil aus Platz¬
gründen sehr viel weniger von Key¬
nes' unübertrefflichen Originalformu¬
lierungen darin enthalten sein kann.
Bei Hession rundet sich die Darstel¬
lung aber bis zum Ende: sie enthält
auch den bereits berühmten Keynes,
der gegen die Rückkehr zur überhöh¬
ten Vorkriegsparität des Pfundes agi¬
tierte, schon in der britischen Dauer¬
krise der späten zwanziger Jahre für
aktive Beschäftigungspolitik auftrat
und schließlich zum „Weisen" der
„General Theory" und von Bretton
Woods, zum Kunstmäzen und Kultur¬
philosophen wurde. Eine recht aus-

1 Robert Skidelsky: John Maynard Key¬
nes 1883-1920, Hopes Betrayed, 447 Sei¬
ten, Macmillan, London 1983
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führliche Auseinandersetzung mit der
Entstehungs- und Rezeptionsge¬
schichte der „Treatise on Money" und
der „General Theory" weist Hession
auch als ökonomischen Kenner seiner
Materie aus. Gegenüber der reichlich
prüden Darstellung bei Roy Harrod
betrachtet Hession auch die intimeren
Aspekte von Keynes Leben: etwa sei¬
ne zahlreichen homosexuellen Ju¬
gendaffären im einschlägig orientier¬
ten Cambridge und Bloomsbury-Mi-
lieu. Zweifellos haben Keynes und
sein Kreis hier eine gewisse elitäre
Außenseiterposition innerhalb der
„normalen" britischen Gesellschaft
eingenommen, und diese Minderhei¬
tenhaltung mag bei Keynes auch (wie
etwa sonst religiöse oder ethnische
Minderheitenherkunft) den kritischen
Blick für manche „orthodoxe" Denk¬
haltungen geschärft haben. Die dies¬
bezüglichen Erörterungen Hessions -
am Waschzettel und in manchen Re¬
zensionen besonders hervorgehoben -
gehören allerdings eindeutig zu den
schwächeren Passagen des Buches.
Neben durchaus seriösen psychoana¬
lytischen und soziologischen Überle¬
gungen etwa über Homosexualität
und Mutterbindung stellt Hession
nämlich reichlich naiv wirkende Pas¬
sagen über Keynes' „Androgynität"
und deren Beziehung zu seiner geisti¬
gen Brillanz. („Like a true androgyne
his ability to shift attention and alter-
nate between different types of tasks
conserved his energy and at the same
time often contributed to synergistic
results" S. 23). Daß sich Mythologien
der „Geschlechtermischung" bis ins
Zeitalter der Chromosomenforschung
gehalten haben, ist zwar eine traurige
Tatsache, und auch daß der Blooms-
bury-Kreis sie pflegte, ist verständlich
(so spekulierte z. B. Virginia Woolf
über eine freundlichere Variante von
Weiningers M/W-Cocktail im Men¬
schen und ihr Mann Leonard bezeich¬
nete Keynes als „mentalen Herma¬
phrodit" - S. 112).

Daß freilich Hession, wenn er bei
Keynes eine „rare combination of an
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acute, logical mind with a highly femi¬
nine capacity for sensitiveness and
empathy" ortet (S. 123) bloß den ver¬
dinglichten Klischees der Geschlech¬
terrollen aufsitzt, dürfte nicht nur Fe¬
ministinnen klar sein. Zum magischen
Geraune wird das Ganze vollends,
wenn Hession darauf verweist, daß
von den Zeiten der Griechen bis heute
Homosexuelle eine hohe Imagina¬
tionskraft „amounting at times even to
the power of prophecy" (S. 161) gehabt
hätten. Aber jeder hat halt so seine
kleine Spinnerei - Keynes z. B. beur¬
teilte Menschen stark nach ihren
Händen.

Das Buch ist jedenfalls weit besser
als seine paar „androgynen" Passagen.
Wer nicht Zeit hat, in Keynes' faszinie¬
renden gesammelten Schriften zu
schmökern, findet auch eine Fülle gut
ausgewählter Quellenzitate, und zwar
nicht nur zur Ökonomie. Eines der
witzigsten: „With religion dead and
philosophy dry, the public runs to the
witch doctors. In cut and material our
fig leaves have fallen out of fashion ...
Freud teils us to strip them off and
(Emile) Cou6 to wear two pairs .. ."
(S. 192).

Faszinierende Lektüre ist aber z. B.
auch Keynes' Auseinandersetzung mit
Shaw über Marx (S. 278 f.: „My fee-
lings about „Das Kapital" are the same
as my feelings about the Koran") und
seine Vorstellungen über eine liberale¬
re Gesellschaftspolitik: „Birth control
and the use of contraceptives, mar-
riage laws, the treatment of sexual
offenses and abnormalities, the econo¬
mic position of women, the economic
Position of the family - in all these
matters the existing state of the law
and of orthodoxy is still medieval ..."
(S. 221). Hier mag übrigens wirklich
einer der Aspekte liegen, in denen
Keynes' fortschrittliche Auffassungen
zum Teil auf persönlicher Betroffen¬
heit durch die Diskriminierung ho¬
mosexuellen Verhaltens beruhen.

Im Ganzen würdigt Hession Keynes
zutreffend als großen liberalen Huma¬
nisten, der verkörperte, was er seinem



verstorbenen Freund „Dilly" Knox im
Nachruf bescheinigte: „a skeptical of
most things except those that chiefly
matter, that is affection and reason"

(S. 34). Das ist ein Ideal, dem hoffent¬
lich auch Nicht-Androgyne nacheifern
dürfen ... Robert Schediwy
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DIE DETERMINANTEN DER
SOZIALPOLITIK

VOR DEM 1. WELTKRIEG

Rezension von: Josef Weidenholzer,
Der sorgende Staat - zur Entwicklung

der Sozialpolitik von Joseph II. bis
Ferdinand Hanusch; Europa-Verlag,

Wien - München - Zürich, 1985,
366 Seiten.

Seit mehr als einem Jahrzehnt ist
die Erforschung der gesellschaftli¬
chen Entwicklung des heutigen Bun¬
desgebietes im 18. und 19. Jahrhun¬
dert immer intensiver in Gang gekom¬
men. Den ökonomischen und soziolo¬
gisch-politologischen Beiträgen hat
Weidenholzer einen juristisch-polito¬
logischen beigefügt, der es unter¬
nimmt, nicht nur die sozialrechtliche
Entwicklung seit der Industrialisie¬
rung nachzuzeichnen, sondern auch
ihre politischen Bedingtheiten zu un¬
tersuchen.

Am Anfang umfassender öffentli¬
cher Aktivität im Bereich der Arbeits¬
beziehungen stand der aufgeklärte
Absolutismus Josephs II., der dem
Staat eine aktive Rolle in der Gestal¬
tung des Gemeinwesens schlechthin
zuwies. Da der Wirtschaft ein ganz
wesentlicher Stellenwert in dieser Po¬
litik zukam, war er bemüht, alle Vor¬
aussetzungen für deren erfolgreiche
Entwicklung zu schaffen. Eine davon
bildete ein ausreichendes Angebot an
Arbeitskräften. Aus diesen, wie auch
der grundsätzlichen Überlegung, daß
jeder Untertan des Staates einen pro¬
duktiven Beitrag zu dessen Wohlfahrt
leisten müsse, entstanden alle Maß¬
nahmen, die dazu dienten, einen „lei-
stungsbezogenen, erwerbsmotivierten
Arbeiter" zu kreieren, und die von der
Zerschlagung des personenrechtli¬
chen „Dienstverhältnisses zugunsten

einer schuldrechtlichen Beziehung bis
zur Einrichtung der „Zucht- und Ar¬
beitshäuser", ja schließlich zur Förde¬
rung der Kinderarbeit reichten. Damit
wurden zwar wesentliche Beiträge
zum Entstehen eines Arbeitsmarktes
geleistet, kaum jedoch des sozialen
Schutzes.

Solches scheint auch deshalb
schwer möglich gewesen zu sein, weil
man sich über die Eigenheiten des
Arbeitsverhältnisses keineswegs im
klaren war. Die Industrialisierung auf
Basis des Privateigentums an Produk¬
tionsmitteln setzte die Entstehung ei¬
nes adäquaten Eigentumsbegriffs vor¬
aus, ein Erfordernis, das von der libe¬
ralen Ideologie vorangetrieben und
durch Übernahme des römischen
Rechts geleistet wurde. In diesem
Rahmen regelte man auch den Dienst¬
vertrag. Er beruhte grundsätzlich auf
dem Prinzip absoluter Vertragsfrei¬
heit, das die ökonomisch sehr unter¬
schiedlichen Position der Kontrahen¬
ten ignorierte. Allerdings erfaßte das
Allgemeine Bürgerliche Gesetzbuch
bei seiner Kundmachung noch kaum
die Arbeiterschaft, sondern eher höhe¬
re Angestellte oder Handwerksmei¬
ster, die Fabriksarbeiter - der Begriff
„Arbeiter" existierte in der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts im heuti¬
gen Sinne noch gar nicht - wurde eher
durch die „Dienstbotenordnung" von
1810 geregelt.

Diese trug noch in hohem Maße
personenrechtlichen Charakter, sah
auch öffentlich-rechtliche Sanktionen
für die Verletzung gewisser Vertrags¬
pflichten durch den Arbeitnehmer
vor, statuierte aber immerhin eine Rei¬
he von Rechten für ihn und auch
Sanktionen gegenüber dem Arbeit¬
geber.

Dieses formale Nebeneinander wur¬
de durch die Gewerbeordnung von
1859 überwunden, welche in ihren ar¬
beitsrechtlichen Bestimmungen das
Prinzip der Vertragsfreiheit mit öf¬
fentlich-rechtlichen Regelungen ver¬
einte. Sie legte Rechte und Pflichten
für Arbeitgeber und Arbeitnehmer
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fest. Der Arbeitgeber war verhalten,
eine Arbeitsordnung für den Betrieb
zu erlassen, und Arbeitsverzeichnisse
zu führen. Die Kontrolle über die Ar¬
beitnehmer wurde durch Einführung
eines „Arbeitsbuches" sichergestellt.
Die Arbeitnehmerschutzbestimmun¬
gen brachten ein Verbot der Waren¬
entlohnung, Lohnsicherung und Ein¬
schränkung der Kinderarbeit. Die
Wirksamkeit dieses Gesetzes wurde
freilich durch mangelnde Kontrolle
beträchtlich eingeschränkt. Einen ge¬
wissen Fortschritt darin brachte 1869
die Einführung der paritätisch besetz¬
ten Gewerbegerichte.

Einen wesentlichen politischen
Schritt für die prinzipielle Anerken¬
nung der Arbeiterklasse, wie deren
Selbstorganisation, bedeutete das
Koalitionsgesetz von 1870, das es den
Arbeitnehmern auch offiziell erlaubte,
sich zu Verbänden zusammenzu¬
schließen.

Aus dieser - wenngleich immer wie¬
der bürokratisch eingeengten - Mög¬
lichkeit erwuchsen die sozialdemokra¬
tische Bewegung, vor allem aber die
Gewerkschaften, welche nunmehr in
der Lage waren, aus eigener Kraft im
Wege von Kollektivverträgen eine Fül¬
le von Vereinbarungen über Arbeiter¬
schutz zu erreichen.

Auch in der Phase der sich stabili¬
sierenden Industriegesellschaft wurde
die sozialpolitische Entwicklung da¬
durch erleichtert, daß liberale Wissen¬
schafter und höhere Beamte, die noch
immer in der josephinischen Tradition
standen, mit ihren Beiträgen und
Initiativen die öffentliche Bereitschaft
förderten, Maßnahmen auf diesem Ge¬
biet zu akzeptieren.

Auf dieser Basis war es noch in den
letzten Phasen der Monarchie mög¬
lich, eine Reihe wichtiger arbeits¬

rechtlicher Schritte - die Sozialversi¬
cherung behandelt der Autor eher am
Rande - zu setzen, die von Novellie¬
rungen des ABGB, der Gewerbeord¬
nung, Regelungen der Tätigkeit ver¬
schiedener Berufsgruppen, wie der Ei¬
senbahner bis zum Handlungsgehil¬
fengesetz von 1910, welches das Ar¬
beitsverhältnis der Angestellten regel¬
te, reichten.

Alle diese Prozesse hat der Autor
mit bemerkenswerter Klarheit in sei¬
ner Arbeit dargelegt und durch eine
Fülle von biographischen Skizzen
über die zentralen Personen dem
Buch eine Lebendigkeit verliehen,
welche die Lektüre zu einem Genuß
macht. Einige kleinere Kritikpunkte
liegen etwa darin, daß die neuere wirt¬
schaftshistorische Literatur keines¬
wegs mehr eine ökonomische Rück¬
ständigkeit Österreichs annimmt oder
daß manche Überschriften etwas
„flott" geraten sind - Die „Zähmung"
der Gewerkschaften - und mit dem
seriösen Inhalt in keiner Weise korre¬
spondieren. Doch vermögen diese Re¬
serven die hohe Qualität der Arbeit
nicht einzuschränken. Man kann Wei-
denholzer auch bescheinigen, daß sei¬
ne Ambition, ein fachübergreifendes
Werk zu schreiben, gelungen ist, denn,
über den juristischen Aspekt hinaus,
gibt seine Arbeit ein sehr plastisches
Bild jener Entwicklung, die ja noch
unsere Gegenwart bestimmt; des Hin¬
einwachsens der Arbeiterschaft, des
„vierten Standes", in die „kapitalisti¬
sche" Industriegesellschaft, wodurch
diese zu einer neuer Qualität verän¬
dert wird. Das Buch ist nicht nur dem
Wissenschaftler zu empfehlen, son¬
dern auch allen, die an den theoreti¬
schen Problemen der Arbeiterbewe¬
gung interessiert sind.

Felix Butschek
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INTERESSENVERBÄNDE DER
UNTERNEHMER

Rezension von: Franz Traxler,
Interessenverbände der

Unternehmer;
Konstitutionsbedingungen und

Steuerungskapazitäten, analysiert am
Beispiel Österreichs. Campus-Verlag,
Frankfurt/New York 1986, 407 Seiten

I

Die Grundfrage jeder Theorie der
Gesellschaft ist: Wie und wodurch
kann eine Gesellschaft bestehen, die
durch voneinander unabhängige Indi¬
viduen gebildet wird. Positive Sozial¬
wissenschaft ist diesem Problem
meist ausgewichen. Theoretische
Ökonomie, unter dem methodologi¬
schen Postulat individueller Rationa¬
lität, nimmt Individuen und den poli¬
tischen Rahmen an - meist in Form
eines zentralen, vernünftigen Staates -
und negiert somit das Problem. Sozio¬
logie und Politologie sind zwar durch¬
aus in der Lage, gesellschaftliche
Strukturen zu untersuchen, sehen
aber oft von individueller Rationalität
der Individuen ab. Das Handeln der
autonomen Individuen bleibt damit
unklar.

Das Buch von Franz Traxler über
Unternehmerverbände untersucht
diese große Frage an einem zentralen
Detail: Wie können Unternehmer kol¬
lektiv handeln - steht doch deren am
Gewinn orientiertes Agieren paradig¬
matisch für individuell rationales
Handeln. Es geht dabei nicht um ir¬
gendwelche „Klassenfragen", sondern
um das Handeln von Unternehmer¬
verbänden, also Verbänden partikulä¬
rer Interessen, die aber ein hohes Maß
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an solidarischem Handeln der jeweili¬
gen Mitglieder voraussetzen.

Es genügt dabei nicht, auf die ge¬
meinsamen Interessen hinzuweisen:
Erstens orientieren Unternehmer sich
primär am Markt (S. 6), zweitens ist es
für jeden einzelnen Unternehmer
sinnvoll, die Vorteile eines Verbandes
- z. B. eine günstige Steuerregelung -
zu akzeptieren, dennoch jeden Auf¬
wand in Form von Mitgliedsbeiträgen
von Mitarbeitern zu vermeiden (S. 5).

Obwohl es sich um ein zentrales
Problem jeder Gesellschaftstheorie
handelt, gibt es kaum Literatur dar¬
über; Unternehmerverbände werden
zum Unterschied zu Gewerkschaften
kaum untersucht. Die Arbeit von
Traxler stößt daher in Neuland.

Untersucht werden die angeführten
Probleme am Beispiel der Verbände,
die Unternehmen der chemischen In¬
dustrie und der Textilindustrie organi¬
sieren (28 Verbände). Während die
chemische Industrie eine relativ mo¬
derne Industrie mit überdurchschnitt¬
licher Wachstumsrate und überdurch¬
schnittlich großen Unternehmensein¬
heiten ist, so gilt für den Lebensmittel¬
bereich das Gegenteil: Überwiegend
Kleinunternehmungen von insgesamt
geringer werdender wirtschaftlicher
Bedeutung.

Beiden Wirtschaftsbereichen ist ei¬
nes gemeinsam: Es existieren viele
staatliche Regelungen diese Indu¬
strien betreffend und es werden im¬
mer mehr. Im Lebensmittelbereich
sind es die Bestimmungen des Le¬
bensmittelrechtes' und die Preisrege¬
lungen, in der Chemiewirtschaft Che¬
mikaliengesetze, Pharmagesetze und
die an Bedeutung gewinnende Um¬
weltgesetzgebung (S. 57). In beiden
Fällen ist daher Bedarf an politischer
Interessenvertretung vorhanden,
ebenso benötigt der Staat in seinem
Wunsch der Regulierung Gesprächs¬
partner bei den zu Regulierenden.

Um die Verbände systematisch un¬
tersuchen zu können, unterscheidet
Traxler drei Funktionen: Die des Ta¬
rifverbandes - vor allem gegenüber



den Arbeitern aber auch gegenüber
Lieferanten anderer Vorleistungen
die des Marktverbandes gegenüber
den Abnehmern des Produktes und
des Wirtschaftsverbandes zur politi¬
schen Einflußnahme. Traxlers Be¬
hauptung ist, daß es dem Unterneh¬
men am leichtesten gelingt, die Inter¬
essen im politischen Bereich zu koor¬
dinieren, während es als Marktver¬
band am schwierigsten ist (S. 64). Als
Tarifverband haben die freiwilligen
Verbände in Österreich keine Bedeu¬
tung, da die entsprechenden Sektio¬
nen der Bundeskammer Tarifver¬
handlungen führen (S. 130).

Die Koordinierung von Interessen
ist umso leichter, je homogener die
Interessen sind, da der interne Interes¬
senausgleich dadurch erleichtert
wird. Gleichzeitig untergraben diese
Verbände aber die Einheit eines „all¬
gemeinen Unternehmerinteresses",
das die Bundeskammer bzw. die Indu¬
striellenvereinigung zu organisieren
versucht. Würden diese zentralen Un¬
ternehmensverbände die partikulären
Verbände zu unterdrücken versuchen,
so würde das Monopol dieser Verbän¬
de von partikulären Verbänden mit
der Zeit in Frage gestellt werden
(S. 193). Das Zusammenspiel zwi¬
schen der Bundeskammer als
Zwangsverband, die vor allem das
Problem der Koordinierung unter¬
schiedlicher Interessen zu bewältigen
hat, mit den freiwilligen Unterneh¬
mensverbänden ist an vielen Stellen
des Buches behandelt. These von
Traxler ist, daß die Bundeskammer
durch die partikulären Interessensver-
bände entlastet wird. Sie hat nämlich
wegen der Zwangsmitgliedschaft eine
zu große Scheu vor Sanktionen gegen
Mitglieder (S. 265). Die freiwilligen In-
teressensverbände, die sehr wenig for¬
melle Sanktionsmöglichkeiten gegen
unsolidarische Mitglieder haben - je¬
des Mitglied kann schließlich austre¬
ten - müssen daher weitgehend kon-
sensual agieren: alle Mitglieder müs¬
sen die Beschlüsse tragen. Weitge¬
hend einheitlich ist das Interesse der

Unternehmer an niedrigen Löhnen.
Die Tarifverbandsorganisation der
Unternehmer kann daher umfassend
sein. Die bereits erwähnte Tatsache,
daß die Bundeskammer die Kollektiv¬
vertragsfähigkeit besitzt, kann sozial-
wissenschaftlich begründet werden.
Die Funktion des Marktverbandes
kann die Bundeskammer hingegen
überhaupt nicht, die des Wirtschafts¬
verbandes in wenigen Fällen wahr¬
nehmen. Daher bedarf es in diesem
Bereich der freiwilligen Interessens-
verbände.

Von zentraler Bedeutung für das
Verständnis von Unternehmerverbän¬
den ist die Analyse der Binnenstruk¬
tur der Verbände. Dies beinhaltet die
Untersuchung der Interessen der Mit¬
glieder, inwieweit sie gleichgerichtet
sind, und der organisatorischen Struk¬
tur der Verbände, die es im Fall teil¬
weise divergenter Interessen dennoch
erlaubt, einheitlich aufzutreten. Nach
Traxler ist es die teilweise Autonomie
der Verbandsbürokratie, die es ermög¬
licht, unterschiedliche Interessen zu
vereinheitlichen. Die Unternehmer
müssen einen Interessensverband als
„ihren" Verband betrachten; sie müs¬
sen aber dennoch bereit sein, Ent¬
scheidungen der Verbandsbürokratie
zu akzeptieren, auch wenn diese nicht
genau den eigenen Interessen entspre¬
chen. Dazu müsse sich ein Verband
professionalisieren, um gegenüber
den eigenen Mitgliedern mit Sach¬
kompetenz Entscheidungen vertreten
zu können (S. 199 ff.).

Es ist auch die Bürokratisierung des
Verbandes, die es ermöglicht, daß der
Verband den einzelnen Mitgliedern
Dienste erweist (S. 37). Dadurch ha¬
ben die Mitglieder ein Interesse an der
Mitgliedschaft im Verband, selbst
wenn der Verband nicht genau die
Interessen des einzelnen Mitgliedes
vertritt. Die individuell aneigenbaren
Dienste des Verbandes - z. B. Bera¬
tung, Rechtsvertretung - verstärken
die Motivation zur Mitgliedschaft.

Traxler zeigt dann, was Unterneh¬
merverbände regulieren können, und
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welcher Stellenwert diesen Verbän¬
den im wirtschaftlichen und im wirt¬
schaftspolitischen Geschehen Öster¬
reichs zukommt.

II

Diese Arbeit stellt einen wichtigen
Beitrag zur Untersuchung der gesell¬
schaftlichen Struktur Österreichs dar.
Sie durchbricht die Schranke der be¬
reits steril gewordenen Diskussion um
die Sozialpartnerschaft, indem sie
nicht mehr von einem einheitlichen
Unternehmerinteresse ausgeht, son¬
dern die Konstitutierung dieses ein¬
heitlichen Unternehmensinteresses
als Problem sieht. Eine gründliche
Untersuchung der österreichischen
Wirtschaftspolitik ist nur möglich,
wenn man die angesprochenen Parti¬
kularinteressen voll berücksichtigt
und sich nicht mit dem Zwei-Klassen-
System der Sozialpartnerschaftstheo¬
rie begnügt.

Der Rezensent, von Beruf Ökonom,
hat mit manchen Aspekten dieser so¬
ziologischen Arbeit Schwierigkeiten.
Einerseits blieb ihm vieles unver¬
ständlich, weil die Taxonomie der So¬
ziologie entstammt. Das ist aber un¬
vermeidlich in einem fundierten Buch
eines Soziologen. Zum anderen geht
es von einem zu einfachen Bild des
Handelns der Unternehmer am Markt
aus: Traxler scheint Unternehmer zu
unterstellen, die bei vollkommener In¬
formation nur kurzfristig Profit maxi-
mieren. Jedes andere Handeln steht
somit im Gegensatz zu marktorientier¬
tem Handeln.

Information als lokal öffentliches
Gut, die von Unternehmerverbänden
auch ohne spezielle Dienste angebo¬
ten werden können, werden zwar er¬

wähnt, aber nicht untersucht. Zu ver¬
muten ist, daß gerade diese Funktion
bei unvollkommener Marktinforma¬
tion von großer Bedeutung ist. Die
Deutung einer Auftragseingangsver¬
änderung etwa wird erheblich erleich¬
tert, wenn Unternehmer weitergehen¬
de Informationen darüber haben.
Wichtig wäre in diesem Zusammen¬
hang die Delegierung der Informa¬
tionsverarbeitung an eine Verbands¬
bürokratie, die aus autonomen Wirt¬
schaftssubjekten solche macht, die
vom Verband abhängig sind. Dieses
Thema wird ebenfalls von Traxler an¬
gedeutet, wäre aber wert, genauer ver¬
folgt zu werden.

Vor allem aber scheint dem Rezen¬
senten bedenklich, daß eine generelle
Theorie intendiert ist. Die konkreten
Verbände sind nur Beispiele. Die Be¬
denken haben zwei Ursachen: Erstens
ist es fraglich, ob eine derartige Theo¬
rie überhaupt möglich ist, oder ob die
Diskussion darüber nicht eher dem
Wunsch nach einer einfachen, klaren
Welt entspringt. Zweitens ist, wie be¬
reits erwähnt, die Arbeit von Traxler
eine Pionierarbeit. Sie kann daher
nicht bestehende Arbeiten zusam¬
menfassen und versuchen zu generali¬
sieren.

Diese kritischen Bemerkungen wol¬
len den Wert dieser Arbeit nicht
schmälern. Es geht vielmehr darum,
diese in Diskussion zu bringen. Dazu
wäre es sicherlich günstig, wenn ein¬
zelne Problembereiche in kürzeren
Artikeln dargelegt würden. Die vielen
Thesen eines 400 Seiten starken Bu¬
ches sind nur schwer zu diskutieren.
Es würde durch die Zerlegung auch
anderen möglich sein, einzelne Be¬
reiche genauer zu erforschen.

Peter Rosner
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SOZIALPOLITISCHE
PERSPEKTIVEN

Rezension von: Helga Nowotny
(Hrsg.), Thought and Action in Social
Policy- Social Concerns for the 1980s,

Europäisches Zentrum für
Ausbildung und Forschung auf dem
Gebiet der sozialen Wohlfahrt, Verlag

des ÖGB, Wien 1984, 359 Seiten.

„The real issue is not whether analy-
sis should be linked to action or not;
one way or another it is bound to
happen time and again. The real issue
is how and when." (Die tatsächliche
Frage ist nicht, ob man Analyse mit
Aktion verbinden soll oder nicht; pas¬
sieren tut dies auf die eine oder andere
Weise jedenfalls. Das Wie und Wann
ist vielmehr die entscheidende Frage.
B. Wittrock, Seite 342. Übersetzung
des Rezensenten).

„Action" und „analysis", sozialpoli¬
tische Maßnahme und sozialwissen¬
schaftliche Analyse sind zwei für das
vorliegende Buch zentrale Begriffe.
Welches Bild bietet eine methodische
Betrachtung, eine Bestandsaufnahme
des „Wohlfahrtsstaates" heute, in wel¬
che Richtung wird/kann er sich än¬
dern, was können Sozialwissenschaf¬
ten dazu beitragen? Diese Fragen be¬
handeln 43 Autoren in dem vom Eur¬
opean Centre for Social Weifare Trai¬
ning and Research herausgegebenen
Sammelband „Thought and Action in
Social Policy - Social Concerns for the
1980s".

In der Analyse des heute erreichten
Standes der Sozialpolitik wird über¬
einstimmend davon ausgegangen, daß
eine seit dem 2. Weltkrieg dominieren¬
de Vorstellung in den letzten Jahren
schwer erschüttert wurde. Die Vor¬
stellung, daß eine fortschreitende So¬
zialpolitik soziale Not, Ungleichheiten

und Ungerechtigkeiten wenn schon
nicht gänzlich beseitigen, so doch
Schritt für Schritt mildern wird und
auf diese Weise zu einer besseren Ge¬
sellschaft führt. Die Notwendigkeit
des Wiederaufbaus und anhaltendes
Wirtschaftswachstum ermöglichten
es, über die Verteilung des Zuwachses
den Ausbau der sozialen Riskenabsi-
cherung zu finanzieren. Die wirt¬
schaftliche und technologische Ent¬
wicklung seit der Krise Mitte der 70er
Jahre zeigt, daß Wachstumsraten wie
früher wohl kaum mehr zu erreichen
sind. Anhaltend hohe Arbeitslosen¬
zahlen in den westlichen Industrie¬
staaten konnten auch in Konjunktur¬
phasen nicht bedeutend verringert
werden, ökologische Grenzen eines
rein nach marktwirtschaftlichen Kri¬
terien gerichteten Wirtschaftswachs¬
tums werden offensichtlich. Damit
wird auch der Spielraum für eine So¬
zialpolitik, die sich auf die sozial orien¬
tierte Verteilung des wirtschaftlichen
Zuwachses beschränkt, immer gerin¬
ger. So zeigen vor allem Cerase (A
Comment on the Present Crises of
Redistributive Mechanisms) und Mil¬
ler (Notes towards the Reformulation
of the Weifare State) auf die Schwie¬
rigkeiten einer Sozialpolitik via Se¬
kundärverteilung (Steuern, Transfers)
hin. Selbst in Zeiten einer relativ star¬
ken Position der Arbeitnehmer und
einer Verschiebung der Sekundärver¬
teilung zu ihren Gunsten konnte die
ungleiche Einkommensverteilung
nicht verändert werden. Ausgehend
von dieser Tatsache verlangt Miller,
daß effektive Sozialpolitik dort anzu¬
setzen hat, wo die Ursache sozialer
Ungerechtigkeiten und Mißstände
liegt, nämlich an der Primärvertei¬
lung. In diesem Verständnis ist Wirt¬
schaftspolitik die grundlegende So¬
zialpolitik. Eine verfehlte Wirtschafts¬
politik bürdet Aufgaben auf eine „tax
and transfer social policy", die deren
Möglichkeiten bei weitem übersteigt.
Hier liegen die vielzitierten „Grenzen
des Wohlfahrtsstaates". Nur eine so¬
zial orientierte Wirtschaftspolitik
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kann diese Grenzen hinausschieben.
Dafür muß die herkömmliche wirt¬
schaftspolitische Diskussion aber er¬
weitert werden um Fragen nach dem
Inhalt des BNP, nach der Produk¬
tionsstruktur, nach den Verteilungs¬
verhältnissen ("I do not think that the
welfare State can carry the major bür¬
den of increasing equality in capitalist
societies. A broader outlook in that the
welfare state adherents have to ad¬
dress the issues of macro-economic
policy and economic structure so that
the original distribution of income is
less unequal, reducing the task con-
fronting the welfare state", S. 74).

Nach Doron (In Defense of the Wel¬
fare State: Some Reflections) ist eine
rein ökonomische Argumentation
nicht ausreichend, um den dramati¬
schen Wandel in der sozialpolitischen
Diskussion und Aktion zu begründen.
Erklärt man nämlich die Einschrän¬
kung von Sozialleistungen allein auf¬
grund deren Kosten, so ist nicht ver¬
ständlich, daß der massivste Sozialab¬
bau in Staaten mit vergleichsweise
geringem Anteil der Sozialleistungen
an den Gesamtausgaben vor sich geht
(USA, GB). Doron sieht als wichtigen
Faktor in dieser Entwicklung die ideo¬
logische Krise des Wohlfahrtsstaates.
Der nach der Wirtschaftskrise und
dem 2. Weltkrieg entstandene ideolo¬
gische Konsens, auf dem die Grundla¬
gen für ein System der sozialen Si¬
cherheit aufgebaut wurden, wurde in
den letzten Jahren in Frage gestellt.
Mit der Schwächung der Sozialdemo¬
kratie hat die ideologische Kritik an
den Grundsätzen und der Funktion
des Wohlfahrtssystems an Resonanz
gewonnen. Der Inhalt der prinzipiel¬
len Kritik am Wohlfahrtsstaat und die
dahinterstehenden ideologischen Al¬
ternativen sind nach Doron (S. 22) in
den letzten 100 Jahren gleichgeblie¬
ben, auch in ihren fundamentalen
Schwächen: Die von konservativ libe¬
raler Seite gewünschte Gesellschaft,
in der der „kollektivistische Staatsein¬
fluß" möglichst gering ist, in der jeder
einzelne für sich selber, nach seinen
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Vorstellungen Vorsorge trifft und sich
auf diese Weise allgemeines gesell¬
schaftliches Wohlergehen ergibt, hat
in Wirklichkeit nie existiert, Ansätze
zu ihrer Verwirklichung haben in Ver¬
gangenheit und Gegenwart zu ganz
anderen sozialen Ergebnissen geführt;
die klassenlose Gesellschaft mit der
Beseitigung aller sozialen Risiken und
Benachteiligungen bleibt hingegen
für die absehbare Zukunft Utopie. Für
eine soziale Reformpolitik ist die Wie¬
dererlangung ideologischer Unterstüt¬
zung der Prinzipien des Wohlfahrts¬
staates (Soziale Gerechtigkeit, Aus¬
gleich wirtschaftlicher und sozialer
Benachteiligungen) und der unbe¬
streitbaren Errungenschaften bisheri¬
ger Sozialpolitik in breiten Bevölke¬
rungskreisen wie auch unter den poli¬
tischen Entscheidungsträgern not¬
wendig.

Von den meisten Autoren wird aber
auch festgehalten, daß in der derzeiti¬
gen Krise des Wohlfahrtsstaates die
Chance eines Denkanstoßes liegt;
nachzudenken darüber, ob die geplan¬
ten Ziele auch immer erreicht wurden,
wo und warum es UmsetzungsVerlu¬
ste bei staatlichen Sozialmaßnahmen
gegeben hat, was die Gründe für ver¬
breitete Unzufriedenheit mit Institu¬
tionen der sozialen Sicherung sind,
welcher Stellenwert lohnabhängiger
Arbeit, Beschäftigung und Freizeit an¬
gesichts der technologischen Ent¬
wicklung in Zukunft zukommen wird/
soll.

So ist etwa eine zunehmende Di¬
stanz zwischen Trägern und Klienten
des Sozialsystems feststellbar, eine
besonders unter Jugendlichen ver¬
breitete Einschätzung des Sozialsy¬
stems als entpersönlichter Apparat,
während vor allem Jugendliche bereit
wären, sich freiwillig in sozialen Auf¬
gaben zu engagieren (Fink, New Paths
in Social Policy - Seif Help, Neigh-
bourhood Help, Free and Local Initia¬
tives). Die Möglichkeiten, bisherigen
Erfahrungen und Grenzen verschiede¬
ner Organisationsformen sozialer
Dienstleistungen werden von Munday



(What future for the Personal Social
Services) sehr gut herausgearbeitet.
Dabei unterteilt er in den informellen
Bereich (Familie, Freunde, Nachbarn),
den Bereich privater Freiwilliger
(Selbsthilfegruppen, private Vereine),
den staatlichen Bereich und den kom¬
merziellen Bereich. Während der Auf¬
bau der Sozialsysteme nach dem 2.
Weltkrieg hauptsächlich im staatli¬
chen Bereich stattgefunden hat, geht
der Trend in den letzten Jahren ver¬
mehrt zu den drei privaten Bereichen,
Schlagworte in dieser Diskussion sind
etwa „mixed economy of welfare"
oder „welfare pluralism". Die Übertra¬
gung von Sozialaufgaben an gewinn¬
orientierte Privatunternehmen wurde
etwa in den USA und in GB rasch
vorangetrieben, um öffentliche Ausga¬
ben einzuschränken. Qualitätsverlust
und erhöhte Arbeitslosigkeit im Be¬
reich sozialer Dienstleistungen sind
die Folge. Dagegen entspricht die För¬
derung des informellen Sektors, der
Selbsthilfegruppen und privater Frei¬
willigenorganisationen ergänzend
zum staatlichen Sozialsystem sowohl
manchen durch größere Institutionen
schwer abdeckbaren sozialen Bedürf¬
nissen als auch dem verstärkt feststell¬
baren Wertewandel zu mehr Gemein¬
sinn und sozialem Engagement. Zielt
die Förderung dieser Bereiche jedoch
darauf ab, aus Kostengründen beste¬
hende staatliche Sozialleistungen zu
ersetzen, so droht auch hier Qualitäts¬
verlust und erhöhte Arbeitslosigkeit.
Weiters besteht die Gefahr, daß Frau¬
en in Familien vermehrt zu häuslichen
Pflegearbeiten gedrängt werden.

Neben diesen Überlegungen zu ei¬
ner Erweiterung des Kreises der Ak¬
teure im Sozialsystem befassen sich
mehrere Beiträge mit der Rolle des
praktischen Arztes und des Sozialar¬
beiters. Jefferys (General Practice as a
Setting for Primary Health Care Deve¬
lopment: Lessons from Britain) be¬
schreibt die Entwicklung vor dem
Hintergrund einer wohl auch in Öster¬
reich ähnlichen Ausgangslage: Mitte
der 60er Jahre war eine ständige Ver¬

ringerung der Zahl der praktischen
Ärzte festzustellen. Die Möglichkeit
einer Spezialistenausbildung sowie
das Bild der Fachklinik als alleinige
Stätte von Forschung und Fortschritt
im Bereich der Medizin machten den
Beruf des praktischen Arztes immer
unattraktiver. Die Ersetzung des prak¬
tischen Arztes durch Fachärzte für in¬
nere Medizin bzw. für Kinderheilkun¬
de wurde ebenso erwogen wie die
zeitweise Einbeziehung der prakti¬
schen Ärzte in die Facharztausbildung
an Spitälern. Ausgehend von der Not¬
wendigkeit einer fachlich kompeten¬
ten und leicht zugänglichen ersten An¬
laufstelle bei jeglichen Gesundheits¬
beschwerden wurde jedoch klar, daß
dem praktischen Arzt auch weiterhin
eine zentrale Funktion im System der
Gesundheitsversorgung zukommt.
Durch verschiedene staatliche Rege¬
lungen (z. B. teilweise Kostenübernah¬
me für die Anstellung medizinischer
Hilfskräfte) konnte binnen einiger
Jahre erreicht werden, daß die ge¬
meinsame Praxis mehrerer prakti¬
scher Ärzte zum Regelfall wurde. Es
gibt auch Ansätze der Zusammenar¬
beit innerhalb der Gemeinschaftspra¬
xis mit staatlichem Pflegepersonal,
psychologischen Betreuern und So¬
zialarbeitern. Die bessere Ausstattung
mit medizinischen Geräten, die
Durchführung kleinerer operativer
Eingriffe in der Praxis und regelmäßi¬
ge Besuche von Fachärzten bieten
dem Patienten eine Alternative zu ver¬
meidbaren Spitalsaufenthalten. Es ha¬
ben sich aber auch bald mögliche
Nachteile dieses Systems gezeigt: In¬
nerhalb der Praxis bildet sich eine
hierarchische Struktur, die dazu führt,
daß die Arbeitsaufteilung zu Lasten
junger Ärzte geht; Sozialarbeiter wer¬
den von Ärzten als Hilfspersonal ein¬
gesetzt; der Patient kann sich nicht
immer an denselben Arzt wenden. Um
die im System der Gemeinschaftspra¬
xen gelegenen Chancen einer perso¬
nell weitreichenderen und damit so¬
zial gerechteren Verteilung der medi¬
zinischen Versorgung zu verwirkli-
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chen, wäre eine verstärkte Kontrolle
innerhalb der Praxis durch ihre Mit¬
glieder sowie von außen (z. B. Patien¬
tengruppen) notwendig (Pritchard,
Professional Accountability in Prima-
ry Health Care).

Die Auswirkungen der neuen Infor¬
mationstechnologien auf die Praxis
der Sozialarbeit ist Gegenstand eines
Beitrages von Brauns und Kramer
(Social Work in an Information Socie¬
ty: New Challenges and Opoortuni-
ties). Der Einsatz solcher Informa¬
tionstechnologien kann eine zuneh¬
mende Distanz zwischen Sozialarbei¬
ter und Klienten verursachen, kann
durch die Erfassung und Verknüp¬
fung verschiedenster Daten zu einer
verstärkten Kontrolle sowohl des So¬
zialarbeiters als auch des Klienten
führen; er kann aber auch den Sozial¬
arbeiter bei der Erledigung von Stan¬
dardschreiben entlasten und ihm so
mehr Zeit für die direkte Arbeit mit
dem Klienten bringen. Auch sind Pro¬
grammpakete über Anspruchsvoraus¬

setzungen und Höhe sämtlicher staat¬
licher Sozialleistungen erstellbar. Um
diese Möglichkeiten zu nützen, sollten
Themen wie Grundlagen der Informa¬
tionstechnologien, ihre sozialen Aus¬
wirkungen, Einsatz in der Praxis der
Sozialarbeit in die Ausbildung der So¬
zialarbeiter Eingang finden.

Entsprechend der zu Beginn aufge¬
worfenen Fragen reicht der inhaltliche
Rahmen der Beiträge von allgemeinen
Reflexionen über die Zukunft des
Wohlfahrtsstaates bis zur Beschrei¬
bung konkreter innerstaatlicher Maß¬
nahmen und Entwicklungen. Diese
Themenvielfalt ist auch das große
Plus des vorliegenden Buches - es
spiegelt den Diskussionsprozeß im
Rahmen des Europäischen Zentrums
für Ausbildung und Forschung auf
dem Gebiet der sozialen Wohlfahrt
wider, zeigt Möglichkeiten, aber auch
Probleme bei der Umsetzung sozial¬
politischer Maßnahmen auf.

Robert Teichmann
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KORPORATISMUS UND
STRUKTURWANDEL

Rezension von: Peter Katzenstein,
Corporatism and Change - Austria,

Switzerland and the Politics of
Industry. Cornell University Press,
Ithaca und London 1984, 331 Seiten,

US-$ 35,-

Sozialpartnerschaft, so wurde und
wird auch heute noch manchmal argu¬
mentiert, sei eine Angelegenheit für
wirtschaftliche Schönwetterperioden.
Je länger eine Krisenperiode andaue¬
re, umso stärker würden mit dem
wachsenden Druck der Krisenlasten
die Interessen- und Klassengegensät¬
ze zunehmen und die Kompromißfin-
dung bzw. Kooperation zwischen den
Verbänderorganisationen mehr und
mehr erschweren.

Schon die Erfahrungen einiger klei¬
ner europäischer Staaten in der Zwi¬
schenkriegszeit sprachen gegen diese
These, die sich auch in der nun schon
mehr als ein Jahrzehnt dauernden
Wachstumsabschwächung nicht be¬
stätigt hat. Österreich und andere klei¬
ne Länder befinden sich damit in ei¬
nem deutlichen Gegensatz zu größe¬
ren Industriestaaten Europas wie
Großbritannien und Deutschland, wo
nicht nur die politischen Gegensätze,
sondern auch die Konflikte zwischen
den Interessensverbänden wieder an
Schärfe zugenommen haben. Offen¬
sichtlich sind die Methoden, mit de¬
nen der von internationalen Krisen¬
faktoren erzwungene wirtschaftliche
und soziale Strukturwandel bewältigt
wird, in kleinen Ländern anders als in
den größeren Industriestaaten. Die
Besonderheiten der politischen Öko¬
nomie einer kleinen offenen Volks¬
wirtschaft hat der US-amerikanische
Politikwissenschaftler Peter Katzen¬

stein am Beispiel Österreichs und der
Schweiz in einer vergleichenden Ana¬
lyse näher untersucht. Im Mittelpunkt
seines Interesses stehen dabei die kor-
poratistischen Arrangements in die¬
sen Ländern. „In this book, Switzer-
land's and Austria's corporatism are
analysed at all three levels that inform
existing interpretations of corpora¬
tism: social coalitions dominating the
two societies and the effect these
coalitions have on the substance of
political choices; institutional structu-
res of politics; and the policy process."
(S. 31) Von einer Darstellung der un¬
terschiedlichen Strukturen der politi¬
schen Ökonomen der beiden Länder
ausgehend - diejenige Österreichs
wird als „soziale Demokratie", jene
der Schweiz als „liberaler Kapitalis¬
mus" charakterisiert - kommt Katzen¬
stein nach einer Analyse des Ablaufes
der Prozesse anhand von vergleichen¬
den Fallstudien über die „politics of
change" in der Textil-, Stahl- bzw.
Uhrenindustrie zu dem für die mei¬
sten Leser wohl überraschenden Er¬
gebnis, daß bei allen Unterschieden
der Strukturen die konvergierenden
Tendenzen überwiegen.

Die strukturellen Unterschiede wer¬
den zunächst in voller Deutlichkeit
dargestellt: in Österreich eine starke
Gewerkschaftsbewegung, ein bedeu¬
tender verstaatlichter Sektor in der
Industrie und im Finanzwesen, ein de
facto Zwei-Parteien-System mit Do¬
minanz der Linken in den letzten ein¬
einhalb Jahrzehnten, ein hohes Maß
an staatlicher Intervention in der Wirt¬
schaft; in der Schweiz eine Vorherr¬
schaft des stark international orien¬
tierten Finanzsektors, keine Staatsin¬
dustrie, ein Mehrparteiensystem und
eine vergleichsweise schwache Sozial¬
demokratische Partei, ein extrem
niedriger Staatsanteil an der Wert-
schöpfung, starke plebiszitäre Ele¬
mente im politischen Entscheidungs-
prozeß. Und dennoch sind schon bei
der institutionellen Struktur beachtli¬
che Parallelen vorhanden: die
Schweiz und Österreich haben gut or-
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ganisierte, zentralistische Unterneh¬
merverbände, reformistisch orientier¬
te Gewerkschaften, auch in der
Schweiz gibt es im Industriebereich
eine gutorganisierte Gewerkschafts¬
bewegung. Die Schweiz und Öster¬
reich haben beide ein starkes Prinzip
der breiten Beteiligung am politischen
Entscheidungsprozeß („Vernehmlas-
sungs-" bzw. Begutachtungsverfah¬
ren). Wenn all dies die Konsensfin-
dung erleichert, so sieht Katzenstein
eine weitere Voraussetzung für einen
funktionsfähigen Korporatismus als
Grundlage politischer Stabilität im re¬
lativen Zurücktreten der staatlichen
Bürokratie. „Relying on broadly ba-
sed, centralized peak associations to
limit the public agenda by creating a
durable internal consensus, they leave
the State bureaucracy relatively passi¬
ve and lacking in autonomy ... Conti-
nually modifying and reaffirming the
consensus on political strategies and
structures, (the policy process) relies
on intricate political bargaining bet-
ween peak associations and the state
to compensate for the relative passivi-
ty of the state bureaucracy." (S. 135)

Unter den sich verschlechternden
weltwirtschaftlichen Umweltbedin¬
gungen seit Mitte der siebziger Jahre
waren beide Länder bemüht, die Ar¬
beitslosenrate niedrig zu halten -
wenngleich mit sehr unterschiedli¬
chen Methoden - und ihr System der
sozialen Sicherheit zu verteidigen.
Wenn im industriellen Krisenmanage¬
ment die Hauptakteure grundver¬
schieden sind - in Österreich Staat
und Sozialpartner, in der Schweiz die
Banken - so ist das gemeinsame Merk¬
mal beider Länder das Vorhandensein
einer kollektiven Instanz und damit
einer gesamtgesellschaftlichen Ver¬
antwortung für die Behandlung von
Krisenfällen. Beide Länder - so Kat¬
zenstein - stemmen sich nicht gegen
die Marktkräfte, ihre Institutionen tra¬
gen jedoch dafür Sorge, daß der struk¬
turelle Wandel das System nicht
sprengt: „Both countries have been
able politically to absorb very large
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economic changes without much con-
troversy and without a fundamental
questioning of existing political insti-
tutions and practices. Groups that
might have benefitted from other poli-
cies were politically contained and ac-
comodated within existing domestic
structures. That accomodation requi-
res trade-offs between economic effi-
ciency and political compensation. In
its industrial adjustment Switzerland
exhibits more of the former, Austria
more of the latter. For this reason, as
hallmarks of democratic corporatism
the political concessions to disadvan-
taged actors made in ,capitalist' Swit¬
zerland are as noteworthy as the re-
sponsiveness to changing market con-
ditions in .socialist' Austria." (S. 238)

Gemeinsam ist beiden Ländern -
aus einer Abneigung gegen „große
Entwürfe" heraus - der „peacemeal
approach", einer mühsamen Suche
nach einer Vielzahl von Teilkompro¬
missen im Prozeß der Problemlösung.

Die Hauptthese, auf die der Politik¬
wissenschaftler Katzenstein seine Ar¬
gumentation zuspitzt, ist eine Tendenz
der Verkleinerung politischer Un¬
gleichheiten („narrowing of political
inequalities"), die er in beiden Län¬
dern wirken sieht. Hier liegt vielleicht
eine gewisse Schwäche der Argumen¬
tation: ist die These in komparativer
Sicht etwa zu den USA oder auch
noch zu Deutschland noch durchaus
plausibel - die Arbeitnehmerseite hat
in beiden kleineren Ländern einen
größeren Einfluß im Entscheidungs-
prozeß -, so erscheint sie im Sinne
einer über die Zeit wirkenden Ten¬
denz - und auch so versteht sie der
Autor - nicht ausreichend begründet.

Die Untersuchung stützt sich auf
eine beachtliche Fülle von originärer
Literatur, welche Katzensteins fun¬
dierte Detailkenntnis der Materie ein¬
drucksvoll dokumentieren. Gewiß er¬
fordert der Lauf der Ereignisse seit
1984 - gerade im Prozeß der indu¬
striellen Strukturanpassung wären
wichtige neue Fakten zu berücksichti¬
gen - eine Modifikation einzelner Ein-



Schätzungen des Autors betreffend
Österreich, doch erscheinen nach Mei¬
nung des Rezensenten die Grundthe¬
sen nicht konterkariert.

Was aus österreichischer Sicht an
Katzensteins Vergleichen manchmal
irritierend erscheint, sollte uns gleich¬
zeitig ein Hinweis darauf sein, daß
man den eigenen Standort der Be¬
trachtung zu relativieren bereit sein
muß.

Wenn uns die Unterschiede zur
Schweiz stärker ins Auge fallen als die
Gemeinsamkeiten, so verkleinern sich
diese Unterschiede aus der Sicht eines
amerikanischen Sozialforschers be¬
trächtlich, in welcher wie in einem
Vergrößerungsglas die Ähnlichkeiten
erst so recht in Erscheinung treten. In
theoretischer Verallgemeinerung
kommt Katzenstein zu der These

(S. 247), daß eine Ableitung der Be¬
stimmungsgründe (wirtschafts-)politi-
scher Strategien aus der Bewegung
der Weltmärkte, dem internationalen
Staatensystem und dem globalen Ka¬
pitalismus zu abstrakt bleibt. Die in¬
neren Strukturen der Kleinstaaten ha¬
ben durchaus eine eigenständige Be¬
deutung als Vermittler zwischen inter¬
nationalen Rahmenbedingungen und
nationalstaatlichen Response, zwi¬
schen den unterschiedlichen Erfor¬
dernissen beider. „Indeed, the pervasi-
veness of corporatism in Austria and
Switzerland, and its durability across
the last four decades, have been sha-
ped by this interaction of domestic
and international forces." (S. 247) Wie
klein der eigene Handlungsspielraum
auch sein mag, wichtig ist doch, daß es
ihn gibt.

Günther Chaloupek
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DAS ENDE DES FORDISMUS?

Rezension von: Charles F. Säbel,
Arbeit und Politik. Edition S - Verlag
der österreichischen Staatsdruckerei,

Wien 1986, 272 Seiten.

Der international stark zunehmende
Wettbewerb in der Massenproduktion
und die veränderte Denkweise von
Produzenten und Konsumenten ver¬
drängen viele große Unternehmen
von den Massenmärkten für standar¬
disierte Güter. Wenn sie weiterhin be¬
stehen wollen, haben diese Unterneh¬
men oft keine andere Wahl als speziali¬
sierte Produkte von höherer Qualität
zu produzieren. Die neuen Produkte
müssen aber auf eine neue Art erzeugt
werden. Die meist unqualifizierten Ar¬
beitskräfte an Spezialmaschinen - ein
entscheidendes Merkmal des Fordis¬
mus - müssen qualifizierten Beschäf¬
tigten an Universalmaschinen Platz
machen. Dies ist in kurzem zusam¬
mengefaßt die Hauptaussage des vor¬
liegenden Buches. Der Autor betont
auch, daß sich gewisse Organisations¬
formen der Arbeit historisch nur
durchsetzen konnten, da sie mit einer
ganz bestimmten Konstellation der
Politik zusammenfielen. Er zeigt dies
an der Entstehung und am letztendli¬
chen Durchbruch der Massenproduk¬
tion und der ihr innewohnenden star¬
ken Zerlegung der Arbeitsvorgänge.
Da Henry Fords erste Fertigungsstra¬
ße in der Automobilproduktion der
Endpunkt des Strebens nach Standar¬
disierung des Produktes und der Rou-
tinisierung seiner Herstellung war,
nennt der Autor diese Form der Ar¬
beitsorganisation Fordismus. Vorbe¬
dingung für diese fordistische Pro¬
duktionsorganisation ist das Bestehen
von Massenmärkten.

Die Möglichkeit zur Entstehung die-
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ser, brachten Fortschritte in der
Agrartechnik im England des 17. Jahr¬
hunderts. Diese Umwälzungen verur¬
sachten einen Lebensmittelüber¬
schuß, wodurch die Preise der Agrar-
güter im Vergleich zu den Fertigungs¬
gütern sanken und die Nachfrage
nach letzteren anstieg.

Die durch die höhere Produktivität
arbeitslos gewordenen Landarbeiter
versuchten zuerst in Heimarbeit, spä¬
ter in Fabriken zu arbeiten. Nachdem
die Arbeit in Fabriken einmal organi¬
siert worden war, begannen nach An¬
sicht des Autors die Unternehmer auf
die zunehmenden Skalenerträge zu
achten, die durch die weitere Aufspal¬
tung einer schon stark strukturierten
Arbeiterschaft und entsprechenden
technologischen Fortschritten mög¬
lich gemacht worden waren.

Mit solchen Einsparungen senkten
sie die Kosten weiter und der Entste¬
hung von Massenmärkten und damit
der Massenproduktion stand nichts
mehr im Wege. Obwohl sich die Ent¬
wicklung derselben von Land zu Land
sehr stark unterschied.

War z. B. die Akzeptanz von Massen¬
gütern - nicht zuletzt aufgrund des
Fehlens von Zünften und Feudaltradi¬
tionen bäuerlicher Unterwerfung - in
den USA unumstritten, so war dies in
Frankreich und in Großbritannien bei
weitem nicht so eindeutig. Das Behar¬
ren auf einer Vielfalt von Konsumgü¬
tern und spezialisierten Verbrauchs¬
gütern stärkte einen Sektor kleiner
Unternehmen, deren Aktivität einen
alternativen Weg zur industriellen
Entwicklung darstellte. Die florieren¬
de Seidenindustrie in Lyon und die
erfolgreichen Handwerker Birming¬
hams, die sehr schnell neue Materia-
len und neue Techniken verwendeten,
werden dafür als Beispiel herangezo¬
gen. Doch diese kleineren flexibleren
Unternehmen blieben immer an der
Peripherie einer Branche. Den Kern
bildeten immer mehr die großen Indu¬
strieunternehmen, die die Preise der
Waren bestimmten. Warum wurden
diese kleinen, meist mit alternativen



Produktionsmethoden produzieren¬
den Unternehmen, trotz ihrer Erfolge
von den fordistischen Prinzipien über¬
schattet. Die Antwort des Autors ist
folgendermaßen: da sich diese Unter¬
nehmen nicht isoliert vom System der
Massenproduktion entwickelt hatten,
sondern ganz im Gegenteil oft in enger
Beziehung zu ihm, wurden sie in den
Durchbruch der Massenproduktion
hineingezogen. Nachdem die fordisti-
sche Organisationsform einmal ihre
Effizienz bewiesen hatte, stellte jede
Verzögerung ihrer Anwendung einen
möglichen Verlust von Marktanteilen
dar. „Überall dort, wo die Konsu¬
menten sich zwischen Massenproduk¬
ten und handwerklich gefertigten Pro¬
dukten nicht entscheiden konnten,
war die Existenz billiger ausländi¬
scher Güter eine Gefahr für nationale
Betriebe." Neben dieser Angst vor
ausländischer Konkurrenz war ein an¬
derer Grund für den Erfolg des Fordis¬
mus sein militärisches Potential. Die
Attraktion Munition und Rüstungsgü¬
ter in Massen herstellen zu können,
war für alle Regierungen eine sehr,
sehr große.

Die wirtschaftlichen Rahmenbedin¬
gungen für den Erfolg des Fordismus
haben sich nach Ansicht Charles Sä¬
bels in den letzten Jahren erheblich
geändert. In kurzem zusammenge¬
faßt: die Massenmärkte sind nicht
mehr das, was sie einmal waren. Ent¬
wicklungsländer müssen, wollen sie
nicht zuletzt, um politische Stabilität
zu erhalten, die herrschenden Stan¬
dards wirtschaftlicher Effizienz errei¬
chen, erfolgreiche Innovatoren
imitieren.

„Je standardisierter das Produkt
und je routinierter der Produktions¬
prozeß, desto leichter ist es für ausge¬
bildete Manager, Ingenieure und Ar¬
beiter, sie zu imitieren."

Ab einer gewissen Entwicklung be¬
ginnen die Imitatoren immer schnel¬
ler aufzuholen und eines Tages ist die
Industrie in den industriellen Kern¬
ländern vom Überholen bedroht. Gute
Beispiele dafür sind Japan und in

jüngster Zeit Taiwan und Süd-Korea.
Verstärkt wird diese Entwicklung
noch durch ein sich sehr stark verän¬
derndes Konsumentenverhalten in
den „alten" Industrieländern. Stärker
mode-gesundheits- und qualitätsbe¬
wußte Konsumenten stellen die her¬
kömmliche Erzeugung vieler Produk¬
te, vom Hemd bis zum Brot, sehr stark
in Frage.

Anhand der Stahlerzeuger der USA,
der BRD und Japan zeigt der Autor,
daß den Unternehmen drei Strategien
offenstehen, die aber seiner Meinung
nach mehr das Dilemma aufzeigen, in
dem sich die Unternehmen befinden,
als eine wirkliche Lösung darstellen.

Die erste ist die der Protektion. Der
Industriezweig soll so lange geschützt
werden, bis es gelingt, mit den Gewin¬
nen, die durch die Protektion erwirt¬
schaftet werden konnten, in neue viel¬
versprechende Industrien zu diversifi-
zieren. Die zweite Strategie ist, sich
auf spezielle Produkte zu konzen¬
trieren.

Im Falle der Stahlindustrie tat dies
die deutsche Thyssen AG sehr erfolg¬
reich, die sich auf die Produktion von
Spezialstahl für die Autoindustrie
konzentrierte. Doch die japanischen
Stahlerzeuger, deren günstige Posi¬
tion durch das Auftauchen neuer Mas-
senstahlproduzenten bedroht ist, ge¬
hen den gleichen Weg. Hersteller, die
die dritte Strategie verfolgen, produ¬
zieren Stahl in Ministahlwerken. Mit
ganz bestimmten Herstellungsverfah¬
ren können sie zwar nur einen Teil der
Produktpalette bei Stahl herstellen,
diese aber dafür wesentlich kosten¬
günstiger. In den letzten Jahren be¬
gann nun eine erhebliche Zahl von
großen Stahlerzeugern in einigen
Zweigbetrieben auf die Mini-Stahl¬
werkmethoden umzusteigen. Welche
der drei Strategien letztendlich erfolg¬
reich sein wird, bleibt unbeantwortet.
„Es ist völlig sinnlos, Spekulationen
auf Spekulationen zu häufen, indem
man vorherzusagen versucht, welche
Strategien in welchen Industrien wel¬
cher Länder erfolgreich sein werden."
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Säbel betont aber, daß viele große
Unternehmen erkannt haben, daß sie
ihre Produktion flexibler gestalten
müssen, um die Nachfrage artikulier¬
ter Märkte zu decken. Dies soll ge¬
schehen, ohne die grundsätzlichen
Prinzipien des Fordismus aufzugeben.
Der Autor nennt diese Anstrengun¬
gen, speziell großer Unternehmen in
der Autoindustrie Neo-Fordismus.

Die Diversifikation der Märkte, grö¬
ßere Veränderungen der Nachfrage
und Arbeitsunzufriedenheit veranlaß-
ten die Manager schon in den frühen
siebziger Jahren mit Alternativen zu
den traditionellen Montagemethoden
zu experimentieren. So kam es zu Ver¬
suchen von job-enrichment, job-rota-
tion und zu den von General Motors in
seinen neueren Fabriken eingeführten
quality-of-work-life Gruppen. Der Au¬
tor verschweigt in diesem Zusammen¬
hang aber, daß es auch erhebliche
Widerstände der Arbeiter gegen diese
Veränderungen der Arbeitsorganisa¬
tion gegeben hat und es in einigen
Unternehmen bei einem kurzlebigen
Experiment blieb. Säbel meint, daß
der Versuch, die Fabriken wieder fle¬
xibler zu gestalten unter ganz be¬
stimmten gesellschaftlichen Verhält¬
nissen eine Eigendynamik bekommen
könnte. Und er bringt dafür das Bei¬
spiel von hochtechnologisierter, de¬
zentraler Produktion in vielen Klein-
und Mittelbetrieben Norditaliens.

Auf die großen Streiks in der Auto¬
mobilindustrie Norditaliens Ende der
sechziger Jahre und Anfang der sieb¬
ziger Jahre reagierte das Management
mit einem Einstellungsstopp. Um zu
expandieren, dezentralisierten sie die
Arbeit, errichteten außerhalb des Ein¬
flußbereiches der Gewerkschaft klei¬
ne Betriebe, um neue Bedingungen
auszuhandeln oder den von den Arbei¬
tern erreichten Bestimmungen zu ent¬
kommen. Für viele qualifizierte Fach¬
arbeiter ergab sich folgende Situation:
einerseits fanden sie keinen Arbeits¬
platz in den großen Unternehmen, an¬
dererseits schuf die Dezentralisierung
der Produktion sehr viele gut bezahlte
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Facharbeiterstellen in kleinen Betrie¬
ben. „Im Laufe der siebziger Jahre gab
es deshalb einen ständigen Strom qua¬
lifizierter Arbeiter aus den großen Fa¬
briken in die neuen kleineren Be¬
triebe."

Und die Zahl der Firmenneugrün-
dungen stieg rasch. Gab es in der
Provinz Modena zum Beispiel 1963
noch 4970 eingetragene Handwerks¬
betriebe, so stieg diese Zahl auf 21.473
im Jahre 1975 an.

Der Autor betont, daß manche von
diesen Unternehmen stark ausbeuteri¬
sche Züge haben, die meisten aber
bezahlen höhere Löhne als in den gro¬
ßen Fabriken und sind in der techni¬
schen Ausstattung mindestens gleich¬
wertig mit letzteren. Der Erfolg dieser
Unternehmen beruht darauf, daß sie
in der Lage sind, Technologien sehr
flexibel einzusetzen und damit eine
unabsehbare Vielfalt an Produkten in
relativ kleinen Mengen zu produzie¬
ren. „Die Flexibilität, die Fähigkeit,
eine Palette verschiedenster Produkte
zu den geringsten Gesamtkosten zu
produzieren, wird wichtiger sein, als
die Senkung der Kosten eines einzel¬
nen Produkts auf das technisch er¬
reichbare Minimum."

Ebenso wie die Entwicklung der
innovativen Kleinindustrie Italiens
von einer Reihe von Hintergrundbe¬
dingungen bestimmt war, wird auch
die Entstehung solcher industrieller
Strukturen in anderen Ländern ganz
bestimmte politische und wirtschaftli¬
che Konstellationen erfordern. Der
Autor streicht in diesem Zusammen¬
hang die nationale Unterschiedlich¬
keit einzelner Länder etwas zu stark
heraus.

Der zu beobachtende Trend der De¬
zentralisierung und Verkleinerung der
Einheiten, gerade auch im Bereich der
Multinationalen Konzerne, sowie das
veränderte Konsumverhalten vorran¬
gig der gutverdienenden Bevölke¬
rungsschichten in den westlichen In¬
dustrieländern, läßt vielmehr den
Schluß zu, daß es sich hierbei um eine
internationale Veränderung der indu¬
striellen Strukturen handeln könnte.

Brigitte Ederer



UNBEHAGEN MIT EINEM
„GESCHENKTEN GAUL"

Rezension von: Norbert Leser,
Die Wiener Schule

der Nationalökonomie -
Schriftenreihe des Ludwig-

Boltzmann-Instituts für neuere österr.
Geistesgeschichte, Band 3, Verlag

Hermann Böhlaus Nachf. Wien - Köln
- Graz 1986, Paperback, 243 Seiten

Die österreichische oder Wiener
Schule der Nationalökonomie hat in
den letzten Jahrzehnten hierzulande
nicht eben Furore gemacht. Dafür ist
es bei liberalkonservativen Ökono¬
men vornehmlich in den USA üblich
geworden, das „individualistische"
und „subjektivistische" Erbe der
Austrian School hervorzuheben. Es
scheint darum kein Zufall, daß Nor¬
bert Lesers neugegründetes Boltz-
mann-Institut für neuere österrei¬
chische Geistesgeschichte sein erstes
Symposium und die Themenanre¬
gung dazu „einer großzügigen Spende
der Firma Sperry" verdankt. Nun,
„der geschenkten Tagung widme man
nicht zu viel Befragung". Leser und
die Mit-Organisatoren Prof. Streißler
und Prof. März haben jedenfalls si¬
chergestellt, daß neben der positiven
Würdigung von Menger, Böhm-Ba-
werk, Wieser, Mises, Hayek und Co.
auch die Kritik an deren Konzeptio¬
nen nicht gar zu kurz kommt.

Der Einleitungsbeitrag von Kurt
Rothschild spannt ein weites Panora¬
ma von der Klassik der Nationalöko¬
nomie zu deren Herausforderung
durch den Marxismus, den Historis¬
mus und die marginalistische oder
Grenznutzentheorie. Dieser fachspezi¬
fischen Einstimmung folgt ein Aufsatz
über den „zeitgeschichtlichen Hinter¬
grund" von Norbert Leser, der, schät¬

zenswert wie immer, das eigentliche
Thema des Symposiums doch nur
ganz peripher (unter dem Gesichts¬
punkt des Subjektivismus) berührt.
Dann folgt eine bewährt spitzzüngige
Abrechnung Erich Streißlers mit
Friedrich von Wieser. Der „unklare
Geist", dem auch rassistische Bemer¬
kungen und politisch rechtsgerichtete
Führerverehrung nachzuweisen sind,
wird allerdings von Streißler auch als
wichtiger Beiträger zur Innovations¬
und Investitionstheorie und als früher
Verfechter des Informationscharak¬
ters der Preise gewürdigt.

Gerhard Orosels Analyse der Kapi¬
taltheorie Böhm-Bawerks ist im Gu¬
ten wie im Problematischen ein Mu¬
ster moderner Wirtschaftstheorie.
Klar und mit rigoroser Logik stellt er
Böhms Theorie der Produktionsum¬
wege als heute noch wissenschaftlich
interessante „Hypothese über den Zu¬
sammenhang von Produktionsdauer
einerseits und Output andererseits"
dar. Freilich führt er auch aus, daß
sich in Böhm-Bawerks Ansatz dauer¬
hafte Kapitalgüter nicht berücksichti¬
gen lassen. Diese stellen aber den Re¬
gelfall dar, und so verbleiben Orosels
Erwägungen auf den eisigen Gipfeln
der „reinen Theorie" angesiedelt.

Israel M. Kirszners Aufsatz über Mi¬
ses und Hayek singt das Lob des „mo¬
dernen österreichischen Subjektivis¬
mus", mit seiner „Betonung der spon¬
tanen Kreativität angesichts einer ra¬
dikal ungewissen Welt".

Die bornierten Aspekte beider Au¬
toren etwa angesichts des Problems
der Massenarbeitslosigkeit in der
Weltwirtschaftskrise werden natürlich
nicht aufgezeigt.

Der Beitrag von Eduard März ist vor
allem den Beziehungen seines großen
Lehrers Schumpeter zu Böhm-Ba-
werk und dessen Zinstheorie gewid¬
met. Böhms Skepsis gegenüber
Schumpeters Heroisierung des Unter¬
nehmers wird zustimmend referiert,
auch die durchaus ambivalenten Be¬
ziehungen beider Theoretiker zu Karl
Marx werden gestreift. Nicht ohne
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Emphase hebt März übrigens gleich
zu Beginn seine spezielle Hochach¬
tung vor Keynes hervor, der der Aus-
trian School nicht eben nahestand.

Karl Sochers Beitrag über die Kritik
von Mises und Hayek an der Möglich¬
keit einer Wirtschaftsrechnung im So¬
zialismus ist von etwas geringerer in¬
tellektueller Brillanz. So wichtig heute
die Stärkung marktwirtschaftlicher
Regulative z. B. in den Oststaaten er¬
scheint - eine derart generelle Ab¬
handlung, die kaum durch die Ausein¬
andersetzungen mit den existenten
Planungsrechnungen (Materialbilan¬
zen etc.) „belastet" ist, wirkt doch
recht steril. Daß ausgerechnet Adolf
Nußbaumer (gewiß ein schätzenswer¬
ter Institutionenkenner) mehrmals als
bedeutende Autorität zitiert wird, be¬
fremdet ebenfalls.

Die am Schluß vorgebrachte Kritik
an den Wirtschaftsproblemen der Ver¬
staatlichten Industrie gehört schließ¬
lich auch zum Seichteren, das in die¬
ser Frage gesagt wurde.

Günther Chaloupeks Beitrag über
die marxistische Kritik an der öster¬
reichischen Schule konzentriert sich
vor allem auf Hilferding und Bucha-
rin. Gegenüber Bucharins soziologi¬
scher Zerpflückungen der konsum¬
orientierten Grenznutzenschule als
„Ökonomie des müßiggängerischen
Genießers" verweist Chaloupek aller¬
dings auf die steigende Bedeutung der

Nachfrageseite in der modernen Kon¬
sumgesellschaft.

Der vielleicht ansprechendste Bei¬
trag des Bandes stammt von Hans
Seidel. Bescheiden, aber unge¬
schminkt berichtet der bekannte Wirt¬
schaftsforscher von der Herausforde¬
rung des keynesianisch makroökono¬
mischen Weltbildes durch neo-konser¬
vative Wirtschaftslehren (die eben
auch die Austrian School als Tradi¬
tionserbe pflegen). Die „Wende" in der
OECD, die Abkehr von makroökono¬
mischen Fragestellungen, die Postu¬
lierung „natürlicher Arbeitslosigkeits¬
raten" (mit steigender Tendenz), die
Bekämpfung von Unterbeschäftigung
durch Lohnsenkungsideen quittiert er
mit der resignierten Bemerkung: „der
Wind weht uns ins Gesicht". In diesem
Zusammenhang konstatiert er trotz
der grundsätzlichen philosophischen
Neutralität der marginalistischen
Schule eine eindeutige ideologische
Schlagseite. „In meinen wirtschafts¬
politischen Einsichten und Vorurtei¬
len stütze ich mich lieber auf andere
Quellen", meint Seidel zum Schluß
mit entwaffnender Offenheit. Eine
Aussage, der sich der Rezensent nur
anschließen kann. Wenn irgend mög¬
lich sollten wir die Ideologie speziell
der neueren Vertreter der „Austrian
School" auch als „geschenkten Gaul"
nicht unbedingt reimportieren.

Robert Schediwy
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PHOENIX IM STURZFLUG

Rezension von: Mike Davis, Phoenix
im Sturzflug. Zur politischen

Ökonomie der Vereinigten Staaten in
den achtziger Jahren, Rotbuch-

Verlag, Berlin 1986, 194 S., DM 24,-

Erstmals liegt nun ein Band (Origi¬
naltitel: „prisoners of the american
dream") vor, der über die Bandbreite
einer ökonomistischen Interpretation
der „reagonomics" hinausgeht und
versucht, die US-amerikanische Wen¬
de 1980 nicht nur mit einer Anthologie
des Einflusses der Monetaristen, Mil-
ton Friedman's und der Chicago-boys
sowie den finanztheoretischen Ent¬
würfen eines Stockman zu erklären,
sondern darüber hinaus den Stellen¬
wert politischer und sozioökonomi-
scher Entwicklungen zu skizzieren.

Davis weist auf, daß sich im Laufe
der 70er Jahre in den USA ein qualita¬
tiv neuer Politikstil zu voller Blüte
entwickelte. Zunehmend trat die Akti¬
vität von „political action committees"
(PACs) in den Vordergrund, die sich
vor allem auf „Single issue campaigns"
(Schwerpunktaktionen) und politi¬
sche Volksabstimmungen konzen¬
trierte. Da die soziale Basis des PACs
im Bereich der „neuen rechten Mittel¬
klasse", also überdurchschnittlich ver¬
dienenden „white collar worker" und
„young urban Professionals" in den
Einfamilienhäuser-Vorstädten lag,
braucht es nicht zu verwundern, daß
sich die „Single issues" gegen ethnisch
integrierte Wohnverhältnisse, gegen
die Abschaffung der Todesstrafe, ge¬
gen die Rechte der Farmarbeiter und
gegen die Rassenintegration1) an öf¬
fentlichen Schulen (15) richteten. Die
PACs konnten dabei auf einem orga¬
nisatorischen Apparat aufbauen, den
die mittelständischen Abwehrreaktio¬

nen gegen die (schwarze) Bürger¬
rechtsbewegung der 60er Jahre hinter¬
lassen hatten. Nicht zuletzt aufgrund
dieser Infrastruktur konnte es gelin¬
gen, Themen wie „busing" (gemeinsa¬
mer Schulbus für Weiße und Schwar¬
ze), Abtreibung, Schulgebet und die
Strategie einer repressiveren Krimi¬
nalpolitik (31) als zentrale innenpoliti¬
sche Auseinandersetzungspunkte zu
fixieren.

Die neue Mittelstandsrechte sah
sich eher zur angebotsorientierten
Ökonomie und ihren inflationstrei-
benden Folgen als zu einem puristi¬
schen Monetarismus hingezogen (36),
da die Konsequenzen der daraus re¬
sultierenden Stagflation den gesell¬
schaftspolitischen Strategien der
„neuen Leistungsgesellschaft" entge¬
genkamen. Die Konsequenzen der aus
der Angebotsökonomie resultieren¬
den „Brasilianisierung" der Sozial¬
struktur (42), nämlich eine vertiefte
Klassendifferenzierung und die Erhö¬
hung sozialer Ungleichheit, begannen
die Gesellschaft dichotomisch in
„haves" und „have-nots" zu teilen.
Diese Teilung wurde darüber hinaus
durch die autoritären, nach innen re¬
pressiven und einem militanten Anti-
kommunismus verschworenen Ge¬
werkschaften der AFL/CIO (Mahoney)
unterstützt. Solcherart konnten die
PACs in immer weiterem Umfang,
finanziert durch diejenigen Kapitaltei¬
le, deren Interessen (wenn auch nur
kurzfristig) mit der Angebotsökono¬
mie deckungsgleich waren, immer
weitergehender die Präsentation der
Politiker beeinflussen. Zum Druck
der PACs und der offenkundigen Effi¬
zienz der „Single issues" kam die
„neue Welle" der politischen Ausein¬
andersetzung hinzu, sämtliche inner¬
parteilichen und innenpolitischen
Auseinandersetzungen zu „televisio-
nieren". Die ohnehin strukturell ange¬
legte Konvergenz von Demokraten
und Republikanern degenerierte auf
diese Art zur praktischen Ununter-
scheidbarkeit.2)

Davis führt anschaulich vor, daß
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sich nach dem Ende des Vietnamkrie¬
ges tiefgreifende Veränderungen der
US-Wirtschaftsstruktur ereigneten:
Der sunbelt konnte summa summa-
rum seine Armut und die ungelernten
schwarzen Lohnarbeiter in den Nor¬
den exportieren und importierte
gleichzeitig hochqualifizierte Arbeits¬
kräfte sowie den Löwenanteil der bun¬
desstaatlichen Mittel für Investitions¬
förderung u. a. m. (64). Diese Entwick¬
lung zog „Verzerrungen" nach sich,
die in Verbindung mit dem oben skiz¬
zierten Paradigmenwechsel der In¬
nenpolitik zu einem Zusammenbruch
des „Fordismus" (gemeint ist ein Ak¬
kumulationsmodell, welches nachfra¬
getheoretisch arbeitet und eine Steige¬
rung der gesamtwirtschaftlichen Pro¬
duktivität durch Reallohnerhöhungen
und Umverteilungsleistungen vor¬
sieht) führten. Vor allem führten die
künstlich niedrig gehaltenen Energie¬
preise, die dramatischen und unkon¬
trollierbaren Gewinne in der Öl-Bran¬
che, rapide ansteigende Aufwendun¬
gen für die kollektive Infrastruktur
der „Konsumexplosion" zum Nieder¬
gang des „umverteilungsstützenden
Gesellschaftsmodells". Die prompte
Unternehmerantwort auf die Krise be¬
stand in Rationalisierung und Techno¬
logieexport in die neuen Investitions¬
gütermärkte der semiindustrialisier-
ten Peripherie sowie der Auslagerung
von Produktionskapazitäten in Billig¬
lohnbereiche.

Der nach dieser Bereinigung einset¬
zende industrielle Aufschwung zwi¬
schen 1976 und 1980 wurde fatalerwei¬
se mit staatenlosen Dollars bewerk¬
stelligt. „Dieser verrückteste aller Ex¬
pansionsprozesse der Nachkriegszeit
beruht auf dem Export der Metropo¬
lenschulden, die auf wunderbare Wei¬
se über das internationale Finanzsy¬
stem als Kredite in den Geldkreislauf
zurückflössen und in die sich indu¬
strialisierenden Länder gelangten, wo¬
bei deren wachsende zukünftige Ex¬
porte als Pfandsicherheit betrachtet
wurden. Für diese verblüffende
Wachstumskette, die Schulden wie
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durch Zauberhand zu Aktiva werden
ließ, mußte aber mit einiger Sicherheit
damit gerechnet werden, daß eine Re¬
zession im Kernbereich zu überschie¬
ßenden negativen Multiplikator-Wir¬
kungen in der investitions-übersättig-
ten Semiperipherie führen mußte."
(68) Was dann auch geschah.

Die Verknüpfung der bisher nach¬
gezeichneten Entwicklungen ließ
„ein(en) sozialstaatliche(n) oder neo-
fordistische(n) Ausweg aus der sozia¬
len und ökonomischen Krise . .. bei¬
nahe schon (als) a priori ausgeschlos¬
sen" (84) erscheinen. Ende der 70er
Jahre war nicht nur die Strategie des
„globalen Fordismus" (Kennedys Al¬
lianz für den Fortschritt) einem „bluti¬
gen Fordismus" neokolonialer Prä¬
gung gewichen, sondern auch die Tra¬
dition des „New Deal" (von Roosevelt
bis Johnsons Krieg gegen die Armut")
dem neuen Leistungs- und Entstaatli¬
chungsideal unterlegen.

Deutlichstes Signal dieser ordolibe-
ralen Wende war die „Billiglohnrevo¬
lution" (81), die von einem rapiden
Sinken des gewerkschaftlichen Orga¬
nisationsgrades (open shop), der Sta¬
gnation im öffentlichen Beschäfti¬
gungssektor begleitet wurde und die
in einer auf ca. 100 Millionen (!) Ar¬
beitskräfte angeschwollenen Masse
von Niedriglohnempfänger 1985 mün¬
dete: „Billige Arbeitskräfte sind zum
zentralen Feld des Beschäftigungszu¬
wachses in der gesamten Volkswirt¬
schaft geworden." (80) Diese „Margi-
nalisierung der Mehrheit" ist im we¬
sentlichen dem neuen Akkumula¬
tionsmodell des „Überkonsumismus"
entsprungen, welches eine massive
Umverteilung zugunsten der Eliten,
Mittelschichten, Manager, Akademi¬
ker und Rentiers auf Kosten einer
„Tertiärisierung" der Volkswirtschaft
beinhaltete: „zwischen 1960 und 1981
kamen aufjeden zusätzlichen Arbeits¬
platz in der Güterproduktion zehn
neue Arbeitsplätze im tertiären Sek¬
tor" (87). Unter dem Einfluß der PACs
kam es immer irrationaleren „Umver¬
teilungen": Die Kampagnen gegen die



Besteuerung der Einkommen, für die
Reprivatisierung der Lebensvorsorge
und gegen jede staatliche Arbeits-
platzsubventionierung prägten eine
Entwicklung, in der die private Ge¬
sundheitsindustrie zum größten Indu¬
striezweig der amerikanischen Volks¬
wirtschaft wurde, es zu einem gerade¬
zu phantastischen Anstieg der Ver¬
braucherverschuldung, einer Kosten¬
explosion für gewerbliche Dienstlei¬
stungen u. a. m. kommen konnte. 1980
wurden beispielsweise 10 Milliarden
Dollar für Gerichtskosten aufgewen¬
det und kletterte die Lohnspanne im
Angestelltenverhältnis auf 1:63. Kurz:
Während der Luxus der neuen Mittel¬
schichten durch derartige Umvertei¬
lungen subventioniert wurde, kam es
zum Zusammenbruch des fordisti-
schen Massenkonsums.

Erst auf der Grundlage dieses poli-
tisch-ökonomischen Szenarios konnte
es zur „konservativen Revolution" des
Ronald Reagan kommen. Denn eine
Folge des „Überkonsumismus" war,
daß die marginalisierten und depra-
vierten Niedriglohnarbeiter zu ca. 50
Prozent auf jede Wahlbeteiligung ver¬
zichteten. Diese soziale Selektivität
des Wahlvorganges wurde durch die
Wahlrechtsreform 1978, die die Ver¬
mittlerrolle der Parteiapparate
schwächte und den Stellenwert der
PACs, die den Löwenanteil der Wahl¬
spenden organisierten und die Mobili¬
sierung der Wähler kontrollierten, er¬
höhte, entscheidend verschärft. „Der
allgemeine Trend ging also dahin, ei¬
ner Politik kalifornischen Stils Auf¬
trieb zu geben, die vom Einsatz des
Fernsehens, praktisch ununterbroche¬
nen Vorwahl - Auseinandersetzungen
und der organisatorischen und finan¬
ziellen Überlegenheit der PACs lebte
(102)". Diese „Rebellion der Besitzen¬
den" vereinigte sich sowohl mit der
Strategie der Republikaner in den zen¬
tralen Forderungen nach einer Ver¬
schiebung der steuerlichen Entla¬
stung der höheren Einkommen und
Profite, einer Befreiung der US-Unter¬
nehmer von lästigen Produktionsauf¬

lagen, nach der Privatisierung kollek¬
tiver Konsumtionsleistungen u.a.m.,
als auch mit der Strategie des „sun-
belt"-Kapitals, die Überakkumulation
des Kapitals in die Rüstungsproduk¬
tion auf Kosten der Massennachfrage
und staatlicher Infrastrukturleistun¬
gen umzuleiten.3)

Reagan vertrat in seiner „Philoso¬
phie" also nicht so sehr originäre
Ideen, ebensowenig Versatzstücke ei¬
nes antiquierten konservativen Ideals,
sondern formulierte mediengerecht
(„one for the gipper!") die Deklassie-
rungsstrategie der „haves" gegen die
„have-nots", die sich formschön in die
staatsmonopolistische Intervention
zugunsten des kapitalintensiven Rü¬
stungssektors und die damit verbun¬
dene „Krisenlösung durch Pauperis¬
mus" einpaßte.

Wenngleich Davis auf weiten Strek-
ken des Bandes ein nachvollziehbarer
„plot" (roter Argumentationsfaden)
fehlt, so ist es doch als qualitative
Erweiterung der Diskussion um den
Reaganismus zu verstehen, daß der
Rolle organisierter rechter Mittel¬
schichten im Spannungsfeld zwischen
divergierenden Kapitalinteressen und
praktisch-politisch kongruenten
Großparteien ein hoher Stellenwert
beigemessen wird. Die Entwicklungs¬
perspektiven, die Davis gegen den he-
gemonialen Rüstungskapital/Republi¬
kaner/Yuppie-Block herausarbeitet,
werden sehr realistisch defensiv for¬
muliert. Der Kampf für materielle ge¬
sellschaftliche Gleichheit gehe heute
von den Schwarzen aus (175) und müs¬
se anhand des Beispiels der „rain-
bow"-Koalition, die von Jesse Jackson
im letzten Präsidentschaftswahl¬
kampf geknüpft wurde, organisiert
werden.

Der organisierten Arbeiterbewe¬
gung AFL/CIO, deren politisch-strate¬
gische Grundhaltung eine antisoziali¬
stische/prokapitalistische ist und de¬
ren reaktionäre Teile in letzter Zeit
öffentliche Aufmerksamkeit auf sich
gezogen haben, müßte durch den Auf¬
bau eines bundesweiten Netzes kom-

415



promißloser örtlicher Gewerkschafts¬
vertreter und Basisaktivisten entge¬
gengewirkt werden (178). Doch die
Erfolgsbilanz des Reaganismus, insbe¬
sondere Reagans Wiederwahl 1984,
legt die Latte für eine Regenbogen¬
koalition beklemmend hoch.

Nikolaus Dimmel

1 vgl. Doris Pumphrey: Ghettos und Ge¬
fängnisse. Rassismus und Menschenrecht

in den USA, Köln 1982, Kapitel „Der
geheime Krieg gegen die demokratische
Bewegung"

2 vgl. Karl-Heinz Röder: Das politische Sy¬
stem der USA, Köln 1983, Kapitel „Die
Integrationsfunktion des Wahl- und Par¬
teiensystems"

3 vgl. Rudolf Hickel: Warum Reagans Wirt¬
schaftskurs scheitern muß. Darstellung
und Kritik der Angebotsstrategie; in:
Blätter für deutsche und internationale
Politik, Jg. 1982, S. 829-840
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STRUKTURWANDEL DER
DEUTSCHEN TEXTIL- UND
BEKLEIDUNGSINDUSTRIE

Rezension von: Jürgen Engel,
Internationale

Wirtschaftsbeziehungen und
Strukturwandel am Beispiel der

bundesdeutschen Textil- und
Bekleidungsindustrie; Skarabäus-
Verlag, Bremen 1985, 275 Seiten

Die Textil- und Bekleidungsindu¬
strie werden gemeinhin den soge¬
nannten „Sunset-Industrien" zuge¬
rechnet, also jenen Branchen, welchen
in den westlichen Industriestaaten ge¬
ringe Zukunftsaussichten attestiert
werden. Es handelt sich um Industrie¬
zweige mit relativ hoher Arbeitsinten¬
sität, standardisierten Produktions¬
verfahren und geringem Qualifika¬
tionsniveau der Beschäftigten. Diese
Merkmale verschaffen den Entwick¬
lungsländern absolute oder kompara¬
tive Kostenvorteile bei der Produk¬
tion dieser Waren. So sind und waren
auch die Textil- und insbesondere die
Bekleidungsindustrie seit den sechzi¬
ger Jahren die „Einstiegsbranchen"
vieler Entwicklungsländer in den In¬
dustrialisierungsprozeß. Diese Ent¬
wicklung führte in fast allen Industrie¬
staaten zu erheblichen Produktions¬
und vor allem Beschäftigungseinbu¬
ßen und in der Folge zu mehr oder
weniger massiven Schutzmaßnahmen
gegen die Importe aus den sogenann¬
ten „Niedriglohnländern". Trotzdem
schrumpfte die Produktion von Texti¬
lien und Bekleidung im OECD-Raum
zwischen 1973 und 1982 jährlich um
1,5 Prozent. Die Beschäftigung ging
erheblich stärker zurück: 4,5 Prozent
jährlich in der Textilindustrie und
3 Prozent jährlich in der Bekleidungs¬
industrie.

Mit den durch diese Verlagerungs¬
prozesse bedingten Auswirkungen auf
die deutsche Textil- und Bekleidungs¬
industrie setzt sich das vorliegende
Buch von Jürgen Engel auseinander.
Besonderes Augenmerk widmet der
Autor dabei der Beschäftigungspro¬
blematik und den entsprechenden
Forderungen und Strategien der zu¬
ständigen Gewerkschaft Textil/Be-
kleidung.

Die Entwicklung in der BRD ist
deshalb von besonderem Interesse,
weil diese als eine der führenden Ex¬
portnationen der Welt eine vergleichs¬
weise liberale Außenhandelspolitik
verfolgt. Im Gegensatz zu den meisten
anderen Industriestaaten hat zudem
die öffentliche Hand in der BRD (mit
Ausnahme einiger Bundesländer)
kaum fördernd in den Umstrukturie¬
rungsprozeß der Textil- und Beklei¬
dungsindustrie eingegriffen. Diese
Politik führte - verglichen mit ande¬
ren Industriestaaten - bereits sehr
früh zu erheblichen Produktionsein¬
bußen und Beschäftigungseinbrü¬
chen. Die BRD ist zwar heute der
weltweit größte Exporteur von Texti¬
lien und - nach Italien - der zweit¬
größte Exporteur von Bekleidung. Im
Gegensatz zu Italien nimmt sie aller¬
dings die gleichen Ränge auch beim
Import dieser Waren ein, wobei die
Importüberschüsse von Jahr zu Jahr
ansteigen. Die Beschäftigtenzahlen in
beiden Industrien haben sich seit Be¬
ginn der siebziger Jahre in etwa hal¬
biert, wobei in der Bekleidungsindu¬
strie rund die Hälfte der Arbeitsplatz¬
verluste direkt den Niedrigpreisimp¬
orten zuzurechnen sind. Auf die Ar¬
beitsplätze in der Textilindustrie hatte
die Importflut hingegen eher indirek¬
te Auswirkungen: hier sind die Be¬
schäftigungseinbußen zum überwie¬
genden Teil (rund drei Viertel) eine
Folge von massiven Rationalisie¬
rungsmaßnahmen.

Die erste Gegenstrategie der deut¬
schen Textilindustrie auf die stark
steigenden Importe aus den Entwick¬
lungsländern war die kapitalintensive
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Massenproduktion von Standardpro¬
dukten. Durch Mengenexpansion und
Spezialisierung sollten die Lohnstück¬
kosten minimiert werden. Mit dieser
Strategie scheiterte die deutsche Tex¬
tilindustrie allerdings bereits Mitte
der siebziger Jahre. Zum einen war es
dadurch unmöglich, rasch auf die in
diesem Bereich häufigen Nachfrage¬
änderungen zu reagieren, zum ande¬
ren war gerade im Bereich der Stan¬
dardwaren die Konkurrenz aus den
Entwicklungsländern am stärksten. In
der Folge kam es zu spektakulären
Unternehmenszusammenbrüchen, u.
a. der „Van-Delden-Gruppe", die auf
ihrem Höhepunkt rund 8000 Arbeit¬
nehmer in der BRD beschäftigte.

Nach dem Scheitern der Massenfer¬
tigungsstrategie haben sich die deut¬
sche Textil- und Bekleidungsindustrie
aktiv in den Internationalisierungs-
prozeß eingeschalten. Die Produktion
von standardisierter Massenware wur¬
de in Billiglohnländer verlagert, teils
über Direktinvestitionen, überwie¬
gend jedoch über passive Verede¬
lungsverkehre. Der Vorrang der passi¬
ven Veredelungsverkehre gegenüber
den Direktinvestitionen resultiert aus
der Tatsache, daß die deutsche Textil-
und Bekleidungsindustrie heute vor¬
nehmlich klein- und mittelbetrieblich
strukturiert ist. Die Produktion in der
BRD konzentriert sich heute auf hoch¬
spezialisierte, hochqualitative und
modische Produkte sowohl für den
Konsum als auch für den industriellen
Gebrauch. Nach einer Studie des IFO-
Instituts über Produktinnovationen in
der Textilindustrie haben 1979 über 50
Prozent der Textilbetriebe Produktin¬
novationen realisiert. Dabei handelt es
sich bei der Hälfte dieser Fälle um rein
modeorientierte Produktinnovatio¬
nen, mit einer Markteinführungspha¬
se von nur einem Jahr. In einer OECD-
Studie wird die BRD gemeinsam mit
Italien zu den ganz wenigen Industrie¬
ländern gerechnet, die die erfolgreich¬
sten Strukturanpassungsmaßnahmen
gesetzt hätten. Allerdings hat die deut¬
sche Strukturanpassung im Gegen-
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satz zu Italien, wo die Beschäftigung
in diesem Bereich sogar gestiegen ist,
zu größeren Beschäftigungseinbrü¬
chen geführt als in den meisten ande¬
ren Industriestaaten.

In einem umfangreichen Kapitel,
vom Autor dezent mit „das Handeln
staatlicher Instanzen" übertitelt, geht
es im wesentlichen um die ganze
Bandbreite von Maßnahmen seitens
der Industrie-, aber auch der Entwick¬
lungsländer zum Schutz der eigenen
Textil- und Bekleidungsindustrie. Die
Palette reicht von bilateralen Einfuhr¬
beschränkungen auf Basis des Welt-
textilabkommens, das soeben auf wei¬
tere fünf Jahre verlängert wurde, über
prohibitiv hohe Zölle, administrative
Einfuhrbehinderungen, technische
Handelshemmnisse bis hin zu Sub¬
ventionen. Die Zielrichtung seitens
der Industriestaaten ist dabei durch¬
aus nicht nur die Behinderung der
Importe aus den Entwicklungslän¬
dern. Beispielsweise sind die übrigen
EG-Mitgliedsstaaten, insbesondere
Frankreich und Italien, überaus erfin¬
derisch, um Importe aus der „libera¬
len" BRD zu behindern. So z. B. ver¬
langte Frankreich, dem der hohe An¬
teil der passiven Veredelungsverkehre
der deutschen Bekleidungsindustrie
ein Dorn im Auge ist, Herkunftsbe¬
zeichnungen für Textilprodukte. Wie
bereits erwähnt ist die BRD auch das
einzige EG-Land mit einer nennens¬
werten Textilindustrie, das dieser kei¬
ne sektoralen Beihilfen zur Verfügung
stellt. Das andere Beispiel einer nach
Auffassung der OECD geglückten
Strukturanpassung, Italien, ist hier
weniger kleinlich. Die italienische Re¬
gierung übernimmt aus beschäfti¬
gungspolitischen Gründen über meh¬
rere Staatsholdings konkursreife Tex¬
til- und Bekleidungsunternehmen,
wobei deren anhaltende Verluste letzt¬
lich aus der Staatskasse getragen wer¬
den. Diese staatlichen Textilholdings
kontrollieren derzeit rund 5 Prozent
der totalen Beschäftigung in der Tex¬
tilindustrie und mehr als 10 Prozent in
der Bekleidungsindustrie. Darüber



hinaus ist in der italienischen Textil-
und Bekleidungsindustrie die
Schwarzarbeit weit verbreitet, die ent¬
weder von staatlicher Seite geduldet
oder aus administrativen Unzuläng¬
lichkeiten nicht verhindert wird.

Mit den unterschiedlichen Positio¬
nen der bundesdeutschen Unterneh¬
mergruppen zur Außenhandels- und
Wirtschaftspolitik im Textil- und Be¬
kleidungsbereich setzt sich das fol¬
gende Kapitel auseinander. Die Posi¬
tion des Bundesverbandes der deut¬
schen Industrie ist kurzgefaßt folgen¬
de: Freihandel im Prinzip ja; wenn
sich andere Länder aber nicht an die¬
ses Prinzip halten bzw. zu Wettbe¬
werbsverzerrungen beitragen, ist ein
Abweichen von diesem Prinzip legi¬
tim, wenn auch nicht immer (insbe¬
sondere in Zeiten mit hohen Export¬
überschüssen) opportun. Da das Vor¬
dringen der Entwicklungsländer - ins¬
besondere der Schwellenländer - auf
dem Welttextilmarkt und Wettbe¬
werbsverzerrungen als Folge massiver
staatlicher Subventionen sowie tarifä-
rer und nichttarifärer Handelshemm¬
nisse die Lage der bundesdeutschen
Textil- und Bekleidungsbranche
nachhaltig verschlechtert haben, un¬
terstützt der Bundesverband der deut¬
schen Industrie das an sich protektio-
nistische Instrument des Welttex-
tilabkommens. Daß die deutschen
Importeure und Händler ein Auslau¬
fen dieses Abkommens fordern, liegt
auf Grund ihrer Interessenlage auf der
Hand.

In einem letzten umfangreichen Ab¬
schnitt setzt sich der Autor mit ge¬
werkschaftlichen Reaktionen und
Strategien im Hinblick auf die aufge¬
zeigten Verlagerungsprozesse und die
daraus resultierenden Arbeitsplatz¬
verluste auseinander. In einer Wirt¬
schaft, in der jeder vierte Arbeitsplatz
vom Export abhängig ist, bestehen je
nach Interessenlage naturgegeben
Auffassungsunterschiede über die
Vor- und Nachteile von mehr oder
weniger Liberalismus zwischen den

einzelnen Gewerkschaften. So wendet
sich die Industriegewerkschaft Metall
- die mit Abstand größte Einzelge¬
werkschaft des DGB - aufgrund der
zu ihrem Organisationsbereich gehö¬
renden Exportindustrie grundsätzlich
gegen protektionistische Maßnahmen.
Hingegen macht sich die Gewerk¬
schaft Textil - Bekleidung, die aus¬
schließlich in einem Bereich tätig ist,
der einem starken Importdruck unter¬
liegt, massiv dafür stark. Sie wendet
sich insbesondere gegen eine Ent¬
wicklung, die die Industrialisierung
der Entwicklungsländer mit modern¬
sten Produktionsanlagen vorantreibt
und gleichzeitig frühkapitalistische
Arbeits-, Lohn- und Sozialverhältnisse
in den Entwicklungsländern fördert,
deren Existenz letztlich Ausstrahlung
auf die Arbeitsverhältnisse in den In¬
dustriestaaten selbst haben müssen.
Damit wird die heimische Industrie
verdrängt, ohne daß es zu einer Ver¬
besserung für die Lohnabhängigen in
den Entwicklungsländern kommt. Ei¬
ne nach gewerkschaftlichen Vorstel¬
lungen sinnvolle Industrialisierungs¬
politik muß deshalb zum Ziel haben,
in den Entwicklungsländern aufnah¬
mefähige Märkte und Massenkauf¬
kraft zu schaffen. Von gewerkschaftli¬
cher Seite wird daher gefordert, daß in
allen Ländern als Mindestnorm die
Arbeits-, Sozial- und Lebensbedin¬
gungen den Beschlüssen der Interna¬
tionalen Arbeitsorganisation (IAO)
entsprechen müssen. Die Gewerk¬
schaft Textil - Bekleidung setzt sich
deshalb für die Aufnahme einer ent¬
sprechenden Sozialklausel in die Han¬
delsverträge des GATT generell und
speziell in das Welttextilabkommen
ein. Gelingt den Gewerkschaften in
den Industrieländern durch derartige
Maßnahmen die „Angleichung nach
oben" nicht, müssen sie die Strategie
einer begrenzten Protektion verfol¬
gen, um die „Angleichung nach un¬
ten" als Folge von Produktionsverla¬
gerungen abzuwehren.

Johanna Ettl
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LANDSCHAFT UND
FREMDENVERKEHR

Rezension von: Paul
Tschurtschenthaler, Das
Landschaftsproblem im

Fremdenverkehr, Haupt-Verlag, Bern
- Stuttgart 1986, 380 Seiten

Die heute vielfach spürbare Unzu¬
friedenheit mit der Entwicklung des
Fremdenverkehrs in traditionellen
Fremdenverkehrsländern hat Teile ih¬
rer Wurzeln in der weitläufig verbrei¬
teten Meinung, dieser Wirtschafts¬
zweig gehe mit der Ressource „Land¬
schaft" zu freigebig um. Viele Verfech¬
ter einer eher gemäßigten Fremden¬
verkehrsentwicklung werfen vielen
touristischen Erschließungsmaßnah¬
men vor, daß allzuoft in Vergessenheit
gerät, daß „resources for Tourism are
finite and can be depleted by misuse
or overuse". Dabei ist das Land-
schaftsproblem keineswegs ein spezi¬
fisches Problem des Fremdenver¬
kehrs. Da aber der Tourismus - vor
allem in den Alpenländern - beinahe
immer direkt oder zumindest indirekt
in die Diskussion um die Verwendung
von Landschaftsressourcen verstrickt
ist, scheint es gerechtfertigt zu sein,
das Problem spezifisch auch aus der
Sicht des Fremdenverkehrs anzu¬
gehen.

Lange Zeit galt der Fremdenver¬
kehr als Bewahrer von Landschafts¬
ressourcen, und zwar in seinem urei¬
gensten Interesse. Er trat sogar dann
als Kläger auf, wenn es um die Über¬
nutzung bzw. Zerstörung von Land¬
schaftsressourcen ging. Industrie- und
Gewerbeansiedlungen wurden von
diesem Wirtschaftszweig mit Argusau¬
gen betrachtet und oft als Zerstörer
der Grundlagen des Fremdenverkehrs
beschuldigt. Auch heute noch zeigt

die aktuelle Diskussion um Kraft¬
werksbauten, denen negative Auswir¬
kungen auf Landschaft und Land¬
schaftsbild und in deren Folge ver¬
minderte Entwicklungschancen (zu¬
mindest einiger Formen) des Frem¬
denverkehrs nachgesagt werden, die
latente Sorge um diesen primären
Produktionsfaktor.

Das Problem erweiterte sich im
Zeitablauf und wurde dadurch diffizi¬
ler, daß der Streit um die Landschafts¬
ressourcen und deren Veränderung
bzw. Ausgestaltung nun auch inner¬
halb des Sektors „Fremdenverkehr"
zur Austragung kommt. Im Konflikt
zwischen verschiedenen Entwick¬
lungsrichtungen des Fremdenver¬
kehrs - z. B. technisierter „land-
schaftsfressender" Tourismus versus
„sanfter", mit natürlichen Grundlagen
sparsam umgehender Fremdenver¬
kehr - ist das Problem der Verwen¬
dungskonkurrenz um Landschaftsgü¬
ter ausschließlich auf diesen Wirt¬
schaftszweig beschränkt. Teile der
Fremdenverkehrswirtschaft sind ge¬
genwärtig nur allzuoft Beschuldigte,
wenn es um die Anklage des Raub¬
baus an Landschaftsressourcen geht.

Die Verwendung der Ressource
Landschaft durch den Fremdenver¬
kehr in den traditionellen Fremden¬
verkehrsländern ist prinzipiell ver¬
gleichbar mit Entwicklungen im Roh¬
stoffbereich. Hier wie dort herrschte
lange die Meinung, natürliche Res¬
sourcen seien quasi im Überfluß ver¬
fügbar. In Konsequenz dieser Auffas¬
sung zeigte sich eine Übernutzung der
respektiven Ressourcen, die nicht ei¬
nem ökonomisch effizienten Mittel¬
einsatz entsprach. Das zunehmende
Bewußtwerden der Knappheit von ur¬
sprünglich als unbegrenzt verfügbar
angesehenen Ressourcen führte zu¬
mindest teilweise zu einem Umden¬
ken: Plötzlich sprach man natürlichen
Ressourcen nicht nur einen hohen Ge¬
brauchswert, sondern auch höheren
Tauschwert zu; die Forderung hieß
„sparsamer Umgang mit unseren na¬
türlichen Ressourcen".
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Die Wirtschaftswissenschaft be¬
schäftigt sich schon geraume Zeit mit
den angerissenen Problemen. 1931
zeigte Hotelling, daß bei gleichem An¬
spruch und identen Präferenzen heu¬
tiger und zukünftiger Generationen
auf bzw. für die vorhandenen Rohstof¬
fe und unter den Voraussetzungen
vollkommener Konkurrenz sowie un¬
ter Abstraktion von Abbaukosten vom
wirtschaftlichen Standpunkt ein Ab¬
bau von erschöpfbaren Ressourcen
heute dann sinnvoll ist, wenn der da¬
durch erzielbare und am Kapitalmarkt
angelegte Erlös größer ist als die in
Zukunft erwarteten Einnahmen. Die¬
se Regel setzt jedoch neben Marktvoll¬
kommenheit unter anderem Sicher¬
heit über gegenwärtige und zukünfti¬
ge Preise, damit exakte Kenntnis der
insgesamt verfügbaren Ressourcen
und des technischen Fortschritts (der
die Nachfrage nach den verschiede¬
nen Rohstoffen wesentlich beeinflußt)
voraus, geht von einer eindeutigen
Diskontrate aus und unterstellt dar¬
über hinaus eine globale Weltwirt¬
schaft ohne institutionelle zwischen¬
staatliche Probleme.

Die auftretenden Schwierigkeiten
bei der Bestimmung der optimalen
Abbaurate bei erschöpfbaren (Roh-
stoff-)Ressourcen sind also enorm.
Für den Rohstoff des Fremdenver¬
kehrs - die Landschaft - kommt noch
eine weitere Erschwernis bei der Be¬
stimmung eines optimalen Entwick-
lungs- bzw. Erschließungspfades hin¬
zu: Im Gegensatz zum Rohstoffsektor
funktioniert der Preismechanismus
für Landschaftsgüter nicht oder doch
nur sehr unzureichend. Die Präferen¬
zen - im Falle von privaten Gütern
bekundet durch ihren Preis - müssen
daher auf andere Weise ermittelt wer¬
den. Einer Erschließungsregel im Sin¬
ne eines optimalen zeitlichen Abbau¬
pfades analog der für erschöpfbare
Ressourcen bedarf es jedoch nicht:
Landschaftsgüter im Fremdenverkehr
geben - einmal in einer bestimmten
Richtung erschlossen - einen kontinu¬
ierlichen touristischen Nutzenstrom

ab; eine Erschöpfung der Ressource
erfolgt nicht. Knappheiten treten aber
dann auf, wenn sich herausstellt, daß
die Landschaft irreversibel für eine
bestimmte Fremdenverkehrsform ge¬
widmet wurde, die Präferenzen aber
eine andere Nutzung fordern.

Die spürbar werdende Knappheit
an natürlichen Ressourcen war auch
der Anknüpfungspunkt für die zu Be¬
ginn der siebziger Jahre wieder auf¬
flammende Diskussion der Grenzen
des Wachstums. Der Streit um die
Expansionsfähigkeit der Wirtschaft ist
dabei keineswegs neu, auch nicht in
dem für den Fremdenverkehr beson¬
ders relevanten Bereich der Zerstö¬
rung von Landschaftsressourcen. Be¬
reits John Stuart Mill vertrat „die Auf¬
fassung, eine weitere Ausdehnung der
Produktion könne allenfalls noch für
weniger entwickelte Länder ein Ziel
sein, weil nun die Kosten die Nutzen
überstiegen und weil durch die immer
intensivere Bodennutzung die Land¬
schaft ihren Charme verliere".

Ausgangspunkt aller Probleme ist
zunächst die Tatsache, daß die Auffas¬
sungen bezüglich der Kriterien eines
intakten Erholungsraumes für den
Fremdenverkehr und zukünftige Ge¬
nerationen individuell grundverschie¬
den sind. Es sind verschiedene Stufen
von Erschließungszuständen für den
Fremdenverkehr denkbar, die den
Vorstellungen über die „richtige" Qua¬
lität eines intakten Erholungsraumes
gerecht werden. Das konkrete Pro¬
blem lautet daher: Wo liegt die Grenze
zwischen einem noch intakten Erho¬
lungsraum und einem voll für den
technisierten Fremdenverkehr (über-)
erschlossenen Gebiet? Dabei bleibt
selbstverständlich die Möglichkeit of¬
fen, daß auch das hocherschlossene
Fremdenverkehrsgebiet den Quali¬
tätsvorstellungen eines intakten Erho¬
lungsraumes gerecht wird. Zu diesem
Problem findet der Ökonom gemein¬
hin eine einfache Antwort; die Nach¬
frage solle befinden, was einen intak¬
ten Erholungsraum ausmacht. In der
Realität aber zieht diese Lösungsmög-

421



lichkeit Schwierigkeiten nach sich,
die letztlich die Wurzel für die Forde¬
rung nach raumordnerischen Eingrif¬
fen bilden. Das Dilemma ist nur, daß
die Schwierigkeiten, die die ökono¬
misch einfache Antwortfindung be¬
gleiten, auch die Probleme der Raum¬
ordnung ausmachen. Der Autor analy¬
siert im vorliegenden Buch die auftre¬

tenden Probleme und deren Konse¬
quenzen auf die Widmung alpiner
Landschaften für verschiedene For¬
men des Fremdenverkehrs. Er liefert
damit wesentliche Entscheidungshil¬
fen für eine Lösung der Frage der
touristischen Ausgestaltung der Land¬
schaft.

Michael Osterauer
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Ein Fortschritt für Exporteure:

Tradelink

Aktuelle Produktnachfragen und Kontakte aus über 100 Län¬
dern bieten konkrete Chancen im Export.

Als erstes österreichisches Kredit¬
institut ist die Z mit einer Datenstation
an TRADELINK, einem elektronischen
Handelsvermittlungssystem, ange¬
schlossen. In dieser Datenstation wer¬
den Firmen- und Produktdaten von
Exporteuren gespeichert. Diese wer¬
den täglich mit aktuellen Nachfragen
ausländischer Importeure abgeglichen.
Bei Übereinstimmung von Angebot
und Nachfrage erhält der Tradelink-
Abonnent prompt die entsprechen¬
den Informationen.

Damit sind Z-Tradelink-Abonnen-
ten in der Lage, Ihre Angebote schnel¬
ler als die Konkurrenz zu erstellen.

n

1

Die Nachfragen werden gesam¬
melt, verschlüsselt und via Satellit
übermittelt

Sichern Sie sich jetzt zusätzliche
Exportchancen. Rufen Sie uns ganz
einfach an: Telefon (0 22 2) 72 92
Dw. 851 oder 314. Die Mitarbeiter
unserer Kommerzkundenabteilung
beraten Sie gerne. Übrigens: Auch die
Finanzierung Ihrer Exportgeschäfte ist
für uns kein Problem.

Bei der Z sind die Waren und Dienst¬
leistungen österre/ch/sc/ier Tradehnk-
At»onnen(en gespe/chert

c\etr&üt*'



Richtig

VF.RSTCHF.RN

ist eine Frage

DES BERECHENBAREN

Vorteile

Das Angebot

• schnelle und präzise Beratung

• niedrigste Prämienzahlungen

• Steuervorteile

• Spitzenleistungen

• unbürokratische Schadens¬
abwicklung

• Ihr Gewinnanteil

Die Leistungen

• Lebensversicherungen
Stufentarif
zwei Menschen - eine Prämie
Lebens-Bonus Tarif
Vorsorge- und Spartarif

• Unfallversicherungen
Einzelunfall
Familienunfall
Reiseunfall

• Krankenversicherungen

die üBV.
BEAMTENVERSICHERUNG
die richtige Anlage fürs Leben.
1016 Wien - Griltparzerstraße 11
Servicetelefon 0222/42 56 08
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